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1. Einleitung und Zielstellung 
 
Im Oktober 2008 legte die International Union for Conservation of Nature (IUCN) 
auf dem Weltnaturschutzkongress in Barcelona die „Rote Liste“ für das gesamte 
Tier- und Pflanzenreich vor. Demzufolge sind mehr als ein Drittel der insgesamt 
44.800 untersuchten Arten vom Aussterben bedroht, 1300 Arten mehr als noch vor 
einem Jahr. Davon entfallen 25 bis 36 Prozent auf die Säugetierarten.1 
In Deutschland gelten vier der rund hundert vorkommenden Säugetierarten als be-
droht – der Finnwal (Balaenoptera physalus), der Atlantische Nordkaper (Eubalaena 
glacialis), der Europäische Nerz (Mustela lutreola) und der Europäische Ziesel 
(Spermophilus citellus). Bei zwei Arten geht die IUCN nach Angaben des IUCN-
Experten Michael Hoffmann davon aus, dass sie in Deutschland bereits ausgestor-
ben sind – das Wildpferd und die Bayerische Kurzohrmaus (Microtus Bavaricus, 
Wühlmaus).1 
 
Zu den Ursachen des Artensterbens zählen der Verlust von Lebensräumen durch 
Zerstörung oder Fragmentierung, die Umweltverschmutzung, die Naturentnahme 
und Jagd auf bedrohte Tierarten sowie Störungen.  
Die Vernichtung von Lebensräumen stellt dabei die Hauptursache dar – sowohl die 
physische Zerstörung wie etwa Bebauung von Grünflächen oder Gebäudeabriss, als 
auch die stoffliche Veränderung wie Entwässerung, Düngung und Pestizideinträge.2 
Die Luftverschmutzung beschränkt sich nicht mehr nur auf die Ballungsgebiete. Ein 
Beispiel hierfür sind die massiven Waldschäden im Harz, Schwarzwald, Erzgebirge 
und Bayrischen Wald.3 
Auch heute noch spielt die Naturentnahme in Deutschland eine große Rolle. Vor 
allem Vogeleier, Schmetterlinge oder Pflanzen werden für private Zwecke gesam-
melt oder ins Ausland exportiert. Allein im ersten Halbjahr 1999 wurden in Bran-
                                                 
1
 Vgl. URL: http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/0,1518,582496,00.html [12.10.2008]. (siehe 
Anlage 1) 
2
 Vgl. Kaule (1991), S. 17. 
3
 Vgl. Kaule (1991), S. 13. 
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denburg und Schleswig-Holstein über 50.000 Eier beschlagnahmt, darunter auch 
weltweit extrem gefährdete Arten wie der Schreikranich.1 
Die Überbejagung soll anhand eines kleinen Exkurs nach Nordamerika dargestellt 
werden. Die Amerikanische Wandertaube (Ectopistes migratorius) ist das bekann-
teste und wahrscheinlich unglaublichste Beispiel für die Ausrottung einer Art. Die 
Wandertaube wird für die individuenreichste Vogelart der Erde gehalten. Der Be-
stand wurde auf viele Milliarden Vögel geschätzt. Sie war über den gesamten nord-
amerikanischen Kontinent östlich der Appalachen und deren nördlichen Ausläufern 
verbreitet. Die Indianer hatten es trotz Bejagung seit Jahrhunderten nicht geschafft, 
den Individuenreichtum zu beeinflussen – bis zu dem Zeitpunkt, als die Europäer 
begannen, den Kontinent für sich zu erschließen. Ab etwa 1850 wurde die Bejagung 
der Wandertaube geradezu vermarktet. Das letzte Nest wurde 1894 beobachtet, die 
letzte Wandertaube starb 1914 im Cincinnati Zoological Garden, obwohl ihre Art 
ab 1880 nicht mehr bejagt wurde. Der Mensch hatte es geschafft, die individuen-
reichste Vogelart der Erde innerhalb von nur vier Jahrzehnten auszurotten.2 
Störungen gelten heute als gravierender und überall auftretender Gefährdungsfaktor 
für die heimische Fauna. Sie entstehen beispielsweise durch Jagd, Angelsport, Fi-
scherei und Freizeitverhalten.3 
 
Wieso aber ist der Schutz der Artenvielfalt eigentlich so wichtig? 
Das Aussterben von Arten auf natürliche Weise und die Entstehung neuer Arten 
sind wichtige Bestandteile der Evolution. Global betrachtet sind jedoch immer eini-
ge Arten mehr entstanden als ausgestorben. Dieser Trend hat sich in den letzten 50 
Jahren aber umgekehrt.4 
Während sich der durch den Menschen verursachte Artenrückgang vor einigen 
Jahrhunderten noch auf einige große Arten beschränkte, werden seit Mitte des 
zwanzigsten Jahrhunderts Tier- und Pflanzenarten in einem Umfang vernichtet, der 
das natürliche Aussterben um ein Vielfaches übersteigt. Während evolutionär natür-
lich bedingtes Aussterben eine Neu- und Weiterentwicklung darstellt, welche zu 
                                                 
1
 Vgl. Dahl/Niekisch/Riedl/Scherfose (2000), S. 39. 
2
 Vgl. Engelhardt (1997), S. 25 f. 
3
 Vgl. Dahl/Niekisch/Riedl/Scherfose (2000), S 44 ff. 
4
 Vgl. Engelhardt (1997), S. VII. 
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einem quantitativen Ausgleich und einer qualitativ komplexeren Artenzusammen-
setzung führt, bewirkt menschlich beeinflusstes Aussterben seit etwa hundert Jahren 
einen einseitigen Rücklauf.1 
Die biologische Vielfalt und damit auch die Artenvielfalt (zur Abgrenzung siehe 
Kapitel 2.3.) ist jedoch aus 4 Gründen von immensem Wert:2 
1. Die genetische Vielfalt ist eine unabdingbare Voraussetzung für die Evolu-
tion auf der Erde und damit für die Anpassungsfähigkeit an sich ständig än-
dernde Umweltbedingungen. 
2. Die Tier- und Pflanzenarten haben eine ökologische Bedeutung. Sie sind 
„Bausteine der Ökosysteme“3, in denen jede Art ihre ganz bestimmte Auf-
gabe wahrnimmt, auch wenn diese in vielen Fällen noch nicht bekannt ist. 
Sie sind an den Kreisläufen der Natur, auf die auch der Mensch angewiesen 
ist, beteiligt und erhalten diese am Leben.  
3. Die Artenvielfalt hat auch eine wirtschaftliche Bedeutung – zum Beispiel 
bei der biologischen und medizinischen Grundlagenforschung, der biotech-
nologischen Energiegewinnung sowie dem biologischen Abbau von Abfall-
stoffen. 
4. Nicht vergessen werden darf das ethische Gebot zur Erhaltung der Arten-
vielfalt, da jede Art unabhängig von ihrem Nutzen für die Menschheit einen 
Eigenwert besitzt. 
 
Ein Instrument zur Verringerung des Rückgangs der Artenvielfalt stellt die rechtli-
che Reglementierung des Artenschutzes dar. Der deutsche Gesetzgeber zählt den 
Artenschutz zu den Zielen und Grundsätzen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege.4 Trotz zahlreicher artenschutzrechtlicher Vorschriften (siehe Kapitel 
3.) bleibt auch Deutschland vom Artensterben nicht verschont (siehe Seite 1). 
HELLENBROICH5 stellte sich bereits die grundlegende Frage, „ob die bisherigen 
Regelungsansätze im Artenschutzrecht an den Problemen vorbeigingen oder ob die 
                                                 
1
 Vgl. Kaule (1991), S. 13 f. 
2
 Vgl. Engelhardt (1997), S. 22 ff. 
3
 Engelhardt (1997), S. 22. 
4
 Vgl. § 1 Nr. 3 und § 2 Abs. 1 Nr. 8, 9 BNatSchG. 
5
 Hellenbroich (2006), S. 19. 
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Regelungen für sich genommen zwar tauglich sind, aber nicht effektiv zur Geltung 
gebracht werden“. 
Mit Problemen bei der Umsetzung des Artenschutzrechts in den unteren Natur-
schutzbehörden (UNB) beschäftigt sich auch die hier vorliegende Arbeit. Besonders 
hervorgehoben wird die rechtliche Ausgestaltung des nationalen Artenschutzrechts, 
insbesondere des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) nach der Novellierung 
vom 12. Dezember 2007. Es werden aber auch mögliche Ursachen für Vollzugs-
probleme in den UNB wie etwa die Wahrnehmungs- und Bewertungsdefizite,  Mo-
tivationsdefizite bei Vollzugsadressaten, ein hoher Kooperationsbedarf zwischen 
Vollzugsadressaten und Verwaltungsbehörde sowie personelle und organisatorische 
Defizite untersucht. Die getroffenen Aussagen stützen sich sowohl auf Fachlitera-
tur, als auch auf eigene Recherchen im Zuge von Interviews und Umfragebögen an 
die UNB in Baden-Württemberg, welche die Annahmen verifizieren sollen. 
Zu Beginn verschafft die Arbeit einen kurzen Überblick über einige wichtige Beg-
riffe, über die rechtliche Ausgestaltung des Artenschutzrechts sowohl auf europäi-
scher, nationaler als auch auf Länderebene und über die Organisation der Zustän-
digkeiten im nationalen Artenschutzrecht. In diesem Zusammenhang wird auch auf 
die unterschiedliche Stellung der UNB in den Landkreisen und in den Stadtkreisen 
eingegangen. Zudem werden die Methodik für die Datenerhebung mittels Inter-
views und Fragebögen, die Methodik zur Datenauswertung und die Ergebnisse ent-
sprechend der Fragestellungen im Fragebogen dargestellt. Im Anschluss daran wer-
den diese Ergebnisse den Aussagen aus der Fachliteratur gegenübergestellt. 
Ziel dieser Arbeit ist es, Probleme in den UNB bei der Umsetzung des Artenschutz-
rechts aufzuzeigen und zu quantifizieren, um daraus Anregungen für mögliche Ver-
besserungen zu geben. Es gilt außerdem, darauf hinzuweisen, dass ein effektiver 
Artenschutz nicht nur von seiner rechtlichen Ausgestaltung abhängt, sondern dar-
über hinaus weiterer Handlungsbedarf besteht. 
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2. Begriffserklärungen 
Um die folgende Arbeit besser zu verstehen, ist es notwendig, die Begriffe „Art“ 
und „Artenschutz“ zu erläutern und daraus den Umfang des Artenschutzrechts ab-
zuleiten. Außerdem soll in diesem Kapitel die Abgrenzung des Artenschutzes zum 
Biodiversitätsschutz aufgezeigt werden. 
 
2.1. Der Begriff „Art“ 
Die Definition des Artbegriffes ist für die Umsetzung des Artenschutzrechts von 
großer Bedeutung, da er die Zuordnung einzelner Tiere und Pflanzen zu den jewei-
ligen Arten und den entsprechenden Schutzkategorien bestimmt. Rein biologisch 
sind „Arten“ nach ERNST MAYR (1940)1 definiert als „[...] Gruppen natürlicher 
Populationen, die sich tatsächlich oder potenziell untereinander kreuzen können und 
die von anderen solchen Gruppen reproduktiv isoliert sind.“  
Nach dem BNatSchG ist eine „Art“ gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 3 BNatSchG „[...] jede 
Art, Unterart oder Teilpopulation einer Art oder Unterart; für die Bestimmung einer 
Art ist ihre wissenschaftliche Bezeichnung maßgebend, [...].“ Diese Begriffsbe-
stimmung entspricht damit dem Art. 1, Buchstabe a des Washingtoner Artenschutz-
übereinkommens (WA) sowie dem Art. 2, Ziffer s der EG-Artenschutzverordnung 
(EG-ArtSchVO) und bezieht sich auf die Definition aus dem Wissenschaftsbereich. 
Die geschützten Arten sind in den Anhängen der EG-VO und der FFH-Richtlinie 
sowie in Anlage 1 der Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) aufgeführt. 
„Als Population [wiederum] versteht man in der Biologie die Gesamtheit der Indi-
viduen einer Art innerhalb eines Gebietes, in dem aus räumlichen Gründen eine 
ungehinderte Paarung möglich ist.  [...]“2 Gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 4 BNatSchG ist 
eine „Population eine biologisch und geographisch abgegrenzte Zahl von Individu-
en.“ 
Im Zusammenhang mit dem Artbegriff könnte jedoch die Behandlung von Hybri-
den Probleme bereiten. Bei „Hybriden“ beziehungsweise „Bastarden“ handelt es 
sich um „[...] natürlich oder künstlich erzeugte Nachkommen von Exemplaren 
                                                 
1
 Purves u.a. (2006), S. 582. 
2
 Engelhardt (1997), S. 21. 
  6
zweier Taxa [...]“1, also Kreuzungen von Exemplaren verschiedener Arten, Unterar-
ten, Rassen oder Zuchtlinien.  
Dies führt zu Schwierigkeiten, wenn etwa nur ein Elternteil in den Anhängen der 
FFH-Richtlinie (92/43/EWG) aufgeführt ist beziehungsweise beide Elternteile ver-
schiedenen Schutzkategorien angehören. Nach LORZ/MÜLLER/STÖCKEL2 unter-
liegen Hybriden im ersten Fall in der Regel auch dem Artenschutzrecht, außer es 
wurde bei der Art ein ausnehmender Hinweis in der Anhangliste der FFH-Richtlinie 
aufgeführt. Im zweiten Fall gelten im Tierreich grundsätzlich die Vorschriften für 
die am strengsten geschützte Art.3 Bei Hybridpflanzen gilt dies jedoch nur, wenn 
die Art im Anhang einen diesbezüglichen Hinweis enthält.  
In Art. 2, Ziffer t, Satz 2, 3 der EG-ArtSchVO und Nr. 10, 13, 17 Anmerkung °611 
und Nr. 19 der Erläuterungen zur Auslegung der Anhänge A, B, C, und D der EG-
ArtSchVO sowie Nr. 4 der Erläuterungen zur Anlage 1 der BArtSchV sind die Vor-
aussetzungen geregelt, unter welchen das Artenschutzrecht auch auf Hybriden an-
zuwenden ist. Während in den Anhängen A oder B der EG-ArtSchVO auch Kreu-
zungen zwischen Hybriden erfasst werden, fallen diese hingegen gemäß Nr. 4 der 
Erläuterungen zur Anlage 1 der BArtSchV nicht unter die nationalen artenschutz-
rechtlichen Bestimmungen. 
In den Erläuterungen zur BArtSchV sind die für die Taxonomie4 der Tier- und 
Pflanzenarten verbindlichen Referenzwerke für das nationale Recht aufgeführt.  
 
                                                 
1
 Lorz/Müller/Stöckel (2003), § 10, Rn. 31. 
2
 Vgl. Lorz/Müller/Stöckel (2003), § 10, Rn. 31. 
3
 Vgl. Bendomier-Kahlo, in: Gassner (2003), § 10, Rn. 36. 
4
 Die Taxonomie ist ein Ordnungssystem der Biologie, das sich in Reiche, Abteilungen, Stämme, 
Klassen, Ordnungen, Familien, Gattungen, Arten und Unterarten gliedert. 
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2.2. Der Begriff „Artenschutz“ 
Für den Artenschutzbegriff gibt es in der Wissenschaft keine eigene Definition. In 
der Fachliteratur wird daher oft auf die Definition in den Gesetzestexten verwiesen 
wie etwa bei ALSING1. Sie definiert „Artenschutz“ als „[...] Überbegriff für alle 
Maßnahmen, die zum Schutz von bedrohten Tier- und Pflanzenarten (freilebend 
beziehungsweise wildwachsend) vorgeschrieben sind.“ Danach verweist die Auto-
rin auf das Naturschutzrecht. 
 
§ 39 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG enthält eine Legaldefinition zum Artenschutzbegriff,2 
was jedoch von MARZIK und WILRICH3 seit der Artenschutznovelle von 1986 
verneint wird. Satz 1 bestimmt dabei die allgemeinen Ziele und Zwecke des Arten-
schutzes, welche „[...den] Schutz und [die] Pflege der wild lebenden Tier- und 
Pflanzenarten in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Vielfalt“ umfassen.  
 „Wild lebende Arten“ sind dabei alle in Freiheit vorkommenden Arten, deren Ex-
emplare nicht ausschließlich vom Menschen gezüchtet werden.4 Es kommt also 
nicht darauf an, dass das einzelne Tier oder die einzelne Pflanze wild lebt, sondern 
es wird darauf abgestellt, dass die gesamte Art nicht unter der Herrschaft des Men-
schen steht.5  
In Anlage 2 Nr. 5 BArtSchV werden domestizierte Formen für die Anlage 1 zudem 
ausdrücklich ausgeschlossen. Dies bedeutet, dass Haustiere nicht unter den Arten-
begriff fallen. Solches gilt ebenfalls nicht für verwilderte oder durch menschlichen 
Einfluss eingebürgerte Einzeltiere, es sei denn, sie haben sich im Inland in freier 
Natur und ohne menschliche Hilfe über mehrere Generationen als Population (siehe 
Kapitel 3.1.) erhalten.6 Zu wild lebenden Pflanzen zählen solche, die ohne Aussaat, 
Pflanzung oder Umpflanzung wild wachsen und nicht künstlich vermehrt worden 
sind. Parallel zur Problematik der Haustiere fallen Kulturpflanzenarten sowie deren 
verwilderte Individuen nicht unter den Artenschutzbegriff.7 
                                                 
1
 Alsing (1993), S. 34. 
2
 Vgl. Lorz/Müller/Stöckel (2003), § 39, Rn. 4. 
3
 Vgl. Marzik/Wilrich (2004), § 39, Rn. 2. 
4
 Vgl. BT-Drs. 10/5064, S. 18. 
5
 Vgl. Bendomier-Kahlo, in: Gassner (2003), § 10, Rn. 20. 
6
 Vgl. Marzik/Wilrich (2004), § 10, Rn. 45. 
7
 Vgl. Marzik/Wilrich (2004), § 10, Rn. 51. 
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Die zu schützende und zu erhaltende Artenvielfalt umfasst jedoch nicht den Schutz 
des einzelnen Individuums. Dieser ist eher als Reflex des Artenschutzes anzusehen 
und unterliegt dem Tierschutz. Durch die Einbeziehung der „historisch gewachse-
nen Vielfalt“ sollen auch Kulturfolger wie etwa Ackerwildkräuter vom Artenschutz 
mit erfasst werden.1 
In § 39 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1-3 BNatSchG werden die Hauptziele aus Satz 1 als Auf-
gaben des Artenschutzes konkretisiert. Nr. 1 beschreibt die Ziele des unmittelbaren 
Artenschutzes und stellt auf den Schutz vor Beeinträchtigungen durch den Men-
schen (siehe Einleitung) ab. Geschützt sind hier zunächst die einzelnen Individuen 
von Tieren und Pflanzen, jedoch lediglich als Teil des Naturhaushaltes und wegen 
ihres Beitrags zum Erhalt der eigenen Population.2 Es sind aber nicht nur wild le-
bende Tiere und Pflanzen erfasst, sondern auch ihre Lebensgemeinschaften. § 39 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BNatSchG greift daher über die Erhaltung einzelner Arten hin-
aus.3  
§ 39 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BNatSchG ergänzt als mittelbarer Artenschutz den unmit-
telbaren Artenschutz aus Nr. 1. Dieser umfasst den Biotopschutz – sprich den 
Schutz der Lebensstätten und Lebensräume wild lebender Tiere und Pflanzen – und 
berücksichtigt damit, dass der Artenrückgang vor allem auf Beeinträchtigungen des 
Lebensraumes zurückzuführen ist.4 Die Konservierung von Biotopen („Schutz und 
Pflege“) zählt ebenso zu den Aufgaben des Artenschutzes wie eine Verbesserung 
bestehender Biotope („Entwicklung“) und die Rückgängigmachung früherer Ver-
luste („Wiederherstellung“).5 Da auch die „sonstigen Lebensbedingungen“ ge-
schützt werden sollen, stellt der Lebensbedingungsschutz in Verbindung mit dem 
Biotopschutz einen umfassenden Schutz sämtlicher Lebenslagen wild lebender Ar-
ten dar.2 
§ 39 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BNatSchG benennt „die Ansiedlung von Tieren und Pflan-
zen verdrängter wild lebender Arten“ als dritte Aufgabe des Artenschutzes und 
dient damit der Wiederherstellung der Artenvielfalt.6 Da es sich hier nur um „ver-
                                                 
1
 Vgl. Kratsch, in: Schumacher/Fischer-Hüftle (2003), § 39, Rn. 3. 
2
 Vgl. Marzik/Wilrich (2004), § 39, Rn. 4. 
3
 Vgl. Lorz/Müller/Stöckel (2003), § 39, Rn. 5. 
4
 Vgl. Marzik/Wilrich (2004), § 39, Rn. 5. 
5
 Vgl. Kratsch, in: Schumacher/Fischer-Hüftle (2003), § 39, Rn. 6. 
6
 Vgl. Marzik/Wilrich (2004), § 39, Rn. 6. 
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drängte Arten“ handelt, sollte man richtigerweise von einer Wiederansiedlung spre-
chen.1 „Innerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebietes“ bedeutet, dass die Wie-
deransiedlung der Art nur im Bereich ihres natürlichen Verbreitungsgebietes in Fra-
ge kommt, das heißt dort, wo sie einmal vorkam und von wo sie später verdrängt 
wurde. Dies umfasst alle heimischen Arten gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG, gilt 
aber auch für wandernde Arten, sofern sie sich regelmäßig in Deutschland aufhal-
ten.2  
 
§ 41 des Naturschutzgesetzes von Baden-Württemberg beschränkt sich lediglich 
darauf, die bundesrechtlich definierten Ziele und Aufgaben des Artenschutzes zu 
wiederholen. 
Auf europarechtlicher Ebene gibt es keine ausdrückliche Definition des Arten-
schutzbegriffes. Die EG-ArtSchV gibt als Ziel der Verordnung „den Schutz und die 
Erhaltung wildlebender Tier und Pflanzenarten durch die Regelung des Handels“ 
an. Die FFH-Richtlinie formuliert als Hauptziel die Förderung der Erhaltung der 
biologischen Vielfalt unter Berücksichtigung „verschiedener Arten wild lebender 
Tiere und Pflanzen“. Die Vogelschutzrichtlinie wiederum „betrifft  die Erhaltung 
sämtlicher wildlebender Vogelarten, die im europäischen Gebiet der Mitgliedstaa-
ten [...] heimisch sind.“ Die Vorschriften geben somit lediglich das Schutzgut und 
die Schutzmaßnahmen vor. 
 
                                                 
1
 Vgl. Lorz/Müller/Stöckel (2003), § 39, Rn. 7. 
2
 Vgl. Schmidt-Räntsch, in: Gassner (2003), § 39, Rn. 9. 
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2.3. Verhältnis von Artenvielfalt und Biodiversität 
Im Folgenden soll kurz aufgezeigt werden, wie sich die Artenvielfalt von der biolo-
gischen Vielfalt – auch Biodiversität genannt – abgrenzt. 
Nach DOBSEN1 „[...] kann man Biodiversität auf die einfachste und allgemeinste 
Weise als die Summe aller verschiedenen Organismenformen definieren, die eine 
Region bewohnen, wie etwa die gesamte Erde oder unseren eigenen Garten.“ 
Sie prägt den Titel der Biodiversitätskonvention und ist in Art. 2 der Biodiversi-
tätskonvention definiert als „[...] die Variabilität unter lebenden Organismen jegli-
cher Herkunft [...]; dies umfasst die Vielfalt innerhalb der Arten und die Vielfalt der 
Ökosysteme“. 
Der deutsche Gesetzgeber zählt die Biodiversität zu den Grundsätzen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege und versteht in § 2 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG un-
ter biologischer Vielfalt „[...] die Vielfalt an Lebensräumen und Lebensgemein-
schaften, an Arten sowie die genetische Vielfalt innerhalb der Arten.“ 
Dies zeigt, dass der Schutz der biologischen Vielfalt über den Artenschutz und die 
ihn umfassenden Teilanliegen hinausgeht. Er bezieht sich nicht nur auf wild lebende 
Tiere und Pflanzen, sondern schließt auch den Schutz von Haustieren und Kultur-
pflanzen mit ein.2 Der Artenschutz ist daher ein Teilsegment des Biodiversitätss-
chutzes (siehe Abb. 1). 
 
 
Abb. 1: Die verschiedenen Elemente und Organisationsebenen der Biodiversität3 
 
                                                 
1
 Vgl. Dobson (1997), S. 11. 
2
 Vgl. Hellenbroich (2006), S. 29. 
3
 Quelle: Dahl/Niekisch/Riedl/Scherfose (2000), S. 9 (nach Bundesamt für Naturschutz, 1997). 
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3. Rechtliche Ausgestaltung des Artenschutzrechts 
Das Artenschutzrecht setzt sich gemäß der Definition des BNatSchG aus denjeni-
gen Vorschriften zusammen, die dem Schutz und der Pflege der wild lebender Tier- 
und Pflanzenarten dienen. Diese müssen also über eine entsprechende Widmung 
oder Zweckrichtung verfügen, beziehungsweise sich mit den Aufgaben des Arten-
schutzes in einen engen Sachzusammenhang bringen lassen.1 
Wir unterscheiden daher zwischen Artenschutzrecht im formellen Sinne (Vorschrif-
ten, die dem Anliegen des Artenschutzes ausdrücklich gewidmet sind wie etwa die 
BArtSchV gemäß § 52 BNatSchG sowie Abschnitt 5 des BNatSchG gemäß § 1 Nr. 
3, 4 und § 2 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG) und Artenschutzrecht im materiellen Sinne 
(Vorschriften, die dem Artenschutz in engerem Bezug dienen, ohne ihm ausdrück-
lich gewidmet zu sein) sowie zwischen unmittelbarem Artenschutzrecht (Vorschrif-
ten, die unmittelbar der Erhaltung der Artenvielfalt dienen wie zum Beispiel das 
Bundesjagdgesetz gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 BJagdG) und mittelbarem Artenschutz-
recht (Vorschriften, die die Erhaltung der Artenvielfalt als Reflex oder beiläufige 
Folge begünstigen wie das Flurbereinigungsgesetz). Zusätzlich gibt es das Arten-
schutz-Strafrecht. Dazu zählen Vorschriften, die an die Zuwiderhandlung gegen 
artenschutzrechtliche Vorschriften Sanktionen in Form von Strafen oder Bußgeld-
zahlungen knüpfen (zum Beispiel §§ 65 – 68 BNatSchG).2 
 
Der nachfolgende Überblick über die rechtlichen Instrumentarien des Artenschutz-
rechts bezieht sich lediglich auf die wichtigsten Regelungen. 
 
                                                 
1
 Vgl. Hellenbroich (2006), S. 29f. 
2
 Vgl. Hellenbroich (2006), S. 30. 
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3.1. Artenschutzrecht in der Europäischen Union 
Ein völkerrechtliches Instrumentarium zum Artenschutz stellen Artenschutzüber-
einkommen dar wie etwa das Washingtoner Artenschutzübereinkommen von 1973. 
Artenschutzübereinkommen sind mehrseitige völkerrechtliche Verträge, denen 
Staaten wie auch völkerrechtsfähige zwischenstaatliche Organisationen (die EG 
zum Beispiel) beigetreten sind. Sie begründen keine unmittelbaren Rechte und 
Pflichten des einzelnen Bürgers, sondern enthalten ein Regelungsprogramm, wel-
ches die Vertragsstaaten umsetzen müssen. Dies leitet sich aus Art. 26 des Wiener 
Vertragsrechtsübereinkommens ab, welcher zur Erfüllung eines völkerrechtlichen 
Vertrags nach Treu und Glauben verpflichtet.1 Das Washingtoner Artenschutzüber-
einkommen selbst ist ein Übereinkommen über den internationalen Handel mit ge-
fährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen. 
 
Das sekundäre Gemeinschaftsrecht besteht gemäß Art. 249 des EG-Vertrages aus 
Verordnungen, Richtlinien, Entscheidungen, Empfehlungen und Stellungnahmen, 
wobei artenschutzrechtliche Regelungen insbesondere durch Verordnungen und 
Richtlinien ausgestaltet werden. Dabei gelten Verordnungen gemäß Art. 249 Abs. 2 
EG-Vertrag unmittelbar in jedem Mitgliedstaat und sind in allen ihren Teilen ver-
bindlich. Richtlinien hingegen sind gemäß Art. 249 Abs. 3 EG-Vertrag nur hinsicht-
lich des zu erreichenden Ziels verbindlich. Die Wahl der Form und Mittel für die 
Umsetzung in nationales Recht ist jedem Mitgliedstaat selbst überlassen. 
Seit 1972 beschließt die Europäische Gemeinschaft mehr oder weniger regelmäßig 
Umweltaktionsprogramme, deren politische Vorgaben erst entsprechende Rechts-
vorschriften auf dem Gebiet des Artenschutzes auf den Weg gebracht haben.2 Dies 
hat beispielsweise 1979 zum Erlass der Vogelschutzrichtlinie (VRL, RL 
79/409/EWG) geführt. Sie erstreckt sich gemäß Art. 1 VRL auf sämtliche wild le-
bende Vogelarten, die im europäischen Gebiet der EG-Mitgliedstaaten heimisch 
sind, und hat den Schutz der benannten Vogelarten, deren Bewirtschaftung und 
deren Regulierung zum Ziel. Die VRL befasst sich demzufolge mit dem nichthan-
delsbezogenen Artenschutz. In den Anhängen I bis III der VRL sind die Vogelarten 
                                                 
1
 Vgl. Schmidt-Räntsch (1990), S. 13. 
2
 Vgl. Hellenbroich (2006), S. 51. 
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aufgeführt, für die besondere Schutzmaßnahmen gelten, beziehungsweise eine Be-
jagung oder ein Handel mit Einschränkungen möglich ist. Die Schutzmaßnahmen 
der Mitgliedstaaten sind jedoch nicht auf diese Arten beschränkt.1 
Auf Grundlage des Umweltaktionsprogramms von 1987 wurde 1992 die FFH-
Richtlinie (FFH-RL, RL 92/43/EWG) beschlossen.1 Gemäß Art. 2 Abs. 1 FFH-RL 
findet sie allgemein auf die wild lebenden Tiere und Pflanzen im europäischen Ge-
biet der Mitgliedstaaten sowie ihre natürlichen Lebensräume Anwendung. Ziel der 
Richtlinie ist es, die Artenvielfalt durch Bewahrung oder Wiederherstellung eines 
günstigen Erhaltungszustands (siehe Art. 1 Abs. e und i FFH-RL) der natürlichen 
Lebensräume und der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftli-
chem Interesse zu sichern (Art. 2 Abs. 2 FFH-RL). In den Anhängen zur FFH-RL 
sind unter anderem Tier- und Pflanzenarten, für deren Erhaltung besondere Schutz-
gebiete ausgewiesen werden müssen (Anhang II), und streng zu schützende Tier- 
und Pflanzenarten (Anhang IV) aufgeführt. 
1997 wurde die EG-Artenschutzverordnung (VO 338/97) verabschiedet, eine Ver-
ordnung über den Schutz von Exemplaren wild lebender Tier- und Pflanzenarten 
durch Überwachung des Handels. Sie dient unter anderem der Umsetzung des Wa-
shingtoner Artenschutzübereinkommens in der Europäischen Gemeinschaft. Diese 
Verordnung wurde 2006 durch Durchführungsbestimmungen der EG-
Artenschutzdurchführungsverordnung (VO 865/2006) ergänzt. 
Weitere Beispiele für artenschutzrechtliche Regelungen im europäischen Gemein-
schaftsrecht sind die Jungrobbenrichtlinie (RL 83/129), die Zoo-Richtlinie (RL 
1999/22/EG), die Tellerreisenverordnung (VO 3254/91; enthält unter anderem Ein-
fuhrbeschränkungen für Pelze), die Verordnung über Walerzeugnisse (VO 348/81) 
sowie die Umwelthaftungsrichtlinie (UH-RL, RL 2004/35/EG). Letztere definiert 
in Art. 2 Nr. 1a UH-RL als Umweltschaden unter anderem eine Schädigung ge-
schützter Arten. 
                                                 
1
 Vgl. Hellenbroich (2006), S. 58. 
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3.2. Nationales Artenschutzrecht 
Die Artenschutzgesetzgebung, insbesondere die Umsetzung von Übereinkommen 
und EG-Richtlinien, ist Teil der konkurrierenden Gesetzgebung und obliegt gemäß 
Art. 72 Abs. 1 und Abs. 3 Nr. 2 Grundgesetz (GG) in Verbindung mit Art. 74 Ab-
satz 1 Nr. 29 GG dem Bund, solange und soweit er von seiner Gesetzgebungszu-
ständigkeit durch Gesetz Gebrauch gemacht hat. Dies ist im 5. Abschnitt des 
BNatSchG erfolgt, aber zum Teil auch in weiteren Bundesgesetzen (siehe unten). 
Hiervon abweichende gesetzliche Regelungen der Länder sind für das Artenschutz-
recht nach Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 GG nicht zulässig. 
 
Im folgenden Abschnitt soll auf die Verflechtung des BNatSchG mit artenschutz-
rechtlichen Vorschriften anderer Gesetze beziehungsweise deren Abgrenzung zum 
BNatSchG näher eingegangen werden. 
 
3.2.1. Artikel 20 a Grundgesetz 
 
Der deutsche Gesetzgeber hat den „Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und 
der Tiere“ zum Staatsziel erhoben, indem er den Art. 20 a GG durch das Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes vom 27.10.1994 nachträglich ins Grundgesetz einfüg-
te. Damit handelt es sich bei der Ausgestaltung des Artenschutzrechts um unmittel-
bar geltendes Verfassungsrecht1.  
Für den Staat bedeutet dies einerseits ein Verschlechterungsverbot2, sprich die Ver-
pflichtung des Staates, selbst Eingriffe in die Umwelt zu unterlassen, welche die 
Gesamtsituation der Umwelt weiter verschlechtern (Unterlassenspflicht). Darüber 
hinaus ist es die Aufgabe des Staates, Maßnahmen zur Erhaltung und Wiederher-
stellung der natürlichen Umwelt zu ergreifen, was man auch als Schutzpflicht im 
eigentlichen Sinne bezeichnen kann.3 
                                                 
1
 Vgl. Jarass/Pieroth (2004), Art. 20a, Rn. 1. 
2
 Vgl. Jarass/Pieroth (2004), Art. 20a, Rn. 10. 
3
 Vgl. Jarass/Pieroth (2004), Art. 20a, Rn. 5. 
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Andererseits wird dem Staat damit eine Schutzpflicht als alleiniger Adressat1 nach 
Maßgabe des Vorsorge- und Verursacherprinzips gegen bestehende oder zu be-
fürchtende Umweltbeeinträchtigungen von Privaten auferlegt.2 
Bei Art. 20 a GG handelt es sich nicht um Artenschutz, sondern um Tierschutz, da 
er sämtliche Tiere schützt unabhängig von der Art. Im Bereich der wild lebenden 
Tiere überschneiden sich Umweltschutz und Tierschutz. Auch hier obliegt dem 
Staat eine Unterlassens- und Schutzpflicht (siehe oben), wobei Schutz hier analog 





Unmittelbare Geltung erfährt das Artenschutzrecht im 5. Abschnitt des Bundesna-
turschutzgesetzes (BNatSchG). Dieser zählt zum Artenschutzrecht im formellen 
Sinn. 
 
Zu Beginn soll ein kurzer Überblick über die Entwicklung des BNatSchG gegeben 
werden4: Bereits 1935 wurde im Deutschen Reich ein Reichsnaturschutzgesetz 
(RNG, vgl. Anlage 2) verabschiedet, welches das Naturschutzrecht der Länder zent-
ralstaatlich vereinigte. Es hatte lediglich bewahrenden, konservierenden Charakter 
und galt offiziell als Durchbruch für den deutschen Naturschutz. Der Schutz wild 
lebender Tiere und Pflanzen war bereits in § 2 RNG und in der Naturschutzverord-
nung von 1936 verankert. Inoffiziell aber lag der Schwerpunkt auf einer intensiven 
Nutzung der Landschaft und nicht auf deren Schutz. In den 1950er Jahren entschied 
das Bundesverwaltungsgericht, dass „das Gesetz in seinen Anliegen und Regelun-
gen nicht von nationalsozialistischer Weltanschauung geprägt“ sei. Das RNG galt 
daher entsprechend der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts von 1958 als 
jeweiliges Landesrecht fort. 
                                                 
1
 Vgl. Jarass/Pieroth (2004), Art. 20a, Rn. 18-22. 
2
 Vgl. Jarass/Pieroth (2004), Art. 20a, Rn. 5, 8, 9. 
3
 Vgl. Jarass/Pieroth (2004), Art. 20a, Rn. 12/13. 
4
 Vgl. Lorz/Müller/Stöckel (2003), S. 3 ff. 
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Das RNG wurde 1976 in der BRD vom BNatSchG als Rahmengesetz abgelöst. 
1986 erfuhr dieses eine sogenannte Artenschutznovelle. Am 12. Dezember 2007 
wurde das BNatSchG insbesondere hinsichtlich artenschutzrechtlicher Vorschriften 
mit dem „Ersten Gesetz zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes“ erneut no-
velliert. Man spricht auch von der „Kleinen Novelle“. 
 
Ziele und Zwecke des Artenschutzrechts im BNatSchG wurden bereits in Kapitel 
2.2. erläutert.  
Das BNatSchG unterscheidet zwischen wild lebenden Arten im Allgemeinen sowie 
besonders und streng geschützten Arten, für welche strengere Schutzvorschriften im 
BNatSchG gelten wie etwa §§ 42, 43 und 62 BNatSchG. Nicht besonders geschütz-
te Arten genießen lediglich den allgemeinen Grundschutz aus § 43 NatSchG von 
Baden-Württemberg, welcher grundsätzlich für alle Arten gilt. Besonders geschütz-
te Arten sind gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 10 BNatSchG die in Anhang A und B der EG-
Artenschutzverordnung genannten Tier- und Pflanzenarten, alle sonstigen Tier- und 
Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-RL, die europäischen Vogelarten entspre-
chend der VRL sowie Arten, die gemäß § 52 Abs. 1 BNatSchG durch Rechtsver-
ordnung unter Schutz gestellt sind. In der BArtSchV sind diese in der Anlage 1 auf-
geführt und in Spalte 2 mit einem Kreuz versehen (vgl. Anlage 3).  
Zu den streng geschützten Arten zählen gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 11 BNatSchG die in 
Anhang A der EG-Artenschutzverordnung genannten Tier- und Pflanzenarten, die 
Anhang IV-Arten der FFH-RL sowie die durch Rechtsverordnung nach § 52 Abs. 2 
BNatSchG entsprechend bezeichneten Arten. In der BArtSchV sind diese in der 
Anlage 1 aufgeführt und in Spalte 3 mit einem Kreuz versehen. Die streng ge-
schützten Arten bilden also eine Teilmenge der besonders geschützten Arten (vgl. 
Anlage 3). 
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3.2.3. Bundesartenschutzverordnung 
 
Die BArtSchV von 1999 ist eine Rechtsverordnung, zu deren Erlass das Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gemäß § 52 BNatSchG 
mit Zustimmung des Bundesrates ermächtigt wurde. Sie dient dem BNatSchG ent-
sprechend dem Schutz wild lebender Tier- und Pflanzenarten und ist somit unmit-
telbares Artenschutzrecht im formellen Sinne. 
Die BArtSchV enthält traditionelle Regelungen über besonders und streng ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten, Regelungen über Teile und Erzeugnisse und über 
Aufzeichnungspflichten, Vorschriften über die Haltung von Wirbeltieren besonders 
geschützter Arten und über die Kennzeichnungspflicht sowie Vorschriften über 
verbotene Handlungen, Verfahren und Geräte. 
Anlage 1 der BArtSchV enthält eine Auflistung von besonders und streng geschütz-
ten Arten. 
 
3.2.4. Bundesjagdgesetz und Fischereirecht 
 
Das Bundesjagdgesetz (BJagdG) und das Fischereirecht gehören ebenfalls zum 
unmittelbar geltenden Artenschutzrecht. 
Das BJagdG enthält zahlreiche artenschutzrechtliche Vorschriften und nimmt daher 
eine herausragende Stellung im Artenschutzrecht ein. Zwischen dem BJagdG und 
dem BNatSchG besteht eine besondere Verflechtung, das BJagdG bleibt aber letzt-
lich hinter den Zielen des Naturschutzes zurück.  
Verflechtungen bestehen zum Beispiel bei der Hegepflicht nach § 1 Abs. 2 Satz 1 
BJagdG, welche die Erhaltung eines den landschaftlichen und landeskulturellen 
Verhältnissen angepassten, artenreichen und gesunden Wildbestandes wie auch die 
Pflege und Sicherung seiner Lebensgrundlagen zum Ziel hat. Ergänzt wird § 1 
BJagdG durch die Abschussregelungen in § 21 BJagdG. Entsprechend § 21 Abs. 1 
Satz 1 BJagdG müssen beim Abschuss von Wild auch die Belange von Naturschutz 
und Landschaftspflege berücksichtigt werden. § 21 Abs. 3 BJagdG regelt außerdem 
das Abschussverbot zur Bestandsregulierung. Für das Erlangen des Jagdscheins 
sind gemäß § 15 Abs. 5 BJagdG zusätzlich ausreichende Kenntnisse hinsichtlich 
des Natur- und Landschaftspflegerechts nachzuweisen. Als weitere Beispiele für die 
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Verflechtung des Jagdrechts mit dem Naturschutzrecht sind unter anderem die Re-
gelungen über die Schonzeiten (§ 22 BJagdG) und der Schutz des Wildes vor Wil-
derern, Futternot, Wildseuchen und anderen (§ 23 BJagdG) zu nennen. Ähnlich wie 
die artenschutzrechtliche Vorschrift des § 41 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG verbietet § 19 
a BJagdG, Wild, insbesondere soweit es in seinem Bestand gefährdet oder bedroht 
ist, zu beunruhigen. 
Die im Jagdrecht geregelten artenschutzrechtlichen Instrumente stimmen teilweise 
mit denen des Naturschutzrechts überein, wobei ihre Ausgestaltung nicht völlig 
kongruent ist. Dies lässt Probleme bei der Rechtsanwendung erwarten (zum Ver-
hältnis der beiden Rechtsgebiete zueinander vgl. Kapitel 3.2.9.). 
 
Für die Abgrenzung des Fischereirechts (insbesondere des Fischereigesetzes von 
Baden-Württemberg) zum Artenschutzrecht bestehen weitreichende Parallelen zum 
Jagdrecht, weshalb im Rahmen dieser Arbeit nicht genauer auf das Fischereirecht 
eingegangen werden soll. Der Schutz bezieht sich hier auf alle Fische und nicht nur 
auf wild lebende Fische. Dadurch wird Artenschutz an Stellen möglich, die vom 




§ 1 Nr. 1 Bundeswaldgesetz (BWaldG) nennt drei Funktionen der Forstwirtschaft: 
die Nutzungsfunktion, die Schutzfunktion und die Erholungsfunktion. Hier ist eine 
volkswirtschaftliche und eine natur- und umweltschützende Zielsetzung  gleichmä-
ßig miteinander verbunden. Der Naturschutz ist also eine Komponente des viel-
schichtigen Schutzzwecks und somit auch der Erhaltung der dauernden Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushalts. Nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sind „[...] Boden, 
Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflanzen sowie das Wirkungsgefüge zwischen ih-
nen [...]“ Bestandteile des Naturhaushalts. Dieses ökologische Wirkungsgefüge 
spielt sich in Ökosystemen ab, zu denen sowohl Lebensräume als auch Lebensge-
meinschaften einschließlich ihrer Wechselbeziehungen gehören.1  
                                                 
1
 Vgl. Lorz/Müller/Stöckel (2003), § 1, Rn. 5. 
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Dies ist ebenfalls gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 8 und 9 BNatSchG den Grundsätzen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu entnehmen. Aus diesem Grund zählt 
auch das BWaldG zum unmittelbaren Artenschutzrecht und es besteht teilweise 
Zielkonformität zum Artenschutzrecht im BNatSchG. Während das Forstrecht je-
doch nur im Wald Anwendung findet, gilt das BNatSchG flächendeckend. 
 
3.2.6. Tierschutzgesetz und Pflanzenschutzgesetz 
 
Das Tierschutzgesetz (TierSchG) enthält lediglich ethischen Tierschutz, da es den 
Schutz und eine angemessene Behandlung von Tieren als Mitgeschöpfe des Men-
schen bezweckt. Hier soll das einzelne Individuum vor unnötigen Leiden geschützt 
werden. Dabei werden auch, anders als beim Artenschutz, domestizierte Arten mit 
einbezogen. Der Artenschutz bezweckt im Gegensatz dazu den Schutz des Indivi-
duums auf Grund von Artenzugehörigkeit. Das TierSchG kann daher nur mittelbar 
dem Artenschutz dienen. 
 
Das Pflanzenschutzgesetz (PflSchG) bezieht sich gemäß § 1 PflSchG auf den 
Schutz von Pflanzen, insbesondere Kulturpflanzen, vor Schadorganismen und nicht 
parasitären Beeinträchtigungen und auf den Schutz der Gesundheit von Mensch und 
Tieren sowie des Naturhaushaltes im Allgemeinen vor den Gefahren, die durch die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln und anderen Maßnahmen entstehen können. 
Während das PflSchG die Pflanze selbst, insbesondere die Kulturpflanze, schützt, 
zielt das Artenschutzrecht auf den Schutz eines Exemplars wild lebender Pflanzen 
und Tiere als Vertreter seiner Art ab.  
Aber auch hier soll der Naturhaushalt entsprechend seiner Legaldefinition aus § 2 
Nr. 6 PflSchG, welche dem BNatSchG entspricht, geschützt werden. Wie bereits 
beim BWaldG erläutert, handelt es sich dabei unter anderem um Artenschutz, je-
doch hier als Folge des Pflanzenschutzes, den dieses Gesetz vordergründig be-
zweckt. Im PflSchG steht daher der Schutz aus wirtschaftlichen Gründen, zum Bei-
spiel als Vorsorge gegen Ertragsminderungen, im Vordergrund1 und kann aus die-
sem Grund nur mittelbares Artenschutzrecht darstellen. Der Schutz des Naturhaus-
                                                 
1
 Vgl. Lorz/Müller/Stöckel (2003), A1 Vorb., Rn. 27. 
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halts ist lediglich eine spezielle Regelung zu Aufbringungsverboten zum Beispiel in 
Naturschutzgebieten und Nationalparken.1 
Die Schädlingsbekämpfung kann dem Artenschutz aber durch Sicherung von Be-
ständen oder Befreiung von Schädlingen dienen oder durch die Einbeziehung von 





Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist dem Artenschutz intensiv verpflichtet.2 § 1a 
Abs. 1 Satz 1 WHG nennt als Grundsatz die Sicherung des Gewässers als Bestand-
teil des Naturhaushalts und als Lebensraum für Tiere und Pflanzen (zum Natur-
haushalt siehe oben Kapitel 3.2.5., BWaldG). Damit zählt auch das WHG zum un-
mittelbaren Artenschutzrecht. 
Das WHG ist außerdem auf bemerkenswerte Weise mit dem Artenschutzrecht ver-
knüpft. Hinsichtlich der zu ergreifenden Maßnahmen verweist das WHG in § 36 
Abs. 3 und 4 auf Art. 11 Abs. 3 und 4 der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL). Art. 11 
Absatz 3a und 4 WRRL wiederum bezieht sich bei den zu erfüllenden Mindestan-
forderungen auf Anhang IV Teil A der WRRL. Als Grundlage von Maßnahmen-
programmen werden hier unter anderem die VRL und FFH-RL aufgelistet. Dies 
bedeutet, dass sämtliche in der Umsetzung der VRL und der FFH-RL erlassenen 
artenschutzrechtlichen Vorschriften auch als Grundanforderungen im Wasserrecht 
anzusehen sind.2 
 
3.2.8. Sonstiges mittelbares Artenschutzrecht 
 
Das Tierseuchengesetz (TierSG) erstreckt sich bei der Bekämpfung von Tierseu-
chen gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 1a TierSG auch auf wild lebende Tiere. 
Ziel des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) ist der Schutz der Gesundheit des Men-
schen. Berührungspunkte mit dem Artenschutz sind etwa bei der Tollwutbekämp-
fung denkbar. 
                                                 
1
 Vgl. Schmidt-Räntsch, in: Gassner (2003), § 39, Rn. 12. 
2
 Vgl. Hellenbroich (2006), S. 157. 
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Das Düngemittelgesetz (DMG) bezweckt nach § 1a Abs. 1 Satz 2 DMG die Ver-
sorgung der Pflanzen mit notwendigen Nährstoffen sowie Erhaltung und Förderung 
der Bodenfruchtbarkeit. Im Unterschied zu Pflanzenschutzmitteln aus dem PflSchG 
werden hier nur Kulturpflanzen erfasst. Die Ziele des Artenschutzes werden jedoch 
durch die Begrenzung des Einsatzes von Düngern unter anderem zum Schutz der 
Artenvielfalt unterstützt. 
Ziel des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) ist die Verbesserung der Produktions- 
und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft sowie die Förderung der 
allgemeinen Landeskultur und Landesentwicklung. Es enthält daher kein unmittel-
bares Anliegen des Artenschutzes. Gemäß § 37 Abs. 2 FlurbG hat die Flurbereini-
gungsbehörde aber das öffentliche Interesse zu wahren. Sie muss insbesondere die 
Erfordernisse des Naturschutzes und der Landschaftspflege berücksichtigen. Das 
FlurbG dient also mittelbar dem Artenschutz, indem die Flurbereinigung die Durch-
führung von Artenschutzmaßnahmen durch Bereitstellung geeigneter und vor allem 




§ 39 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG enthält eine sogenannte Unberührbarkeitsklausel. 
Diese sagt aus, dass die Vorschriften des Artenschutzes im BNatSchG und darauf 
beruhende Rechtsvorschriften die bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften be-
stimmter verwandter Rechtsgebiete unberührt lassen. Als verwandte Rechtsgebiete 
werden das Pflanzenschutz-, das Tierschutz- und das Seuchenrecht sowie das Forst-
, Jagd- und Fischereirecht genannt. Durch das Wort „sowie“ teilt der Gesetzgeber 
die Rechtsgebiete in zwei Kategorien und bescheinigt damit dem Pflanzenschutz-, 
Tierschutz- und Seuchenrecht jeweils ein spezifisches Schutzgut, welches vom Ar-
tenschutz abweicht.1 
„Unberührt“ ist jedoch nicht mit „vorrangig“ gleichzusetzen. Der Vorrang der je-
weiligen Norm muss im Einzelfall entsprechend des Schutzzweckes ermittelt wer-
den. Handelt es sich um Arterhaltung, so ist die artenschutzrechtliche Norm lex 
speziales. Handelt es sich hingegen um Gesundheitsschutz von Mensch und Tier, ist 
                                                 
1
 Vgl. Lorz/Müller/Stöckel (2003), § 39, Rn. 8. 
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dem TierSG der Vorrang zu gewähren. Demgegenüber ist es aber auch möglich, 
dass zwei Vorschriften parallel Anwendung finden, wie etwa bei der Tötung von 
Tieren zugleich das Tierschutz- und das Artenschutzrecht betroffen sind.1 
§ 39 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG stellt eine Ergänzung zu Satz 1 für jagd- und fische-
reirechtliche Vorschriften dar. Das Artenschutzrecht gilt damit als speziellere Vor-
schrift für Arten, die dem besonderen Artenschutz unterliegen, nicht aber dem Jagd-
recht.2 
 
3.3. Artenschutzrecht in Baden-Württemberg 
Die wichtigsten artenschutzrechtlichen Vorschriften des Landes Baden-
Württemberg sind das Naturschutzgesetz von Baden-Württemberg (NatSchG), die 
Naturschutzzuständigkeitsverordnung (NatSchZuVO) sowie das Landesjagdgesetz 
und das Fischereigesetz (siehe oben).  
Wie im Kapitel 3.2. bereits ausgeführt, obliegt die Gesetzgebungszuständigkeit im 
Artenschutzrecht dem Bund, solange und soweit er davon Gebrauch macht. § 11 
BNatSchG regelt daher, welche Vorschriften des BNatSchG unmittelbar gelten, das 
heißt von welchen Vorschriften die Länder nicht abweichen dürfen. Hierbei sind 
auch verschiedene Vorschriften des Artenschutzes aus dem 5. Abschnitt des 
BNatSchG aufgeführt, unter anderem die §§ 39 Abs. 2 (Unberührtheitsklausel), 42 
(Verbotsvorschriften für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und 
Pflanzenarten), 43 (Ausnahmen von den Verboten des § 42), 44 BNatSchG (Zu-
ständigkeiten) und § 62 BNatSchG (Befreiungen von den Verboten des § 42) aus 
den ergänzenden Vorschriften (Abschnitt 8).  
Der 6. Abschnitt des NatSchG regelt den Schutz und die Pflege wild lebender Tier- 
und Pflanzenarten. Die Aufgaben des Artenschutzes entsprechen auf Grund der 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes denen des BNatSchG. 
Eine wichtige Maßnahme aus dem NatSchG ist die Erstellung und Fortschreibung 
eines Arten- und  Biotopschutzprogramms gemäß § 42 NatSchG „zur Vorbereitung, 
Durchführung und Überwachung von Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege und Ent-
wicklung der wild lebenden Tier- und Pflanzenarten einschließlich der dem Jagd-
                                                 
1
 Vgl. Lorz/Müller/Stöckel (2003), § 39, Rn. 8. 
2
 Vgl. Marzik/Wilrich (2004), § 39, Rn. 14. 
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recht unterliegenden Tierarten [...] von der Landesanstalt für Umwelt, Messungen 
und Naturschutz unter Mitwirkung anderer betroffener Landesbehörden sowie der 
Naturschutzvereine und sachkundiger Bürger“. 
Die NatSchZuVO wurde im Juni 2008 erlassen und beinhaltet die Zuständigkeiten 
nach dem BNatSchG und der BArtSchV (siehe folgendes Kapitel). 
 
4. Organisation und Zuständigkeiten im Arten-
schutzrecht 
§ 44 BNatSchG regelt die Zuständigkeitsbereiche für die Vollzugsbehörden im Sin-
ne der EG-Artenschutzverordnung des Washingtoner Artenschutzübereinkommens. 
Zu diesen Vollzugsbehörden zählen das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit, das Bundesamt für Naturschutz, die Zollstellen, die 
Bundeszollverwaltung sowie die nach Landesrecht zuständigen Behörden für alle 
übrigen Aufgaben im Sinne der EG-Artenschutzverordnung. 
 
Die nach Landesrecht zuständigen Behörden sind die Naturschutzbehörden gemäß 
§ 60 NatSchG und die Naturschutzfachbehörden gemäß § 61 NatSchG. Die Natur-
schutzbehörden unterliegen einem dreistufigen Aufbau: 
1. das Ministerium als oberste Naturschutzbehörde (das Ministerium für Ernäh-
rung und Ländlichen Raum (MLR) gemäß Art. 1 Abschnitt VIII Nr. 5 der 
Bekanntmachung der Landesregierung über die Abgrenzung der Geschäfts-
bereiche der Ministerien),  
2. die Regierungspräsidien als höhere Naturschutzbehörden und  
3. die unteren Verwaltungsbehörden als untere Naturschutzbehörden. 
Die unteren Verwaltungsbehörden sind in den Landkreisen gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 
Landesverwaltungsgesetz (LVG) die Landratsämter und in den Stadtkreisen gemäß 
§ 13 Abs. 1 Nr. 2 LVG die Gemeinden. Der Unterschied besteht darin, dass das 
Landratsamt sowohl Selbstverwaltungsaufgaben des Landkreises, als auch Aufga-
ben der Landesverwaltung als Staatsbehörde wahrnimmt, während der Stadtkreis 
aufgrund seiner Größe, Struktur und Bedeutung nicht in einen Landkreis eingeglie-
dert ist (kreisfreie Stadt). Die kreisfreie Stadt erfüllt in ihrem Gebiet grundsätzlich 
  24 
alle Aufgaben, welche in Landkreisen vom Landkreis und den kreisangehörigen 
Gemeinden gemeinsam erbracht werden (siehe Abbildung 2). Somit ist sie sowohl 
Vorhabensträger als Gemeinde, als auch untere Naturschutzbehörde. Im Rahmen 
der Bauleitplanung beispielsweise handelt es sich um ein Verwaltungsinternum von 
Dienststelle zu Dienststelle. In Baden-Württemberg gibt es 35 Landkreise und 9 
Stadtkreise. 
 
Abb. 2: Kommunale Selbstverwaltung in Baden-Württemberg1 
 
Die Naturschutzfachbehörden unterstützen und beraten die Naturschutzbehörden 
und unterstützen die Stiftung Naturschutzfonds in der Planung und Abwicklung von 
Fördermaßnahmen. Zu ihnen gehören gemäß § 61 NatSchG die Landesanstalt für 
Umwelt, Messungen und die ehrenamtlich tätigen Naturschutzbeauftragten.  
Die §§ 72 und 73 NatSchG regeln die sachliche Zuständigkeit für die unteren und 
höheren Naturschutzbehörden und die Zuständigkeit für den Erlass von Rechtsvor-
schriften. 
 
Die NatSchZuVO zählt die Zuständigkeiten der höheren Naturschutzbehörden, der 
Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz sowie der unteren Natur-
schutzbehörden auf. Die Regierungspräsidien als höhere Naturschutzbehörden sind 
somit unter anderem für Ausnahmen und Befreiungen von den Verboten aus § 42 
BNatSchG im Falle der §§ 43 Abs. 8 Nr. 4, 5 und 62 BNatSchG für streng ge-
schützte Tier- und Pflanzenarten zuständig, während die unteren Naturschutzbehör-
                                                 
1
 Quelle: Häußer/Nachbaur/Vögt (2006), S. 9. 
  25 
den in diesen Fällen für besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten mit Ausnah-
me der streng geschützten Arten zuständig sind. 
 
Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) ist grund-
sätzlich die Behörde örtlich zuständig, „in deren Bezirk der Anlass für die Amts-
handlung hervortritt“. 
 
5. Literaturrecherche zu Regelungs- und Vollzugs-
defiziten 
In den letzten Jahrzehnten wurde in zahlreichen Untersuchungen und Erfahrungsbe-
richten von Problemen bei der Umsetzung oder dem Vollzug des Umweltrechts in 
der Verwaltung berichtet.1 Wir sprechen daher von „Vollzugsdefiziten“, wenn es 
sich um eine Diskrepanz zwischen Norm und Wirklichkeit handelt und diese im 
Falle verwaltungsbehördlich vollzugsbedürftiger Normen auftritt.2 Dass das Arten-
schutzrecht eine verwaltungsbehördlich vollzugsbedürftige Norm darstellt, braucht 
an dieser Stelle nicht diskutiert zu werden. Auf die Diskrepanz zwischen Norm und 
Wirklichkeit wird im Folgenden noch genauer eingegangen. Professor Dr. CZY-
BULKA3 weist sogar auf die vielfältigen Defiziten speziell beim Schutz der Natur 
hin, zu welchem auch der Artenschutz zählt. 
LORENZ4 spricht von einem „Vollzugsdefizit, „[...] wenn die gesetzlichen Ziele 
trotz hinreichend konkreter Handlungsvorgaben und Bereitstellung des zum Voll-
zug notwendigen Instrumentariums von den zuständigen Behörden nicht realisiert 
werden; fehlt es schon an diesen Voraussetzungen, so liegt ein Regelungsdefizit 
vor“. Als gesetzliches Ziel nennt das BNatSchG in § 1 unter anderem die dauerhaf-
te Sicherung „[...] der Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensstätten und 
Lebensräume [...]“. Schenkt man der im Oktober 2008 von der IUCN veröffentlich-
ten „Roten Liste“ Beachtung, liegt dieses Ziel noch in weiter Ferne. Der Vergleich 
                                                 
1
 Vgl. Lübbe-Wolff (1993), S. 218. 
2
 Vgl. Lübbe-Wolff (1993), S. 217. 
3
 Vgl. Czybulka (1996), S. 596. 
4
 Lorenz (1991), S. 253. 
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Deutschlands mit anderen europäischen Staaten am Beispiel der Säugetiere zeigt 
ebenfalls eine ernst zu nehmende Situation (siehe Abbildung 3). Ob es sich im Ar-
tenschutzrecht lediglich um ein Regelungsdefizit handelt, oder ob auch Vollzugsde-
fizite in der Verwaltung, hier speziell in den UNB, vorliegen, sollen die anschlie-
ßende Literaturrecherche und Untersuchung zeigen. 
 
 
Abb. 3: Rote Liste in europäischen Vergleich (Säugetiere), aus: Binot et al. (1998)1  
 
Diese Arbeit bezieht sich vorrangig auf die UNB, da durch diese die Vorprüfung 
des Verbotstatbestandes nach § 42 BNatSchG erfolgt. Im Falle der Zuständigkeit 
der Regierungspräsidien (siehe Kapitel 4.) werden die Fälle weitergeleitet. 
 
                                                 
1
 Quelle: URL: http://www.bfn.de/0322_tiere.html [19.01.2009]. 
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Im Folgenden wird auf mögliche Regelungsdefizite sowie auf die Ursachen von 
Verwaltungsdefiziten im Rahmen einer Literaturrecherche näher eingegangen. 
 
5.1. Regelungsdefizite im Artenschutzrecht 
Entsprechend der Definition von Vollzugsdefiziten laut LORENZ1 (siehe Seite 25) 
sollen gesetzliche Vorgaben hinreichend konkret sein. Generalklauseln und unbe-
stimmte Rechtsbegriffe überfordern jedoch die Verwaltungen, weshalb Unsicher-
heit bei der Rechtsanwendung ein erstrangiges Vollzugshindernis darstellt.2 
 
5.1.1. Regelungsdefizite auf Grund der Novellierung des Bundes-
naturschutzgesetzes 
 
Das Artenschutzrecht vor allem im BNatSchG enthält zahlreiche unbestimmte 
Rechtsbegriffe, insbesondere seit der „Kleinen Novelle“ des BNatSchG vom De-
zember 2007. Dazu zählen beispielsweise die „lokale Population“, der „räumliche 
Zusammenhang“ sowie die „ökologische Funktion“. 
Das „Erste Gesetz zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes“ (vgl. Anlage 4) 
ist am 12. Dezember 2007 in Kraft getreten und enthielt insbesondere Änderungen 
zum Gebiets- und Artenschutzrecht. Grund der Novelle war ein Urteil des Europäi-
schen Gerichtshofs vom 10. Januar 2006 (Aktenzeichen C-98/03, vgl. Anlage 5) 
wegen unzureichender Umsetzung der FFH-Richtlinie wie etwa artenschutzrechtli-
che Zugriffsverbote in nationales Recht. Beanstandet wurde vor allem, dass § 43 
Abs. 4 BNatSchG a. F. die frühere Freistellung von Verboten nach § 42 BNatSchG 
a. F. nicht von den Voraussetzungen der FFH-Richtlinie abhängig machte. Dies 
hatte zur Folge, dass § 43 Abs. 4 BNatSchG a. F. bereits in der Übergangszeit für 
nicht mehr anwendbar galt, so dass die deutschen Behörden die Bestimmungen der 
FFH-RL und VRL unmittelbar anzuwenden hatten.3 Durch das Änderungsgesetz 
wurden insbesondere artenschutzrechtliche Ausnahme- und Befreiungstatbestände 
von den Verboten nach § 42 BNatSchG geändert und diese Verbote den europa-
rechtlichen Vorschriften angepasst. 
                                                 
1
 Vgl. Lorenz (1991), S. 253. 
2
 Vgl. Lübbe-Wolff (1993), S. 225. 
3
 Vgl. Lau/Steeck (2008), S. 386. 
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Der folgende Abschnitt gibt einen Überblick über die wichtigsten Änderungen im 
Artenschutzrecht im BNatSchG und über dadurch auftretende Probleme, welche in 
der Literatur vielfach zu Diskussionen führten. 
 
Zugriffsverbote für besonders oder streng geschützte Arten 
 
Durch die vier Verbotstatbestände in § 42 Abs. 1 BNatSchG werden die Verbote in 
Art. 12 Abs. 1 und Art. 13 Abs. 1 FFH-RL sowie die Verbote in Art. 5 VRL umge-
setzt. Im Gegensatz zu den europäischen Richtlinien umfassen die Zugriffsverbote 
auch fahrlässiges Verhalten und fordern daher einen strengeren Schutz für beson-
ders und streng geschützte Arten.1 
 
§ 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (vgl. Anlage 6) enthält unmittelbar geltende Verbote 
eines Zugriffs auf besonders geschützte Tierarten und ihre Entwicklungsformen und 
hat sich im Wesentlichen nicht sehr verändert. Hier wurde lediglich der Lebensstät-
tenschutz (Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten) herausgenommen und dieser in 
§ 42 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG abweichend formuliert. 
 
§ 42 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (vgl. Anlage 6) gilt nur für streng geschützte Tierarten 
und europäische Vogelarten und umfasst ein Verbot, diese Tierarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten er-
heblich zu stören.  
Damit wird das Störungsverbot von oben genannten Lebensstätten auf bestimmte 
Zeiten verlagert, was bedeutet, dass in diesen Zeiten nun auch Tiere geschützt sind, 
die für die geschützten Lebensphasen keine festgelegten Bereiche benutzen. Zusätz-
lich sind zu diesen Zeiten ebenso Tiere geschützt, die sich beispielsweise nicht 
mausern, also die geschützten Lebensphasen nicht durchlaufen. Durch eine Sum-
mierung der Schutzzeiten wäre sogar ein ganzjähriger Schutz möglich.2  
Die Störung muss jedoch „erheblich“ sein. Dieser unbestimmte Rechtsbegriff wird 
im zweiten Halbsatz legal definiert. Das bedeutet, dass sich der „Erhaltungszu-
                                                 
1
 Vgl. Möckel (2008), S. 59. 
2
 Vgl. Louis (2008), S. 66. 
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stand“ der „lokalen Population“ einer Art nicht verschlechtern darf. Damit hat der 
Gesetzgeber zwei weitere unbestimmte Rechtsbegriffe eingebaut.  
Der „Erhaltungszustand einer Art“ wird in Art. 1 Nr. i FFH-RL als  „die Gesamtheit 
der Einflüsse, die sich langfristig auf die Verbreitung und die Größe der Populatio-
nen der betreffenden Arten [...] auswirken können“ definiert. „Eine Verschlechte-
rung des Erhaltungszustandes ist insbesondere dann anzunehmen, wenn die Überle-
benschancen, der Bruterfolg oder die Reproduktionsfähigkeit vermindert werden, 
wobei dies artspezifisch für den jeweiligen Einzelfall untersucht und beurteilt wer-
den muss.“1 LOUIS2 gibt jedoch zu bedenken, dass es den lokalen Behörden nicht 
möglich ist, den Erhaltungszustand zu beurteilen, da ihnen die entsprechenden Da-
ten fehlen. Daher wird der europaweite Erhaltungszustand für den Erhaltungszu-
stand im gesamten Verbreitungsgebiet zu Grunde gelegt. 
Schwierig scheint auch die Abgrenzung der „lokalen Population“. Auf eine Legal-
definition des Begriffes „lokale Population“ wird in der Novelle verzichtet. Laut 
Begründung zum Änderungsentwurf „[umfasst] eine lokale Population [...] diejeni-
gen (Teil-)Habitate und Aktivitätsbereiche der Individuen einer Art, die in einem 
für die Lebens(-raum)ansprüche der Art ausreichenden räumlich-funktionalen Zu-
sammenhang stehen.“3 Dies bedeutet, dass die „lokale Population“ nicht mit dem 
Populationsbegriff aus § 10 Abs. 2 Nr. 4 BNatSchG gleichzusetzen ist (siehe Kapi-
tel 2.1.), sondern als „[...] Gesamtheit der Individuen einer Art [zu verstehen], die 
während bestimmter Phasen des jährlichen Zyklus in einem anhand ihrer Habitatan-
sprüche abgrenzbaren Raum vorkommen. Er umfasst daher gleichermaßen räumlich 
abgrenzbare Brut-, Rast- und Überwinterungsbestände.“4 Die lokale Population ist 
also unabhängig vom Bestehen einer Fortpflanzungsgemeinschaft und damit deren 
Bestimmung bei Arten mit großen Flächenansprüchen wie etwa Greifvögeln 
schwierig.5 
 
§ 42 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (vgl. Anlage 6) beschreibt einen Lebensstättenschutz 
für besonders geschützte Tierarten. Der Schutz umfasst jedoch nicht mehr wie bis-
                                                 
1
 BT-Drs. 16/5100, S. 11 zu Nr. 7. (siehe Anlage 7) 
2
 Vgl. Louis (2008), S. 66. 
3
 BT-Drs. 16/5100, S. 11 zu Nr. 7. 
4
 Gellermann (2007), S. 785. 
5
 Vgl. Louis (2008), S. 66. 
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her Nist-, Brut-, Wohn- und Zufluchtstätten, sondern Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten. Er entspricht nunmehr dem Wortlaut aus Art. 12 Abs. 1 Nr. d FFH-RL.  
Auch hier stellt sich die Frage, was unter dem Begriff „Lebensstätte“ zu verstehen 
ist. Nach KRATSCH1 zählen Nahrungs- und Jagdbereiche nicht zum geschützten 
Bereich. Schwierig ist die räumliche Abgrenzung, da hier artspezifische Unter-
schiede bestehen. So ist bei Laichhabitaten beispielsweise der räumlich-funktionale 
Zusammenhang und bei revierbildenden Arten die räumliche Struktur zu beachten. 
Bei Arten mit großen Raumansprüchen, wie etwa dem Baumfalken, bezieht sich die 
Lebensstätte wiederum auf dem Brutplatz. Eine Beschädigung oder Zerstörung der 
Lebensstätte liegt unter Einbeziehung von Art. 12 FFH-RL demnach vor, wenn 
durch eine schädigende Handlung die ökologische Funktion der Lebensstätte nicht 
mehr aufrecht erhalten werden kann. 
Zu den „Fortpflanzungsstätten“ gehören neben Orten, an denen konkret eine Fort-
pflanzung stattfindet, ebenso Brut und Aufzuchtbereiche (Vogelnester2) und ent-
sprechen daher in etwa den früheren Nist- und Brutstätten. Unter „Ruhestätten“ 
werden Bereiche zusammengefasst, in die sich die Tiere nach der Nahrungssuche 
oder nach Auseinandersetzungen mit Artgenossen oder Feinden zurückziehen. 
Hierzu zählen die früher geschützten Zuflucht- und Wohnstätten.3  
GELLERMANN4 sieht bei der Anwendung jedoch neue Abgrenzungsprobleme, da 
sich der Kreis der geschützten Teilhabitate verändert hat und die nun geschützten 
Lebensstätten nicht unbedingt identisch mit den früher geschützten Bereichen sind. 
 
§ 42 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG (vgl. Anlage 6) stellt ein Zugriffsverbot für besonders 
geschützte Pflanzenarten, ihre Entwicklungsformen oder Standorte dar und ist eine 
Zusammenfassung von § 42 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BNatSchG in der alten Fassung. Es 
wird jedoch nicht mehr zwischen besonders und streng geschützten Arten differen-
ziert. 
                                                 
1
 Vgl. Kratsch (2007), S. 103. 
2
 Vgl. BT-Drs. 16/5100, S. 11 zu Nr. 7. 
3
 Vgl. Louis (2008), S. 65. 
4
 Vgl. Gellermann (2007), S. 786. 
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Freistellungen, Ausnahmen und Befreiungen 
 
Freistellungen von den Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverboten aus § 42 Abs. 
1 und 2 BNatSchG sind nach § 42 Abs. 4 und 5 BNatSchG (vgl. Anlage 6) möglich, 
welche durch die Novellierung neu hinzugefügt worden sind und den Wegfall der 
Legalausnahme aus § 43 Abs. 4 BNatSchG a. F. (siehe oben) ausgleichen. 
Die Freistellung aus Abs. 4 bezieht sich auf die land-, forst- und fischereiwirtschaft-
liche Bodennutzung, die hier eine Sonderstellung erfährt und damit dem unmittelba-
ren Eingriff der Bewirtschaftung in Natur und Landschaft Rechnung trägt. Abs. 4 
ist allerdings als „verschachtelte Regel-Ausnahme-Ausnahme-Vorschrift“ aufge-
baut1: Grundsätzlich verstößt die Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft nicht gegen 
die Verbotstatbestände, solange sie der „guten fachlichen Praxis“ aus § 5 Abs. 4 bis 
6 BNatSchG sowie § 17 Abs. 2 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) entspricht. 
Dieser Grundsatz gilt jedoch nicht, wenn Arten des Anhangs IV FFH-RL oder eu-
ropäische Vogelarten betroffen sind. Hier muss sichergestellt sein, dass sich der 
„Erhaltungszustand“ der „lokalen Population“ einer Art nicht verschlechtert (siehe 
oben). Es besteht jedoch die Möglichkeit, den Erhaltungszustand durch anderweiti-
ge vorrangige Schutzmaßnahmen beziehungsweise durch behördliche Bewirtschaf-
tungsvorgaben sicherzustellen. Die Frage nach dem Verursacher dürfte sich jedoch 
in der Praxis zum Teil als schwierig erweisen, sodass in diesen Fällen Bewirtschaf-
tungsvorgaben an alle Beteiligten ergehen müssten.2 
Die Freistellung aus Abs. 5 betrifft zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft 
nach § 19 BNatSchG und nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässige 
Vorhaben im Sinne des § 21 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG. Ähnlich wie in Abs. 4 wer-
den diese Eingriffe und Vorhaben grundsätzlich von den Verbotstatbeständen aus § 
42 Abs. 1 und 2 BNatSchG freigestellt, es sei denn, es sind Arten aus dem Anhang 
IV FFH-RL oder europäische Vogelarten betroffen in Verbindung mit einem Ver-
stoß gegen den Lebensstättenschutz aus Abs. 1 Nr. 3 und das Zugriffsverbot aus 
Abs. 1 Nr. 1. Hier kommt es darauf an, dass die „ökologische Funktion“ der Le-
bensstätten im „räumlichen Zusammenhang“ weiterhin erfüllt wird. Damit hat der 
                                                 
1
 Vgl. Möckel (2008), S. 60. 
2
 Vgl. Louis (2008), S. 66 f. 
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Gesetzgeber wieder zwei unbestimmte Rechtsbegriffe eingebaut. Zur „ökologischen 
Funktion“ wird in der Begründung zum Änderungsentwurf ausgeführt, dass „[...] an 
der ökologischen Gesamtsituation des von dem Vorhaben betroffenen Bereichs [...] 
im Hinblick auf seine Funktion als Fortpflanzungs- oder Ruhestätte keine Ver-
schlechterung eintreten [darf].“1 Um dies zu gewährleisten, können nun auch vor-
gezogene Ausgleichsmaßnahmen herangezogen werden, die zum Zeitpunkt der 
Realisierung des Eingriffs funktionsfähig sein müssen.2 Der „räumliche Zusam-
menhang“ wiederum muss sich funktional an der betroffenen Art ausrichten und 
kann bei einigen Vogelarten über eine Entfernung von mehreren Kilometern verfü-
gen, während der räumliche Zusammenhang wenig mobiler Arten maximal 100 
Meter beträgt.3 
 
Die Ausnahmenregelung von den Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverboten aus 
§ 42 BNatSchG in § 43 Abs. 8 BNatSchG (vgl. Anlage 6) wurde im Wesentlichen 
um die Fälle der Nr. 4 und 5 erweitert. Ausnahmen nach § 43 Abs. 8 BNatSchG 
sind nur im Einzelfall zu erteilen und sollen insbesondere den Anforderungen des 
Art. 16 Abs. 1 FFH-RL Rechnung tragen. Als Voraussetzung gilt wiederum, dass 
sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht verschlechtert (siehe o-
ben) und dass es keine andere zumutbare Alternative gibt. 
 
Im Einklang mit der Erweiterung des § 43 Abs. 8 BNatSchG wurde auch die Be-
freiungsvorschrift in § 62 BNatSchG (vgl. Anlage 6) neu gefasst und letztlich als 
Härtefallregelung im Falle einer unzumutbaren Belastung des Einzelnen formuliert. 
Da die Überwindung der Verbotstatbestände in § 43 Abs. ( BNatSchG bereits ab-
schließend geregelt wurden, ist die Befreiung praktisch nur bei privaten Vorhaben 
relevant.4 
 
                                                 
1
 BT-Drs. 16/5100, S. 12 zu Nr. 7. 
2
 Vgl. BT-Drs. 16/5100, S. 12 zu Nr. 7. 
3
 Vgl. Trautner (2008), S. 10. 
4
 Vgl. Lau/Steek (2008), S. 394. 
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5.1.2. Sonstige Regelungsdefizite 
 
Nicht nur unbestimmte Rechtsbegriffe erschweren die Arbeit mit dem Artenschutz-
recht, sondern auch die Überschneidung verschiedener Rechtsvorschriften. Wie 
bereits in Kapitel 3. dargestellt, befinden sich artenschutzrechtliche Vorschriften in 
einer Vielzahl verschiedener Gesetze. Das BNatSchG umfasst zwar den größten 
Teil der artenschutzrechtlichen Regelungen, es kollidiert aber immer wieder mit 
dem Jagdrecht, Fischereirecht und anderen oder ist sogar parallel anzuwenden. So 
ist beispielsweise vorab eine Prüfung notwendig, ob die Tierart dem Jagdrecht un-
terliegt, wie etwa der Bussard oder dem Tierschutz, wenn es sich um eine Stadttau-
be handelt. Zusätzlich ist bei der Anwendung des Artenschutzrechts regelmäßig 
Bezug zu den entsprechenden EG-Richtlinien zu nehmen, wie zum Beispiel bei 
einigen Begriffsbestimmungen oder den Artenlisten der besonders und streng ge-
schützten Arten (Anhang IV FFH-RL, VRL). 
Ein weiterer Punkt ist das Auseinanderreißen des Artenschutzrechts, indem zwi-
schen besonders/streng geschützten Arten und allgemein geschützten Arten unter-
schieden wird. Im ersten Fall erfolgt der Schutz über das BNatSchG. Für alle ande-
ren Arten enthält § 41 BNatSchG eine Ermächtigung für die Länder, den allgemei-
nen Grundschutz zu regeln, was Baden-Württemberg in § 43 NatSchG getan hat. 
Als Letztes ist die Unübersichtlichkeit der artenschutzrechtlichen Vorschriften im 
BNatSchG durch eine Verschachtelung der artenschutzrechtlichen Vorschriften 
anzuführen. Als Beispiele können an dieser Stelle die Freistellungsregelungen (sie-
he oben in Kapitel 5.1.1.2.) genannt werden.  
Die Summe dieser Erschwernisse macht die Anwendung des Artenschutzrechts sehr 
kompliziert. 
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5.2. Vollzugsdefizite in den unteren Naturschutzbehör-
den 
In der Literatur werden verschiedene Ursachen von Vollzugsdefiziten angespro-
chen. Dazu zählen unter anderem Wahrnehmungs- und Bewertungsdefizite1,  Moti-
vationsprobleme von Vollzugsadressaten und Vollzugsbehörden2, ein hoher Koope-
rationsbedarf zwischen Vollzugsadressaten und Verwaltungsbehörde3 sowie perso-
nelle und organisatorische Defizite4. 
 
5.2.1. Wahrnehmungs- und Bewertungsdefizite 
 
CZYBULKA1 führt aus, dass am Anfang der Ursachenkette für Vollzugsdefizite 
Defizite in der Wahrnehmung beziehungsweise Wahrnehmbarkeit von Problemen 
in der Phase der Rechtsvorbereitung liegen. Das bedeutet, dass meist nur Arten 
wahrgenommen und untersucht werden, die im Blickpunkt des menschlichen Inte-
resses stehen. Was für den Einen eine natürliche Waldentwicklung darstellt, ist für 
den Anderen ein „unordentlicher“ Wald. 
Die Bewertung von Problemen (Bewertungsdefizite1) ist von der Wahrnehmung der 
Probleme abhängig und umgekehrt. Die einst starke Diskussion von Waldschäden 
in der Berichterstattung hatte zum Beispiel eine Gewöhnung an das globale Prob-
lem des „Sauren Regens“ zur Folge, so dass dieses Problem heute unterbewertet 
wird. 
Es wird angenommen, dass diese Wahrnehmungs- und Bewertungsdefizite gemein-
sam mit Motivationsdefiziten (siehe unten) zu fehlender Akzeptanz des Arten-
schutzrechts bei Gemeinden, Planern und in der Bevölkerung führen. 
 
                                                 
1
 Vgl. Czybulka (1996), S. 597. 
2
 Vgl. Lübbe-Wolff (1993) S. 218 ff.; Vgl. Czybulka (1996), S. 597 f. 
3
 Vgl. Lübbe-Wolff (1993), S. 226 f. 
4
 Vgl. Lorenz (1991), S. 255 f.; Vgl. Lübbe-Wolff (1993), S. 228 f.; Vgl. Czybulka (1996), S. 598 f. 
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5.2.2. Motivationsdefizite 
 
Nach LÜBBE-WOLFF1 muss zwischen der Motivation der Vollzugsadressaten und 
der Motivation der Vollzugsbehörden unterschieden werden. Sie begründet die feh-
lende Motivation der Vollzugsadressaten mit dem Fehlen eines eigenen Vollzugsin-
teresses, da sich Investitionen für den Umweltschutz in der Regel nicht rentieren.  
Dies kann nach Meinung der Autorin auf den Artenschutz analog angewendet wer-
den. Vor allem im Bereich der Landwirtschaft besteht jedoch das Instrument des 
Vertragsnaturschutzes gemäß § 8 BNatSchG. Hierbei handelt es sich um eine vor-
rangige Prüfung, ob im Sinne des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ein milderes 
Mittel angewendet werden könnte. Ein genereller Vorrang einer vertraglichen Ver-
einbarung besteht aber nicht.2 Der Vertragsnaturschutz stellt zusätzlich einen finan-
ziellen Anreiz dar. An dieser Stelle stellt sich die Frage, wie stark von diesem In-
strument auch Gebrauch gemacht wird beziehungsweise wie stark es von den 
Grundstücksbesitzern angenommen wird. 
 
Die Motivation der Vollzugsbehörden – hier UNB – ist nach LÜBBE-WOLFF3 
ebenfalls begrenzt, da sie nur einen Teil der Gesamtverwaltung mit unterschiedli-
chen und oft auch gegensätzlichen Interessen darstellen. Diese sind meist ökonomi-
scher oder politischer Natur.  
Die genaue Erörterung dieses Problems stellt jedoch auf Grund des Umfangs sowie 
zu erwartender Kooperationsschwierigkeiten mit den UNB keinen Schwerpunkt in 
dieser Diplomarbeit dar. 
 
5.2.3. Hoher Kooperationsbedarf  
 
Im Artenschutzrecht ist die Behörde stets auf eine Zusammenarbeit mit den Voll-
zugsadressaten angewiesen, um beispielsweise Informationen über die konkreten 
Verhältnisse des Vorhabens zu bekommen. Diese benötigt die Behörde, um die 
rechtlichen Anforderungen prüfen zu können. Oft beginnt dies damit, dass der Ad-
                                                 
1
 Vgl. Lübbe-Wolff (1993), S. 218 f. 
2
 Vgl. Lorz/Müller/Stöckel (2003), § 8, Rn. 3. 
3
 Vgl. Lübbe-Wolff (1993), S. 219 f. 
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ressat, wie etwa der Bauherr, Architekt oder Landwirt, die betreffenden Vorschrif-
ten gar nicht kennt beziehungsweise nicht versteht. Darüber hinaus fehlt es oft am 
Verständnis für behördliche Abläufe und für die Ausgestaltung der Vorschriften.1 
Dies sind häufig Ursachen für die Verzögerung von Vorhaben. Geringe Kenntnisse 
im Artenschutz bei den Vorhabensträgern, Planern und Architekten führen dazu, 
dass bei der Planung von Vorhaben die Belange des Artenschutzes oft nicht berück-
sichtigt werden. Also müssen artenschutzrechtliche Gutachten nachgefordert oder 
von der Behörde selbst in Auftrag gegeben werden. Da Erhebungen bei einigen 
Arten jedoch nur zu bestimmten Jahreszeiten möglich sind (zum Beispiel Fleder-
mäuse), kann es hier zu erheblichen Verzögerungen bei der Genehmigung eines 
Vorhabens kommen. 
 
5.2.4. Personelle Defizite 
 
Sowohl LÜBBE-WOLFF2 als auch LORENZ3 unterscheiden bei personellen Defi-
ziten quantitative und qualitative Aspekte. Da es sich beim Artenschutzrecht um 
sehr komplexe Aufgaben handelt, stehen die Mitarbeiter auf Grund unzureichender 
Personalausstattung in einigen UNB oft unter hohem zeitlichen Anforderungsdruck. 
Als Folge davon werden termingebundene und öffentlichkeitswirksame Aufgaben 
vorrangig bearbeitet. Daher ist Personalmangel eines der am häufigsten genannten 
Ursachen für Vollzugsdefizite.³ 
CZYBULKA4 weist darauf hin, dass es gerade im Umwelt- und Naturschutzrecht 
große Defizite in der Kenntnis schon vorhandener Normen gibt. Die Komplexität 
des Artenschutzrechts stellt aber analog zum Umweltschutzrecht hohe Anforderun-
gen an die Qualität des Personals.³ Gesetzesänderungen wie die „Kleine Novelle“ 
im Dezember 2007 erfordern Weiterbildungen, für die jedoch auf Grund des Perso-
nalmangels oft nicht genügend Zeit bleibt.  
                                                 
1
 Vgl. Lübbe-Wolff (1993), S. 226. 
2
 Vgl. Lübbe-Wolff (1993), S. 228 f. 
3
 Vgl. Lorenz (1991), S. 255. 
4
 Vgl. Czybulka (1996), S. 597. 
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Die geringe Investition in Weiterbildungen wiederum führt nach Ansicht der Auto-
rin zu einer längeren Bearbeitungszeit, welche als Folge dessen den Zeitdruck für 
die Mitarbeiter weiter erhöht.  
 
5.2.5. Organisatorische Defizite der unteren Naturschutzbehörden 
 
Als weitere mögliche Ursache für Vollzugsdefizite in den UNB soll die Organisati-
on der UNB angesprochen werden. Die von LORENZ1 beanstandete Trennung von 
allgemeinen Verwaltungsbehörden und Fachbehörden wurde mit der Verwaltungs-
reform vom 1. Januar 2005 beseitigt. Dabei wurden unter anderem die unteren 
Fach- und Sonderbehörden, wie etwa die UNB, in die Landratsämter und Stadtkrei-
se eingegliedert. 
Wie die Aufgaben auf die Mitarbeiter verteilt sind, ist den einzelnen Landratsäm-
tern und Stadtkreisen überlassen. In einigen UNB werden Verwaltungsaufgaben 
und naturschutzfachliche Aufgaben von jedem Mitarbeiter gleich, ungeachtet seiner 
Ausbildung, bearbeitet. In anderen UNB werden die Aufgaben entsprechend zwi-
schen dem Verwaltungs- und dem Fachpersonal aufgeteilt. Die folgende Untersu-
chung soll unter anderem zeigen, wie zufrieden die Mitarbeiter mit dieser Auftei-
lung sind. 
 
6. Methodik der Untersuchung 
Das BNatSchG und dessen Novellierung ist seit dem Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs vom 10. Januar 2006 (C-98/03) sehr stark und kritisch in der Literatur 
diskutiert worden (siehe Kapitel 5.1.). Die vorliegende Diplomarbeit soll nun ein 
Jahr nach der Einführung der „Kleinen Novelle“ ihre Anwendbarkeit in der Praxis 
überprüfen und die seit langem diskutierten Ursachen für Vollzugsdefizite in der 
Naturschutzverwaltung. 
Dazu wurden Interviews und Umfragen in den unteren Naturschutzbehörden in 
Baden-Württemberg durchgeführt. Die Autorin der Arbeit geht davon aus, dass die 
UNB von Regelungs- und Vollzugsdefiziten im Artenschutz am meisten betroffen 
                                                 
1
 Vgl. Lorenz (1991), S. 256. 
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sind, da durch diese die Vorprüfung des Verbotstatbestandes nach § 42 BNatSchG 
und die Überprüfung der Freistellungen erfolgt. Befreiungen und Ausnahmen wer-
den je nach betroffener Art von den UNB oder den Regierungspräsidien bearbeitet. 
 
6.1. Methodik der Datenerhebung 
Um die Probleme bei der Umsetzung des Artenschutzrechts im Fragebogen mög-
lichst genau ansprechen und formulieren zu können, wurden zuvor Interviews mit 
einem Regierungspräsidium und drei UNB durchgeführt. Damit konnte auch si-
chergestellt werden, dass aktuelle Probleme im Fragebogen angesprochen wurden, 
was sich sicherlich positiv auf den Rücklauf auswirkte.  
Bei dieser Befragung wurde auf ein halb strukturiertes Interview zurückgegriffen. 
Das bedeutet, es gab sowohl einen vorgefertigten Fragenkatalog (vgl. Anlage 8), der 
bei oben genannten Stellen gleich abgefragt wurde, als auch Gelegenheit für die 
entsprechenden Behörden, sich in einem freien Teil zu äußern. Der Fragenkatalog 
wurde anhand der vorangegangenen Literaturrecherche (siehe Kapitel 5.) ausgear-
beitet.  
 
Auf der Grundlage der Interviews wurden die Fragen für den Umfragebogen ausge-
arbeitet. Dieser wurde als Pretest an eine UNB versandt und deren Anregung in den 
Umfragebogen anschließend eingearbeitet. 
Der Umfragebogen ist in Anlage 9 beigefügt. Daher wird in diesem Abschnitt nicht 
auf jede Frage einzeln eingegangen. Er erfasst im Fragenbogenkopf die befragte 
Behörde, die Ausbildung der befragten Person (Drop-down-Feld) und die Dauer der 
Tätigkeit im Artenschutzrecht. Damit soll der Frage nachgegangen werden, wie sich 
ein Verwaltungsstudium oder ein naturwissenschaftliches Studium auf die Arbeit 
mit dem Artenschutzrecht auswirkt, da das Artenschutzrecht sowohl eine sehr kom-
plizierte Rechtsmaterie darstellt, als auch Fachwissen von den Mitarbeitern verlangt 
wie etwa bei der Artenbestimmung oder bei der Kenntnis von Lebensräumen und 
Lebenszyklen einer Art. Möglicherweise haben Mitarbeiter mit beiden Ausbil-
dungsrichtungen diesbezüglich einen Vorteil. Ebenso interessant ist die Frage, ob 
sich Mitarbeiter, welche bereits mehrere Jahre im Artenschutzrecht tätig sind, beim 
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Umgang mit dem Artenschutzrecht sicherer fühlen. Diese Aspekte sind vor allem 
bei den Fragen zu Regelungsdefiziten relevant. 
Der Fragebogen besteht aus acht Fragen, wobei sich die Fragen 1 bis 3 auf Rege-
lungsdefizite und die Fragen 4 bis 8 auf Ursachen für Vollzugsdefizite beziehen. Im 
Anschluss erhielten die befragten Personen noch Gelegenheit, Anmerkungen zu 
unterbreiten oder sich zu Verbesserungsmöglichkeiten im Umgang mit dem Arten-
schutzrecht frei zu äußern. Dies sollte zur Motivationssteigerung bei der Bearbei-
tung des Fragebogens bei den Befragten beitragen. Die Länge des Fragebogens und 
die Ausgestaltung der Fragen wurde so gewählt, dass die Fragen in höchstens 10 bis 
15 Minuten beantwortet werden konnten, um einen möglichst hohen Rücklauf zu 
gewährleisten. 
Der überwiegende Teil der Fragen ist als Ja/Nein-Fragen, als Auswahlfragen und 
als skalierte Fragen ausgestaltet. Außer beim Fragebogenkopf und den Schlussan-
merkungen musste lediglich die Frage zur Stellenbesetzung frei beantwortet wer-
den. Auf eine genauere Differenzierung der Teilzeitstellen wurde hier verzichtet. 
Ja/Nein-Fragen wurden an jenen Stellen gewählt, wo lediglich das Vorliegen des 
entsprechenden Problems interessierte, jedoch keine weitere Abstufung als sinnvoll 
erschien. Um die anschließende Auswertbarkeit zu gewährleisten, wurden meist 
skalierte Fragen gewählt. Deren Skalenpunkte wurden jeweils sprachlich beschrie-
ben, um die Beantwortung für den Befragten zu erleichtern und durch eindeutige 
Zuordnung Falschantworten zu vermeiden. Aus diesem Grund blieb die Anzahl der 
Skalenpunkte auf fünf beschränkt. 
Befragt wurden alle UNB in Baden-Württemberg, also 35 Landratsämter und 9 
kreisfreie Städte. Je Behörde sollten jeweils zwei Mitarbeiter aus dem Artenschutz 
den Fragebogen beantworten – ein Mitarbeiter mit einem Verwaltungsstudium und 
ein Mitarbeiter mit einem naturwissenschaftlichen Studium wie Biologie, Land-
schaftspflege oder andere. Die Fragebögen wurden per e-Mail als Anhang ver-
schickt, so dass eine Beantwortung der Fragen am PC möglich war und der Frage-
bogen anschließend per e-Mail zurückgesendet werden konnte. Dies sollte die Be-
arbeitungszeit verkürzen und den Rücklauf fördern. Die Rücksendefrist betrug zwei 
Wochen. 
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Natürlich ist Datenschutz an dieser Stelle ein wichtiges Thema. Aus diesem Grund 
wurden auf den Fragebögen keine Namen gefordert. Die Erfassung der Behörde 
diente lediglich zur eigenen Übersicht. Daher können die beantworteten Fragebögen 
der Diplomarbeit nicht beigefügt werden, sondern nur die ausgewerteten Ergebnis-
se. Darauf wurden die befragten Personen mittels Anschreiben hingewiesen. Ebenso 
verhält es sich mit der Befragung durch die vorgeschalteten Interviews. 
 
6.2. Methodik der Datenauswertung 
Die Daten wurden mit MS Excel in Tabellen und Diagrammen ausgewertet. Um die 
Anonymität der befragten Personen zu gewährleisten, wurde den UNB, welche sich 
an der Umfrage beteiligt hatten, ein Schlüssel zugewiesen. Die Auswertung wurde 
sowohl für alle Fragebogen insgesamt, als auch für jede Ausbildungsrichtung (Ver-
waltungsstudium, naturwissenschaftliches Studium, beide Ausbildungsrichtungen) 
getrennt durchgeführt. 
 
Den Skalenpunkten wurden folgende Werte zugeordnet: 
Skalenpunkt Wert  Skalenpunkt Wert 
Ja 1  Sehr gut 1 
Nein 2  Gut 2 
   Ausreichend 3 
Sehr gut 1  Mangelhaft 4 
Gut 2  Ungenügend 5 
Mäßig 3    
Schwierig 4  Sehr zufrieden 1 
Sehr schwierig 5  Zufrieden 2 
   Im Allg. zufrieden 3 
Sehr hoch 1  Weniger zufrieden 4 
Hoch 2  Nicht zufrieden 5 
Mäßig 3    
Gering 4  100-91 % 1 
Sehr gering 5  90-61 % 2 
   60-41 % 3 
   40-11 % 4 
   bis 10 % 5 
Tab. 1: Zuordnung von Werten zu den Skalenpunkten 
 
Die Antworten der Fragen wurden in Säulendiagrammen beziehungsweise bei Fra-
ge 1b in Kreisdiagrammen dargestellt. Bei den skalierten Fragen wurden zusätzlich 
  41 
das arithmetische Mittel und der Modalwert (welcher Wert kommt am Häufigsten 
vor) berechnet. Da für Mitarbeiter, die sowohl ein naturwissenschaftliches als auch 
ein Verwaltungsstudium absolviert hatten, nur zwei verwertbare Fragebögen vorla-
gen, wurde hier lediglich das arithmetische Mittel berechnet. Eine sinnvolle Gegen-
überstellung dieser Werte mit den Werten aus den Fragebögen der Mitarbeiter mit 
einem Verwaltungs- oder naturwissenschaftlichen Studium ist daher nicht möglich. 
Ein arithmetischer Mittelwert wurde auch bei Anzahl der Jahre berechnet, die der 
Mitarbeiter bereits im Artenschutz tätig ist, und bei der Anzahl der besetzten Stellen 
in den UNB. 
Zum Teil haben zwei Mitarbeiter mit unterschiedlichen Studienrichtungen einen 
Fragebogen gemeinsam ausgefüllt und dazu explizit erklärt, dass sie in allen Fragen 
einer Meinung waren. Diese Fragebögen wurden doppelt in die Gesamtauswertung 
mit einbezogen, jedoch nicht in die Auswertung getrennt nach Studienrichtungen, 
da sich hier keine Unterschiede ergeben. Fragen, die nicht beantwortet wurden, 
konnten in der Auswertung nicht berücksichtigt werden. Wurden bei der Beantwor-
tung einer Frage zwei Kreuze gesetzt, bezieht sich die Darstellung im Diagramm 
auf den Wert, welcher dem arithmetischen Mittelwert am nahesten kommt. 
 
7. Ergebnisse der Untersuchung 
Nachfolgend sind die Ergebnisse der Interviews und der Umfragebögen dargestellt. 
 
7.1. Ergebnisse der Interviews 
Aus Gründen des Datenschutzes können die Ergebnisse der Interviews nur zusam-
mengefasst dargestellt werden. 
Bei der Befragung stellte sich heraus, dass besonders die Begriffe der „lokalen Po-
pulation“, des „Erhaltungszustands“ und des „räumlichen Zusammenhangs“ wegen 
ihrer Unbestimmtheit die Arbeit mit den artenschutzrechtlichen Vorschriften im 
BNatSchG in der Praxis erschweren. Es wurde jedoch auch zu Bedenken gegeben, 
dass solche Begriffe ihrer Art nach unbestimmt sein sollten, da in der Natur stets 
Einzelfälle geprüft werden. Bei Unklarheiten werden als Hilfsmittel oft ökologische 
Gutachten oder die Grundlagenwerke Baden-Württembergs herangezogen. Außer-
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dem besteht bei Zweifeln an der eigenen Auslegung die Möglichkeit, sich an das 
Regierungspräsidium als nächsthöhere Aufsichtsbehörde zu wenden. 
Die Ausweitung des Störungsverbotes auf bestimmte Zeiträume gemäß § 42 Abs. 1 
Nr. 2 BNatSchG bereitet in der Praxis weniger Probleme. Zum Teil hat man dies 
bereits vor der Novellierung des BNatSchG praktiziert. 
Bei der Sonderstellung der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft nach § 42 Abs. 4 
BNatSchG kann es für die Behörde unter Umständen schwierig sein zu bestimmen, 
ob Bewirtschaftungsvorgaben erlassen werden müssen. In einigen Fällen wird hier 
von dem Instrument des Vertragsnaturschutzes Gebrauch gemacht. Die Feststellung 
des Verursachers für die Verschlechterung des Erhaltungszustandes wird als gene-
relles Problem gesehen. Da für land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Vorhaben 
keine Anzeigepflicht besteht, muss auf verantwortungsbewusstes Verhalten der 
Grundstückseigentümer vertraut werden. Verbotene Handlungen werden oft auch 
von Naturschützern gemeldet. Zudem besteht die Möglichkeit, dass die Verschlech-
terung des Erhaltungszustandes nicht durch die Bewirtschaftung, sondern durch 
äußere Einwirkungen verursacht wurde. 
Wie von den befragten Naturschutzbehörden bestätigt wurde, werden vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen nach § 42 Abs. 5 Satz 4 BNatSchG sehr häufig verwendet, 
da sie die Arbeit im weiteren Verlauf erheblich erleichtern. 
Probleme bereitet die Trennung von besonders/streng geschützten Arten und nicht 
geschützten Arten, da letztere lediglich über die Eingriffsregelung nach §§ 18 ff. 
BNatSchG geschützt sind.  
Eine Verwaltungsvorschrift für die Umsetzung des neuen Artenschutzrechts exis-
tiert nicht, da dies ein sehr aufwendiges Verfahren impliziert. Es wurden jedoch 
Weiterbildungen und Vorträge vom Regierungspräsidium und MLR angeboten so-
wie Seminare etwa bei der Umweltakademie besucht. 
Außerdem wurde erklärt, dass das BNatSchG sehr verschachtelt und damit sehr 
unübersichtlich ist, was die Anwendung in der Praxis kompliziert macht. Jeder Fall 
muss erneut ganz von vorn geprüft werden. 
Zusätzlich wurde mitgeteilt, dass das Artenschutzrecht teilweise in der Bevölkerung 
akzeptiert wird. Es wird jedoch oft als Mittel zum Zweck gebraucht, um beispiels-
weise den Nachbarn anzuzeigen. Artenschutz ist aber immer noch schwer nach au-
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ßen zu vermitteln, sowohl an die Bevölkerung als auch an Planer, Architekten und 
Gemeinden. 
Artenschutzrechtliche Belange werden oft bei der Planung von Vorhaben nicht oder 
nicht ausreichend berücksichtigt, was auf eine geringe fachliche Kompetenz der 
Vorhabensträger im Artenschutzrecht zurückzuführen ist. Dadurch kommt es zu 
Mehrarbeit in den UNB und zu Verzögerungen der Vorhaben, was wiederum Un-
verständnis bei den Vorhabensträgern auslöst. 
 
7.2. Ergebnisse der Umfragebögen 
Durch die Auswertung der Umfragebögen besteht nun die Möglichkeit, die Proble-
me bei der Umsetzung des Artenschutzrechts in den UNB zu quantifizieren. 
Von insgesamt 44 befragten UNB haben 27 UNB den Fragebogen beantwortet. 
Dadurch ergibt sich ein Rücklauf von 61,36 %. Bei zwei der 27 UNB wurde der 
Fragebogen wie gewünscht von zwei Mitarbeitern unterschiedlicher Ausbildungs-
richtung beantwortet. Bei fünf UNB haben zwei Mitarbeiter gemeinsam einen Fra-
gebogen ausgefüllt, so dass sich die Gesamtanzahl der beantworteten Fragebögen 
auf 34 beläuft. 
Anschließend werden die Ergebnisse der einzelnen Fragen dargestellt. Die Gesamt-
tabelle ist in der Anlage 10 abgebildet.  
 
7.2.1. Probleme bei der Umsetzung der Novellierung des Bundes-
naturschutzgesetzes 
 
Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Novellierung des BNatSchG vom 12. De-
zember 2007 bestehen entsprechend Abbildung 4 überwiegend bei den unbestimm-
ten Rechtsbegriffen der „lokalen Population“, des „Erhaltungszustands“ und des 
„räumlichen Zusammenhangs“. Dieses Ergebnis deckt sich mit den Interviews. Der 
Begriff der „ökologischen Funktion“ wird von etwa der Hälfte der befragten Mitar-
beiter als schwierig erachtet, während der Lebensstättenbegriff und die Sonderstel-
lung der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft bei der Anwendung in der Praxis 
weniger Probleme bereitet. Insgesamt lässt sich jedoch feststellen, dass der Umgang 
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Lebensstätte Lokale Population Erhaltungszustand Räumlicher
Zusammenhang
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Land-, Forst- und
Fischereiwirtschaft




Abb. 4: Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Novellierung des BNatSchG vom 
12.12.2007 
 
Der Vergleich von Mitarbeitern mit einem Verwaltungsstudium und Mitarbeitern 
mit einem naturwissenschaftlichen Studium ergab hier außer beim „räumlichen 
Zusammenhang“ keine nennenswerten Unterschiede (siehe Anlage 11). 
 
Entsprechend den Abbildungen 5 und 6 wurden die Mitarbeiter der UNB haupt-
sächlich vom MLR und von den Regierungspräsidien über die Novellierung infor-
miert und geschult. Aber auch sonstige Tagungen und Seminare sowie Fachliteratur 
und Selbststudium haben zur Fortbildung der Mitarbeiter beigetragen. 
 
































Abb. 6: Sonstige Informationsmöglichkeiten zur Novellierung des BNatSchG 
 
 
7.2.2. Überschneidung artenschutzrechtlicher Vorschriften im 
BNatSchG mit artenschutzrechtlichen Vorschriften anderer 
Rechtsgebiete 
 
Abbildung 7 zeigt, dass eine Überschneidung artenschutzrechtlicher Vorschriften 
im BNatSchG mit artenschutzrechtlichen Vorschriften anderer Rechtsgebiete be-
steht, und dass diese teilweise zu Problemen in der Rechtsanwendung führt. Über 
die Hälfte der befragten Mitarbeiter empfinden diese Überschneidung jedoch nicht 
als problematisch. Mitarbeiter mit einem naturwissenschaftlichen Studium kommen 
damit besser zurecht als Mitarbeiter mit einem Verwaltungsstudium. 






























Abb. 7: Probleme durch die Überschneidung artenschutzrechtlicher Vorschriften im 
BNatSchG mit artenschutzrechtlichen Vorschriften anderer Rechtsgebiete 
 
Mit Abbildung 8 soll der Zusammenhang zwischen der Dauer der Tätigkeit im Ar-
tenschutzrecht und der als schwierig eingeschätzten Rechtslage aus Frage 1 und 2 
untersucht werden. Die Streuung der Punkte ist jedoch so stark, dass hier kein Zu-
sammenhang erkennbar ist. 
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Abb. 8: Schwierigkeiten mit der Rechtslage im Artenschutzrecht in Abhängigkeit von der 
Dauer der Tätigkeit im Artenschutzrecht 
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7.2.3. Handhabbarkeit artenschutzrechtlicher Vorschriften im 
BNatSchG im Vergleich zu anderen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften 
 
Die Handhabbarkeit artenschutzrechtlicher Vorschriften im BNatSchG wird im 
Vergleich zu anderen Rechts- und Verwaltungsvorschriften wie beispielsweise 
Baurecht, sonstiges Naturschutzrecht, Immissionsschutzrecht oder Wasserrecht 
























Sehr gut Gut Mäßig Schwierig Sehr schwierig
 
Abb. 9: Handhabbarkeit artenschutzrechtlicher Vorschriften im BNatSchG im Vergleich zu 
anderen Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
 
 
7.2.4. Fachlichen Kompetenz der Vorhabensträger und Architekten 
 
Die der fachlichen Kompetenz im Bereich des Artenschutzrechts bei Kommunen 
ohne eigene artenrechtliche Zuständigkeit beziehungsweise bei anderen Vorhabens-
trägern und Architekten (vgl. Abbildung 10) wird von den Befragten als gering, 
meist sogar als sehr gering eingeschätzt. Dies spiegelt ebenfalls die Ergebnisse aus 
den Interviews wieder. 
 


























Sehr hoch Hoch Mäßig Gering Sehr gering
 
Abb. 10: Einschätzung der fachlichen Kompetenz im Bereich des Artenschutzrechts bei 
Kommunen ohne eigene artenrechtliche Zuständigkeit bzw. bei anderen 
Vorhabensträgern und Architekten 
 






























Abb. 11: Mehrarbeit in den UNB durch geringere fachliche Kompetenz im Bereich des Ar-
tenschutzrechts bei Kommunen ohne eigene artenrechtliche Zuständigkeit bzw. bei 
anderen Vorhabensträgern und Architekten 
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7.2.5. Akzeptanz des Artenschutzrechts 
 
Abbildung 12 zeigt, dass die Akzeptanz des Artenschutzrechts sowohl bei den Ge-
meinden und sonstigen Vorhabensträgern, als auch in der Bevölkerung als mäßig 




























Sehr hoch Hoch Mäßig Gering Sehr gering
 
Abb. 12: Einschätzung der Akzeptanz des Artenschutzrechts bei den Gemeinden und sonsti-
gen Vorhabensträgern bzw. in der Bevölkerung 
 
 
7.2.6. Motivation bzw. Mitwirkung der Vollzugsadressaten bei der 
Umsetzung des Artenschutzrechts 
 
Die Motivation und Mitwirkung von beispielsweise Landwirten oder sonstigen 
Vollzugsadressaten bei der Umsetzung des Artenschutzrechts (vgl. Abbildung 13) 
wird zum größten Teil als mäßig und gering eingeschätzt.  



























Sehr hoch Hoch Mäßig Gering Sehr gering
 
Abb. 13: Einschätzung der Motivation bzw. der Mitwirkung der Vollzugsadressaten bei der 
Umsetzung des Artenschutzrechts 
 
Abbildung 14 gibt an, wie häufig vom Instrument des Vertragsnaturschutzes bei der 
Umsetzung des Artenschutzrechts Gebrauch gemacht wird. Die meisten befragten 
Mitarbeiter greifen in bis zu 10 Prozent der Fälle auf vertragliche Vereinbarungen 
zurück. Manche Mitarbeiter verwenden diese sogar in bis zu 90 Prozent der Fälle. 
Die Häufigkeit der Anwendung ist sicher auch von den naturräumlichen Gegeben-

























100-91 % 90-61 % 60-41 % 40-11 % bis 10 %
Häufigkeit
 
Abb. 14: Häufigkeit der Anwendung des Instrumentes des Vertragsnaturschutzes bei der 
Umsetzung des Artenschutzrechts 
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7.2.7. Stellenmäßige Ausstattung der unteren Naturschutzbehörden 
 
Abbildung 15 zeigt, wie unterschiedlich stark die einzelnen UNB mit Personal aus-
gestattet sind. Die Stellenbesetzung schwankt im Bereich der Vollzeitbeschäftigten 
beispielsweise zwischen einer und acht Stellen. Dies gilt für die Landkreise ebenso 
wie für die Stadtkreise. Gründe für die Unterschiede liegen möglicherweise in der 


































Insgesamt wird die stellenmäßigen Ausstattung der UNB (vgl. Abbildung 16) von 
den Mitarbeitern meist als mangelhaft beurteilt. Da einige UNB recht gut besetzt 
sind, gibt es hier auch positive Bewertungen. 
 





























Sehr gut Gut Ausreichend Mangelhaft Ungenügend
 
Abb. 16: Beurteilung der stellenmäßigen Ausstattung der unteren Naturschutzbehörden 
 
 
7.2.8. Organisation der unteren Naturschutzbehörden 
 
Laut Abbildung 17 sind die Aufgaben in den befragten UNB entsprechend der Aus-
bildung auf die Mitarbeiter verteilt. Dass jeder Mitarbeiter, egal ob mit Verwal-
tungs- oder naturwissenschaftlichem Studium (Biologie, Ökologie, Landschafts-
pflege zum Beispiel), alle Aufgaben bearbeiten muss, ist nur in zwei der 27 teilge-
nommenen UNB der Fall. In manchen UNB erfolgt die Bearbeitung nach Abspra-
che oder ist abhängig vom betroffenen Verfahren. 
 


























Zusammen Getrennt Abhängig von der Aufgabe
Verwaltungsaufgaben und naturschutzfachliche Aufgaben werden zusammen von jedem Mitarbeiter oder getrennt von  
Abb. 17: Verteilung der Aufgaben in den unteren Naturschutzbehörden auf die Mitarbeiter, 
d. h. Verwaltungsaufgaben und naturschutzfachliche Aufgaben werden zusammen 
von jedem Mitarbeiter oder getrennt vom Verwaltungs- oder Fachpersonal erledigt 
 




























Sehr zufrieden Zufrieden Im Allg. zufrieden Weniger zufrieden Nicht zufrieden
die Mitarbeiter
 
Abb. 18: Bewertung der organisatorischen Aufteilung der Aufgaben in den unteren Natur-
schutzbehörden auf die Mitarbeiter 
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7.2.9. Berechnung von Mittelwerten 
 
Die Mittelwerte (vgl. Abbildungen 19 und 20) zeigen einen Vergleich der skalierten 
Fragen zwischen den verschiedenen Ausbildungsrichtungen. Demnach sind keine 
signifikanten Unterschiede bei der Beantwortung der Fragen zu erkennen. Mitarbei-
ter mit einer naturwissenschaftlichen Ausbildung schätzen lediglich die Motivation 
und Mitwirkung der Vollzugsadressaten etwas höher ein und stehen der stellenmä-
ßigen Ausstattung und der Organisation der UNB ein wenig positiver gegenüber. 
Ob sich diese Aussage jedoch verallgemeinern lässt, wird auf Grund der geringen 


























Frage 3 Frage 4a Frage 4 b Frage 5 Frage 6a Frage 6b Frage 7 Frage 8
Verwaltungsstudium Naturwissenschaftliches Studium Insgesamt
 
Abb. 19: Arithmetischer Mittelwert der skalierten Fragen (Zuordnung der Werte zu den Ska-
lenpunkten siehe Kapitel 6.2.) 
 













Frage 3 Frage 4a Frage 4 b Frage 5 Frage 6a Frage 6b Frage 7 Frage 8
Verwaltungsstudium Naturwissenschaftliches Studium Insgesamt
 
Abb. 20: Modalwert der skalierten Fragen (Zuordnung der Werte zu den Skalenpunkten sie-
he Kapitel 6.2.) 
 
 
7.2.10. Sonstige Anmerkungen 
 
Die Möglichkeit, am Ende des Fragebogens weiterführende Anmerkungen oder gar 
Anregungen für Verbesserungsvorschläge einzubringen, wurde von vielen Befrag-
ten genutzt. Auf Verbesserungs- oder Lösungsvorschläge wird erst im Kapitel 9 
eingegangen. 
Es wurde unter anderem bestätigt, dass die uneinheitliche Auslegung der Rechts-
begriffe zu Rechtsunsicherheit führt und der populationsbezogene Ansatz des neuen 
Artenschutzrechts kaum verlässliche Aussagen zulässt beziehungsweise eine ver-
tiefte Untersuchung notwendig macht. Es handelt sich hier um eine schnelllebige 
Rechtsmaterie, die stark von der Rechtssprechung abhängt. Es ist zum Beispiel 
fachlich klar, was unter einer Lebenstätte zu verstehen ist, rechtlich gewollt kann 
jedoch etwas anderes sein. Der „Erhaltungszustand“ ist bei vielen Arten wegen 
fehlenden Basisdaten nicht abschätzbar. Die „Erheblichkeit“ von Auswirkungen auf 
die Tier- und Pflanzenwelt kann oft nur schwer vorhergesagt werden. 
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Aus  fachlicher Sicht ist es ebenso nachteilig, auf eine flächenmäßige Kartierung 
von Artenvorkommen zurückzugreifen, da eine solche Infoquelle nicht existiert. 
Demzufolge muss man mehrere Quellen verwenden, um nur annähernd 
erschöpfende Daten zu erhalten, was einen erheblichen zeitlichen Aufwand 
bedeutet. Bei den meisten Verfahren wird derzeit mit Prognosen gearbeitet. 
Die Behandlung des Artenschutzes beschränkt sich zusätzlich auf die Abarbeitung 
der gesetzlich definierten Artenlisten, was zu einem verengten Blickwinkel führen 
kann und Anhang IV-Arten der FFH-Richtlinie teilweise besser schützt als natur-
schutzfachliche „Raritäten“. 
Außerdem wurde angemerkt, dass die Belange der besonders und streng 
geschützten Arten auf Grund unzureichendem Kenntnisstand nicht hinreichend 
berücksichtigt werden, ein Verwaltungsangestellter einer Gemeinde aber diesen 
Sachverstand nicht haben kann und sich diesen über Dritte besorgen muss. 
Die Akzeptanz bei Landwirten und anderen ist von den Sätzen der 
Landschaftspflegerichtlinie abhängig, die oft zu gering angesetzt sind. Wer Sinn für 
Artenschutz hat, nimmt zudem ohnehin Rücksicht und verzichtet dann auch nicht 
auf das „Taschengeld“ aus dem Vertragsnaturschutz. Im Übrigen dienen 
Maßnahmen für einzelne Arten in vielen Gemeinden zum Ausgleich des 
Ökokontos, was aber noch lange keine Akzeptanz des Artenschutzes bedeutet. Die 
Akzeptanz steigt, wenn es sich um attraktive Arten wie etwa hübsche Vögel 
handelt. Das Artenschutzrecht verdient mehr Aufmerksamkeit als derzeit in den 
Behörden geleistet werden kann, hat sich aber glücklicherweise in den letzten 
Jahren, zumindest was die Gesetzeslage betrifft, einen besseren Standpunkt und 
damit bessere Akzeptanz erkämpft. 
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Ein befragter Mitarbeiter wendet ein, dass das Artenschutzrecht in der derzeitigen 
Form zumindest in der Bauleitplanung nicht umsetzbar ist, da es unter dem gleichen 
Problem wie früher die Eingriffsregelung leidet: Die Bauleitplanung selbst löst den 
Verbotstatbestand nicht aus, sondern bereitet die verbotene Handlung nur vor, 
während das konkrete Bauvorhaben den Verbotstatbestand auslöst. Dies lässt in der 
Regel eine vernünftige Abarbeitung des Artenschutzes (Stichwort „vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen“) aber nicht mehr zu. Auch die Regelungen des § 42 Abs. 5 
Satz 2 bis 4 BNatSchG lösen dieses Problem nicht. Es sollte deshalb dringend eine 






Die Fragebögen wurden per e-Mail verschickt, um die Rücklaufquote zu erhöhen. 
Wie sich nachher herausstellte, hatte dies aber auch einige Nachteile: Von einigen 
Servern wurde die e-Mail als Spam behandelt, was möglicherweise an der Versen-
dung mittels Blindcopy lag. Damit sollte die Anonymität der befragten Mitarbeiter 
gewahrt werden. Einige Mitarbeiter hatten den Umfragebogen ausgedruckt und 
anschließend die e-Mail gelöscht, so dass der ausgefüllte Fragebogen per Fax oder 
Post zurückgeschickt werden musste. Zudem gibt es wohl immer noch Mitarbeiter, 
denen der Umgang mit dem Computer nicht so leicht fällt. 
Der Rücklauf wäre möglicherweise noch höher ausgefallen, wenn die Umfrage 
nicht während der ersten zwei Dezemberwochen so kurz vor Weihnachten stattge-
funden hätte. Daher war es einigen Mitarbeitern wegen erhöhtem Arbeitsaufkom-
men leider nicht möglich, den Fragebogen zu beantworten. 
Des Weiteren wurden bei den skalierten Fragen der Umfragebögen auf Grund der 
sprachlichen Beschreibung nur fünf Skalenpunkte verwendet. In der Regel ist die 
Verwendung einer geraden Anzahl von Skalenpunkten besser, da sich der Befragte 
zwischen einer positiven oder einer negativen Antwort entscheiden muss und bei 
Unsicherheit nicht die „goldene Mitte“ wählen kann. Dies hatte jedoch außer bei 
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Frage 6a keinen Einfluss auf die Beantwortung der Fragen, so dass auch bei Frage 
6a davon ausgegangen werden kann, dass die befragten Personen nicht nur die 
„goldene Mitte“ gewählt haben. 
Zur fehlenden beziehungsweise doppelten Beantwortung von Fragen sowie zur Be-
antwortung eines gemeinsamen Fragebogens von zwei Mitarbeitern wird auf Kapi-
tel 6.2. verwiesen. 
 
8.2. Diskussion der Ergebnisse 
An dieser Stelle sollen die Ergebnisse der Umfrage aus Kapitel 7.2. mit den Be-
hauptungen zu Regelungsdefiziten und sonstigen Ursachen von Vollzugsdefiziten 
in den UNB aus der Literaturrecherche (vgl. Kapitel 5.) verglichen werden. Die 
Ergebnisse der Interviews (vgl. Kapitel 5.1.) werden hier nicht berücksichtigt, da 
die Fragen der Umfragebögen bereits auf den Antworten aus den Interviews auf-
bauen. 
 
Unsicherheiten bei der Rechtsanwendung vor allem durch die unbestimmten 
Rechtsbegriffe „lokale Population“, „Erhaltungszustand“ und „räumlicher Zusam-
menhang“ haben sich durch die Umfrage bestätigt. Dies hat insbesondere Auswir-
kungen auf die Anwendung des Verbotstatbestandes aus § 42 Abs. 1 Nr. 2 
BNatSchG und der Freistellungen und Ausnahmen aus § 42 Abs. 4, 5 und 8 
BNatSchG.  
Die Vermutung, dass die Überschneidung artenschutzrechtlicher Vorschriften des 
BNatSchG mit artenschutzrechtlicher Vorschriften anderer Rechtsgebiete ein weite-
res Regelungsdefizit darstellen, hat sich durch die Umfrage nur teilweise bestätigt. 
Der überwiegende Teil der Mitarbeiter (62 Prozent) sieht darin keine besondere 
Problematik bei der Rechtsanwendung. 
Die Umfrage gibt außerdem die schwierige bis sehr schwierige Handhabung arten-
schutzrechtlicher Vorschriften im BNatSchG wegen deren Unübersichtlichkeit be-
ziehungsweise Verschachtelung analog der vorangegangenen Vermutung wieder.  
 
Wie bereits angenommen zeigt die Untersuchung, dass die Motivation der Voll-
zugsadressaten nicht sehr hoch ist (Motivationsdefizit). Grund dafür ist möglicher-
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weise das Fehlen eines finanziellen Anreizes. Hier scheint aber auch der Vertrags-
naturschutz nicht viel zu bewirken, da dieser lediglich ein „Zubrot“ darstellt und 
sich als nicht besonders rentabel gestaltet. 
Die Mitwirkung (Kooperation) der Vollzugsadressaten ist abhängig sowohl von 
deren Motivation (siehe oben), als auch von deren fachlicher Kompetenz im Be-
reich des Artenschutzrechts und deren Akzeptanz des Artenschutzes. Die beiden 
letzten Punkte sind bei den Vollzugsadressaten entsprechend der Umfrage eher ge-
ring oder sehr gering vertreten. Dadurch werden Gemeinden ohne eigene arten-
schutzrechtliche Zuständigkeit sowie sonstige Vorhabensträger, Planer und Archi-
tekten nicht dem hohen Kooperationsbedarf gerecht, den das Artenschutzrecht for-
dert. 
Die auch heute noch mangelhafte stellenmäßige Ausstattung der UNB deckt sich 
mit der Situation vor mehr als zehn Jahren (vgl. Kapitel 5.2.4.) und stellt damit 
quantitative personelle Defizite dar. Dies spiegelt zudem die geringe Akzeptanz des 
Artenschutzes nicht nur in der Bevölkerung und bei Vorhabensträgern wieder, son-
dern auch die geringe Akzeptanz in der Politik. Qualitative personelle Defizite 
konnten mit diesem Umfragebogen nicht erfasst werden. Einziger Anhaltspunkt ist, 
dass sich die Dauer der Tätigkeit im Artenschutzrecht nicht auf die Beantwortung 
der Fragen zum Umgang mit dem Artenschutzrecht (Fragen 1a und 2) auswirkt. 
Dies bedeutet, dass die „alten Hasen“ im Artenschutz mit unter ebenso Schwierig-
keiten haben, mit dem aktuellen Artenschutzrecht umzugehen, wie „Neueinsteiger“, 
die erst ein oder zwei Jahre auf diesem Gebiet tätig sind. 
Organisatorische Defizite scheinen entsprechend der Untersuchung weniger eine 
Ursache für Vollzugsdefizite in den UNB darzustellen, vor allem nach der Verwal-
tungsreform von 2005. Die getrennte Bearbeitung von Verwaltungs- und fachlichen 
Aufgaben ist jedoch wegen der unterschiedlichen Ausbildung sinnvoll und wird so 
auch von den Mitarbeitern eingeschätzt. 
 
Die Untersuchung zeigt, dass der Artenschutz an vielen Regelungs- und Vollzugs-
defiziten leidet wie schon vor über zehn Jahren (vgl. Kapitel 5.). Daran konnte auch 
die Novellierung des BNatSchG von 2007 nichts ändern. Allein die Organisation 
der UNB wurde positiv bewertet. 
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9. Lösungsansätze 
Wie bereits in dieser Arbeit dargestellt kämpft der Artenschutz mit einer Reihe von 
Problemen, welche sich wiederum gegenseitig beeinflussen. Daher kann es hierfür 
auch nur einen komplexen Lösungsansatz geben. 
Schritt 1 setzt an der Ausgestaltung des Artenschutzrechts selbst an. Hier ist drin-
gend mehr Transparenz sowohl innerhalb des BNatSchG, als auch bei der Über-
schneidung mit anderen Gesetzen erforderlich. Unbestimmte Rechtsbegriffe sollten 
nach Meinung der Autorin zum Beispiel entweder legal definiert werden, ohne da-
bei weitere unbestimmte Rechtsbegriffe zu verwenden, oder sie sollten in einer An-
lage zum BNatSchG erläutert und damit einheitlich geregelt werden. Des Weiteren 
wäre ein Verzicht auf die Verschachtelung von Vorschriften wie in § 42 Abs. 4 und 
5 BNatSchG hilfreich. Zudem gibt die Autorin zu bedenken, dass der Umgang mit 
dem Artenschutzrecht auch dadurch vereinfacht werden könnte, dass die Regelung 
des Artenschutzes zentral im BNatSchG erfolgt und die jeweiligen Gesetze wie das 
Jagdgesetz und andere (siehe Kapitel 3.2.) lediglich auf das BNatSchG verweisen. 
Dies zu überdenken ist letztendlich jedoch Aufgabe des Gesetzgebers und kann im 
Detail nicht Inhalt dieser Diplomarbeit sein. Anlage 12 enthält daher eine schemati-
sche Übersicht zu Prüfschritten bezüglich geschützter Tierarten nach §§ 42 und 43 
BNatSchG1. 
Da die Arten sehr unterschiedliche Ansprüche an ihre Lebensräume haben, sind 
detaillierte Kenntnisse über die Verbreitung und die Bestände beziehungsweise 
Populationen der besonders und streng geschützten Arten eine Voraussetzung für 
eine ausreichende und praktikable Umsetzung des BNatSchG. Wie der Umfrage zu 
entnehmen war, gibt es keine flächenmäßige Kartierung von Artenvorkommen für 
Baden-Württemberg. Diese Investition könnte langfristig zu einer 
Kosteneinsparung und zu einer besseren Umsetzung des Artenschutzes führen, 
wenn die Mitarbeiter nicht mehr mit aufwendig erstellten Prognosen arbeiten 
müssen. 
                                                 
1
 Vgl. Trautner (2008), S. 5. 
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Als weiterer Ansatzpunkt wird die Verbesserung der Akzeptanz des Artenschutzes 
in der Bevölkerung und bei Vorhabensträgern sowie deren Motivation und 
Kooperation gesehen. Hier ist es zum Einen wichtig, mehr Öffentlichkeitsarbeit 
nicht nur durch den Gesetzgeber, sondern auch durch die Naturschutzbehörden zu 
betreiben. Bislang wird Umwelt- und Naturschutzbildung und -erziehung zum 
großen Teil durch Umweltakademien, sonstige Projekte des Landes (wie zum 
Beispiel PLENUM) und Naturschutzverbände betrieben. Um die Akzeptanz des 
Artenschutzes zu verbessern, sollten auch die UNB Öffentlichkeitsarbeit in ihr 
Aufgabenfeld mit einbeziehen, da diese die erste Anlaufstelle für Bürger und 
Vorhabensträger sind. Der Autorin ist zwar bewusst, dass die UNB in der jetzigen 
personellen Situation diese zusätzliche Aufgabe kaum bewältigen können, sie sieht 
hierin aber auch eine intersessante Aufgabe und Herausforderung für Praktikanten 
und Auszubildende, welche beispielsweise Flyer erarbeiten oder kleine Seminare 
und Veranstaltungen organisieren und ihrer Kreativität damit freien Lauf lassen 
könnten. Ein weiterer Vorteil wäre, dass in diesem Rahmen gleichzeitig 
Fortbildungsveranstaltungen vor allem für Gemeinden, aber auch für sonstige 
Vorhabensträger, Planer und Architekten angeboten werden könnten. Durch eine 
höhere fachliche Kompetenz dieser Beteiligten im Artenschutzrecht wäre einerseits 
eine bessere Zusammenarbeit mit den UNB möglich und würde andererseits die 
Mehrarbeit in den UNB reduzieren. 
Zusätzlich würde eine bessere Entlohnung beim Vertragsnaturschutz einen 
finanziellen Anreiz schaffen, sodass beispielsweise mehr Landwirte bereit wären, 
den Naturschutz zu unterstützen. 
Die zum größten Teil mangelhafte stellenmäßige Ausstattung der UNB ist ebenfalls 
ein wichtiger Punkt. Es ist unumstritten, dass der Arbeitsaufwand von dem 
vorhandenen Personal nicht bewältigt werden kann beziehungsweise weniger 
vorrangige Aufgaben wie etwa Kontroll- und Überwachungsaufgaben 
zurückgestellt werden. Dieses Problem ist bekannt und kann mit der vorliegenden 
Diplomarbeit nicht gelöst werden. Dies ist eine Frage des Budgets und der 
Proiritätensetzung der Politik, da der Naturschutz natürlich noch mit anderen 
Aufgaben der Verwaltung konkurriert. 
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Im Gegensatz dazu lässt sich an dem Problem der unzureichenden qualifizierten 
Unterstützung der Mitarbeiter leicht anknüpfen. Unter dem Punkt „sonstige 
Anmerkungen bzw. Verbesserungsmöglichkeiten“ im Fragebogen wurden dazu die 
meisten Anregungen gegeben. Die Forderungen gingen vom „Kommentar zum 
BNatSchG, Handlungsempfehlungen und Auslegungshinweise zu unbestimmten 
Rechtsbegriffen“ über „nachvollziehbare und vereinheitlichte Richtlinien zur An-
wendung der unbestimmten Rechtsbegriffe“ bis zu „Fortbildungen“/„umfassende 
Schulungen“ und „kompetente Ansprechpartner für die Bestimmung von Arten 
(insbesondere nichtheimischer Arten)“. Auch bei den Seminaren der 
Umweltakademie Stuttgart im März beziehungsweise Mai 2008 zum geänderten 
Artenschutzrecht wurden weitere Seminare zum Thema „Artenschutzrecht“ 
gewünscht. Zwar wurde der Einführungserlass vom MLR unmittelbar nach der 
Gesetzesänderung an die UNB verteilt, dieser enthält jedoch hauptsächlich 
Hinweise auf die geänderten Vorschriften, aber keine ausführliche Kommentierung. 
Die Untersuchung dieser Arbeit zeigt, dass Fachvorträge durch das zuständige 
Regierungspräsidium und Tagungen beziehungsweise Seminare von anderen 
Anbietern relativ wenig angeboten oder besucht wurden, und diese mit unter auch 
erst ein halbes bis ein Jahr nach in Kraft treten des Änderungsgesetzes. In der 
Zwischenzeit mussten die neuen artenschutzrechtlichen Vorschriften aber bereits 
angewendet werden. Hier sollte in Zukunft eine zeitnahe Schulung aller im 
Artenschutzrecht tätigen Mitarbeiter erfolgen sowie eine Wiederholungsschulung 
nach entsprechender Erprobungszeit in der Praxis, da es sich um ein sehr 
kompliziertes Rechtsgebiet handelt. Eine Bündelung dieser Fortbildungsaufgabe 
beispielsweise beim MLR oder den Regierungspräsidien wäre sinnvoll, um 
Fortbildungen für die Mitarbeiter einheitlich und umfassend zu gewährleisten. Nur 
wenn die Mitarbeiter mit dem Gesetz arbeiten können und die entsprechenden 
Hilfsmittel an die Hand bekommen, ist eine effiziente Bearbeitung der Aufgaben 
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10. Zusammenfassung 
Der Schwerpunkt der vorliegenden Diplomarbeit lag auf dem Aufzeigen und Quan-
tifizieren von Umsetzungsproblemen in den unteren Naturschutzbehörden bei der 
Aufgabe des Artenschutzes und dem Hinweis auf Verbesserungsmöglichkeiten. 
Damit konnte eine Vielzahl von Problemen, auch aus Sicht der im Artenschutz täti-
gen Mitarbeiter, aufgearbeitet werden. Es wurde gezeigt, dass es sich hierbei nicht 
nur um eine sehr kompliziert ausgestaltete Rechtsmaterie handelt, sondern dass pa-
rallel weitere Defizite beim Vollzug des Artenschutzrechts in den unteren Natur-
schutzbehörden bestehen. Es gibt einen großen Bedarf an Fortbildungen und Schu-
lungen aller am Artenschutz Beteiligten, was dem Problem der personellen Unter-
besetzung entgegenwirken könnte. Zudem ist es dringend notwendig, die Akzep-
tanz des Artenschutzes sowohl in der Bevölkerung, als auch in den Gemeinden und 
bei anderen Vorhabensträgern zu erhöhen. Für einen effektiven Artenschutz ist es 
notwendig, dass alle Beteiligten zusammenarbeiten. Außerdem müssen die benötig-
ten Materialien, wie zum Beispiel nachvollziehbare und einheitliche Richtlinien zur 
Anwendung der unbestimmten Rechtsbegriffe sowie eine flächenmäßige Kartierung 
von Artenvorkommen, als Voraussetzung für die Erfüllung der gesetzlichen Vorga-
ben vorliegen. Gerade weil einfache Lösungen zur dauerhaften Erhaltung der 
geschützten Arten auf Grund ihrer sehr unterschiedlichen, teils auch 
gegensätzlichen Ansprüche an Lebensräume nicht möglich sind, müssen der 
Gesetzgeber, die Politiker und alle am Artenschutz Beteiligten bestrebt sein, die 
hier angesprochenen Defizite zu minimieren. 
Das Artensterben betrifft nicht nur Baden-Württemberg oder Deutschland, es han-
delt sich hierbei um ein globales Problem. Die Artenvielfalt ist ein wichtiger Be-
standteil unserer Ökosysteme und damit ein ebenso ernst zu nehmendes Thema wie 
beispielsweise der Klimawandel. Das Artensterben hat nur den Nachteil, dass es 
den Menschen nicht so unmittelbar in Erscheinung tritt, wenn eine Art verschwin-
det, im Gegensatz etwa zu globaler Erwärmung und zunehmenden Naturkatastro-
phen. Der Artenschutz verdient daher mehr Aufmerksamkeit, nicht zuletzt weil er 
ein von der EU gefordertes Ziel darstellt. Diese Diplomarbeit soll dazu einen klei-
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Jede vierte Säugetierart ist vom Aussterben bedroht 
 
Die dramatische Bilanz der globalen Inventur bei den Land- und Meeressäu-
getieren: Von 5482 Säugetierarten sind mindestens 1141 vom Aussterben be-




Barcelona/Tempe - Es war eine fünf Jahre dauernde Fleißarbeit von 1800 Wis-
senschaftlern aus 130 Ländern. Nun liegt der erste umfassende Überblick über den 
Zustand der Land- und Meeressäugetiere seit mehr als einem Jahrzehnt vor - und 
der sieht kaum erfreulich aus. 25 bis 36 Prozent aller Säugetierarten sind vom Aus-
sterben bedroht, schreibt die Forscherkommission unter der Leitung der Internatio-
nal Union for Conservation of Nature (IUCN) im Fachblatt "Science". 
 





Verantwortlich für den Artenschwund seien unter anderem der Verlust von Lebens-
räumen, die Umweltverschmutzung und die Jagd auf bedrohte Tierarten. Mindes-
tens 1141 von 5487 Säugetierarten auf der Erde sind vom Aussterben bedroht, er-
gab die Untersuchung. Die Zahl der tatsächlich bedrohten Spezies könne sogar noch 
höher sein, da zu rund 840 weiteren Säugetierarten nicht genügend Informationen 
vorlägen. Es sei möglich, "dass bis zu 36 Prozent aller Arten von Säugetieren be-
droht sind", betonte der IUCN-Artenschutzexperte Jan Schipper. 
 
188 Arten gelten als "stark bedroht". Zu ihnen zählt etwa der Iberische Luchs, von 
dem nur noch 84 bis 143 erwachsene Exemplare leben. Zugleich erstellte das Wis-
senschaftlerkomitee eine Rote Liste der gefährdeten Arten, auf der 29 Spezies als 
"stark gefährdet und möglicherweise ausgestorben" und 450 Arten als "gefährdet" 
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gelistet werden, darunter der Tasmanische Teufel und das in Tansania lebende Rüs-
selhündchen. 
 
Mehr als ein Drittel aller Tier- und Pflanzenarten bedroht  
 
Von einigen Arten wissen die Experten nicht einmal, ob es sie überhaupt noch gibt 
oder ob sie schon ausgestorben sind. Dazu gehört die Wildrinderart der Koupreys in 
den Tropen Südostasiens und die Nagetierart der San-Felipe-Hutia auf Kuba. Beide 
wurden nach Angaben des IUCN-Experten Michael Hoffmann zuletzt vor etwa 40 
Jahren gesichtet. Auch der Chinesische Flussdelfin, von dem man zuletzt 2002 ein 






Von anderen Säugetierarten gibt es weltweit nur noch ein paar Dutzend Exemplare. 
Auf der Insel Hainan im südchinesischen Meer leben die letzten 20 - in der Wildnis 
vorkommenden - Hainan-Schopfgibbons, auf Vancouver Island in Kanada die letz-
ten 35 Vancouver-Murmeltiere und im Westen Australiens die letzten 30 bis 40 
Gilbert-Kaninchenkängurus.  
 
"Säugetiere sind deshalb so wichtig, weil sie in Ökosystemen oft eine Schlüsselrolle 
spielen", sagt Andrew Smith von der Arizona State University in Tempe, einer der 
Hauptautoren der Studie. "Wenn ein Säugetier ausstirbt, sind oft auch viele andere 
Tierarten gefährdet." 
 
Die IUCN legte am Montag auf dem Weltnaturschutzkongress in Barcelona auch 
die Rote Liste für das gesamte Tier- und Pflanzenreich vor. Auch hier sind demnach 
mehr als ein Drittel aller Spezies vom Aussterben bedroht. Über 16.900 der insge-
samt 44.800 untersuchten Arten seien in Gefahr - 1300 mehr als vor einem Jahr. 
 
Düstere Zukunft für Primaten in Asien  
 
IUCN-Generaldirektorin Julia Marton-Lefevre betonte, dass "noch zu unseren Leb-
zeiten" Hunderte von Säugetieren für immer verschwinden könnten - "und das als 
Ergebnis unserer eigenen Handlungen". Deshalb müssten jetzt klare Strategien ent-
wickelt werden, um den Artenschwund aufzuhalten, schreiben die Autoren des 
"Science"-Artikels. Die IUCN hatte zuletzt 1996 eine umfassende Studie über den 
Zustand der Säugetiere durchgeführt. Doch noch immer, so die Fachleute, sei das 
Wissen über die Säuger erstaunlich lückenhaft. 
 
  F 
So müssten etwa Schutzgebiete für besonders gefährdete Arten eingerichtet werden. 
Der Verlust von Lebensräumen sei in Zentral- und Südamerika, Süd- und Südost-
asien, Afrika und Madagaskar sehr groß. In Süd- und Südostasien stünden Meeres- 
und Landsäugetiere vor einer "besonders düsteren Zukunft", so die IUCN. So seien 
dort beispielsweise 79 Prozent aller Primatenarten vom Aussterben bedroht. Die 
Situation könnte sich bedeutend verbessern, wenn der Handel mit gefährdeten Arten 
eingedämmt würde, betont Biologe Smith.  
 
In Deutschland gelten vier der rund hundert hier vorkommenden Säugetierarten als 
bedroht. Nach Angaben des IUCN-Experten Michael Hoffmann sind dies der 
Finnwal, der Atlantische Nordkaper, der Europäische Nerz und der Europäische 
Ziesel. Zwei Arten gelten in Deutschland als ausgestorben, und zwar das Wildpferd 
und die Bayerische Kurzohrmaus. 
 
Schon Anfang August hatten Forscher vor einem dramatischen Artensterben bei 
den Primaten, den nächsten Verwandten des Menschen im Tierreich, gewarnt: Fast 
jede zweite Affenart sei vom Aussterben bedroht. In anderen Teilbereichen des 
Tierreichs sieht es kaum besser aus. Im Juli wurde bekannt, dass sich der Arten-
schwund unter den Korallen dramatisch beschleunigt hat. Im Mai gab es ähnliche 
Warnungen in Bezug auf Vögel. Den Fröschen, so warnten Forscher im Februar, 
drohe gar die vollständige Vernichtung. 
 
Immerhin ist es durch Naturschutzprojekte auch gelungen, einige nahezu ausgestor-
bene Tierarten erfolgreich wieder einzuführen. So wurden der Schwarzfuß-Iltis in 
den USA und das mongolische Wildpferd in der Mongolei nach Aufzucht in Ge-
fangenschaft erfolgreich wieder in der freien Natur ausgesetzt. 
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Anlage 3: Schaubild zum dreistufigen Schutzregime im BNatSchG für Tiere 
und Pflanzen wild lebender Arten 
 
 
(Quelle: Kratsch/Schumacher: unveröffentlichtes Skript zum Bundesnaturschutzge-
setz-Kommentar, Vor § 41, S. 5.) 
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Anlage 5: Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 10. Januar 2006 
 
Rechtssache C-98/03 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
gegen 
Bundesrepublik Deutschland 
„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Richtlinie 92/43/EWG – Erhaltung der natür-
lichen Lebensräume – Wild lebende Tiere und Pflanzen – Prüfung der Verträglichkeit 
bestimmter Projekte mit dem Schutzgebiet – Artenschutz“ 
Schlussanträge des Generalanwalts A. Tizzano vom 24. November 2005  
Urteil des Gerichtshofes (Zweite Kammer) vom 10. Januar 2006  
Leitsätze des Urteils 
1.     Vertragsverletzungsverfahren – Streitgegenstand – Bestimmung während des Vor-
verfahrens 
(Artikel 226 EG) 
2.     Umwelt – Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen – Richtlinie 92/43 – Besondere Schutzgebiete – Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten 
(Richtlinie 92/43 des Rates, Artikel 6 Absatz 3) 
3.     Umwelt – Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen – Richtlinie 92/43 – Besondere Schutzgebiete – Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten 
(Richtlinie 92/43 des Rates, Artikel 6 Absätze 3 und 4) 
4.     Umwelt – Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen – Richtlinie 92/43 – Artenschutz 
(Richtlinie 92/43 des Rates, Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe d) 
5.     Umwelt – Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen – Richtlinie 92/43 – Artenschutz 
(Richtlinie 92/43 des Rates, Artikel 16) 
6.     Umwelt – Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen – Richtlinie 92/43 – Artenschutz 
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(Richtlinie 92/43 des Rates, Artikel 12, 13 und 16) 
7.     Mitgliedstaaten – Verpflichtungen – Umsetzung der Richtlinien – Verstoß 
(Artikel 249 Absatz 3 EG) 
1.     Der Gegenstand einer Vertragsverletzungsklage nach Artikel 226 EG wird durch das 
in dieser Bestimmung vorgesehene Vorverfahren eingegrenzt, so dass die Klage 
nicht auf andere als die im Vorverfahren angeführten Vorschriften gestützt werden 
kann. Dieses Erfordernis kann jedoch nicht so weit gehen, dass in jedem Fall eine 
völlige Übereinstimmung zwischen den nationalen Vorschriften, die in der mit 
Gründen versehenen Stellungnahme angeführt werden, und den Vorschriften zu ver-
langen ist, die in der Klageschrift genannt werden. Ist zwischen diesen beiden Pha-
sen des Verfahrens eine Gesetzesänderung erfolgt, so genügt es, dass die Regelung, 
die mit den im vorprozessualen Verfahren beanstandeten Rechtsvorschriften einge-
führt wurde, durch die neuen Maßnahmen, die der Mitgliedstaat nach der mit Grün-
den versehenen Stellungnahme erlassen hat und die mit der Klage angegriffen wer-
den, insgesamt aufrechterhalten worden ist.  
(vgl. Randnr. 27) 
2.     Nach Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 92/43 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen hängt das Erfordernis einer an-
gemessenen Prüfung von nicht unmittelbar mit der Verwaltung eines Gebietes in ei-
nem besonderen Schutzgebiet in Verbindung stehenden oder hierfür nicht notwendi-
gen Plänen oder Projekten auf ihre Verträglichkeit davon ab, dass die Wahrschein-
lichkeit oder die Gefahr besteht, dass sie das betreffende Gebiet erheblich beein-
trächtigen. Insbesondere unter Berücksichtigung des Vorsorgeprinzips liegt eine sol-
che Gefahr dann vor, wenn anhand objektiver Umstände nicht ausgeschlossen wer-
den kann, dass ein Plan oder Projekt das fragliche Gebiet erheblich beeinträchtigt.  
Die Voraussetzung, von der die Prüfung von Plänen oder Projekten auf ihre Verträg-
lichkeit mit einem bestimmten Gebiet abhängt, verwehrt es, von dieser Prüfung be-
stimmte Kategorien von Projekten anhand von Kriterien auszunehmen, die nicht ge-
eignet sind, zu gewährleisten, dass die Möglichkeit einer erheblichen Beeinträchti-
gung der Schutzgebiete durch die fraglichen Projekte ausgeschlossen ist.  
(vgl. Randnrn. 40-41) 
3.     Ein durch eine nationale Regelung eingeführtes System, das die Genehmigung emit-
tierender Anlagen nur dann ausschließt, wenn die Emissionen geeignet erscheinen, 
ein Schutzgebiet im Einwirkungsbereich dieser Anlagen besonders zu beeinträchti-
gen, so wie dieser vor allem anhand von allgemeinen anlagebezogenen Kriterien 
festgelegt ist, erscheint nicht geeignet, die Beachtung des Artikels 6 Absätze 3 und 4 
der Richtlinie 92/43 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild le-
benden Tiere und Pflanzen zu gewährleisten, soweit dieses System nicht gewährleis-
tet, dass Projekte und Pläne für diese Anlagen, die Emissionen verursachen, nicht 
Schutzgebiete außerhalb des Einwirkungsbereichs dieser Anlagen treffen.  
(vgl. Randnrn. 50-51) 
4.     Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie 92/43 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen, der ein Verbot der Be-
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schädigung oder Vernichtung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten vorsieht, er-
fasst nicht nur absichtliche, sondern auch unabsichtliche Handlungen. Der Gemein-
schaftsgesetzgeber hat dadurch, dass er das Verbot nach dieser Bestimmung anders 
als die Verbote der in Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben a bis c genannten Handlungen 
nicht auf absichtliche Handlungen beschränkt hat, deutlich gemacht, dass er die 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten verstärkt vor Handlungen schützen will, die zu ih-
rer Beschädigung oder Vernichtung führen. Angesichts der Bedeutung des Zieles 
des Schutzes der biologischen Vielfalt, dessen Verwirklichung die Richtlinie dient, 
ist es keineswegs unverhältnismäßig, dass das Verbot nach Artikel 12 Absatz 1 
Buchstabe d nicht auf absichtliche Handlungen beschränkt ist.  
(vgl. Randnr. 55) 
5.     Eine nationale Vorschrift sieht keinen rechtlichen Rahmen vor, der mit der durch 
Artikel 16 der Richtlinie 92/43 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wild lebenden Tiere und Pflanzen eingeführten Ausnahmeregelung im Einklang 
steht, wenn sie die Zulassung von Ausnahmen nicht von der Erfüllung sämtlicher 
Voraussetzungen des Artikels 16 abhängig macht, sondern als einzige Vorausset-
zung für die Zulassung der Ausnahmen vorsieht, dass Tiere, einschließlich ihrer 
Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten, und Pflanzen der besonders geschützten 
Arten nicht absichtlich beeinträchtigt werden.  
Auch wenn insoweit die Ausnahmen von den in der Richtlinie vorgesehenen Verbo-
ten Gegenstand einer Verwaltungsentscheidung sind, bei deren Erlass die zuständi-
gen Behörden die Voraussetzungen beachten, von denen Artikel 16 die Zulassung 
von Ausnahmen abhängig macht, steht der rechtliche Rahmen im Widerspruch zu 
dem der Richtlinie.  
(vgl. Randnr. 61) 
6.     Die Artikel 12, 13 und 16 der Richtlinie 92/43 zur Erhaltung der natürlichen Lebens-
räume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen bilden einen zusammenhängen-
den Nomenkomplex, der ein striktes Schutzsystem für die Tier- und Pflanzenarten 
gewährleisten soll.  
Ein solches System wird nicht durch eine nationale Vorschrift gewährleistet, die bei 
der Nennung der Fälle, in denen die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln unter-
sagt ist, nicht in klarer, spezifischer und strikter Weise die in den Artikeln 12 und 13 
der Richtlinie enthaltenen Verbote der Schädigung der geschützten Arten vorsieht.  
(vgl. Randnrn. 66-67) 
7.     Was die ordnungsgemäße Umsetzung einer Richtlinie angeht, so ist ein in einem 
Mitgliedstaat geltender rechtlicher Rahmen, in dem gegen das Gemeinschaftsrecht 
verstoßende Landesvorschriften und eine dem Gemeinschaftsrecht entsprechende 
Bundesvorschrift gleichzeitig bestehen, nicht geeignet, tatsächlich in klarer und be-
stimmter Weise die vollständige Anwendung der Richtlinie zu gewährleisten.  




URTEIL DES GERICHTSHOFES (Zweite Kammer) 
10. Januar 2006  
„Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats – Richtlinie 92/43/EWG – Erhaltung der natür-
lichen Lebensräume – Wild lebende Tiere und Pflanzen – Prüfung der Verträglichkeit 
bestimmter Projekte mit dem Schutzgebiet – Artenschutz“ 
In der Rechtssache C-98/03 
betreffend eine Vertragsverletzungsklage nach Artikel 226 EG, eingereicht am 28. Febru-
ar 2003, 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch U. Wölker als Be-
vollmächtigten, Zustellungsanschrift in Luxemburg,  
Klägerin, 
gegen 




DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 
unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten C. W. A. Timmermans, des Richters 
C. Gulmann (Berichterstatter), der Richterin R. Silva de Lapuerta sowie der Richter 
P. Kūris und G. Arestis,  
Generalanwalt: A. Tizzano, 
Kanzler: M. Ferreira, Hauptverwaltungsrätin, 
aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 14. Juli 
2005, 





1      Mit ihrer Klageschrift beantragt die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
festzustellen, dass die Bundesrepublik Deutschland, indem sie  
–      für bestimmte Projekte außerhalb besonderer Schutzgebiete im Sinne des Artikels 4 
Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206, 
S. 7, im Folgenden: Richtlinie), die nach Artikel 6 Absätze 3 und 4 der Richtlinie ei-
ner Verträglichkeitsprüfung zu unterziehen sind, nicht die Pflicht zur Durchführung 
einer solchen Prüfung vorsieht, unabhängig davon, ob die Projekte ein besonderes 
Schutzgebiet erheblich beeinträchtigen könnten,  
–      Emissionen in ein besonderes Schutzgebiet unabhängig davon zulässt, ob sie dieses 
erheblich beeinträchtigen könnten, 
–      bestimmte nicht absichtliche Beeinträchtigungen von geschützten Tieren aus dem 
Geltungsbereich der Artenschutzbestimmungen ausnimmt,  
–      bei bestimmten mit dem Gebietsschutz zu vereinbarenden Handlungen nicht die 
Einhaltung der Ausnahmetatbestände des Artikels 16 der Richtlinie sicherstellt,  
–      Bestimmungen über die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln besitzt, die den Ar-
tenschutz nicht ausreichend berücksichtigen, 
–      fischereirechtliche Fangvorschriften nicht notifiziert hat und/oder diese keine ausrei-
chenden Fangverbote enthalten, 
gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 6 Absätze 3 und 4 sowie den Artikeln 12, 13 und 
16 der Richtlinie verstoßen hat. 
 Rechtlicher Rahmen 
 Gemeinschaftsrecht 
2      Die Richtlinie hat nach Artikel 2 Absatz 1 zum Ziel, „zur Sicherung der Artenviel-
falt durch die Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten, für das der Vertrag Gel-
tung hat, beizutragen“.  
3      Artikel 4 der Richtlinie regelt ein Verfahren für die Bestimmung von Gebieten, in 
denen die durch die Richtlinie geschützten Arten und Lebensräume vorkommen, zu 
besonderen Schutzgebieten.  
4      Nach der zehnten Begründungserwägung der Richtlinie sind „Pläne und Projekte, 
die sich auf die mit der Ausweisung eines Gebiets verfolgten Erhaltungsziele we-
sentlich auswirken könnten, … einer angemessenen Prüfung zu unterziehen“. Diese 
Begründungserwägung findet ihren Ausdruck in Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie, 
der auf Absatz 4 verweist. Die beiden Absätze bestimmen:  
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„(3)  Pläne oder Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung des Gebietes in 
Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig sind, die ein solches Gebiet jedoch 
einzeln oder in Zusammenwirkung mit anderen Plänen und Projekten erheblich be-
einträchtigen könnten, erfordern eine Prüfung auf Verträglichkeit mit den für dieses 
Gebiet festgelegten Erhaltungszielen. Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Verträglichkeitsprüfung und vorbehaltlich des Absatzes 4 stimmen die zuständigen 
einzelstaatlichen Behörden dem Plan bzw. Projekt nur zu, wenn sie festgestellt ha-
ben, dass das Gebiet als solches nicht beeinträchtigt wird, und nachdem sie gegebe-
nenfalls die Öffentlichkeit angehört haben.  
(4)  Ist trotz negativer Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung aus zwingenden 
Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer 
oder wirtschaftlicher Art ein Plan oder Projekt durchzuführen und ist eine Alterna-
tivlösung nicht vorhanden, so ergreift der Mitgliedstaat alle notwendigen Aus-
gleichsmaßnahmen, um sicherzustellen, dass die globale Kohärenz von Natura 2000 
geschützt ist. Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission über die von ihm er-
griffenen Ausgleichsmaßnahmen.  
Ist das betreffende Gebiet ein Gebiet, das einen prioritären natürlichen Lebensraum-
typ und/oder eine prioritäre Art einschließt, so können nur Erwägungen im Zusam-
menhang mit der Gesundheit des Menschen und der öffentlichen Sicherheit oder im 
Zusammenhang mit maßgeblichen günstigen Auswirkungen für die Umwelt oder, 
nach Stellungnahme der Kommission, andere zwingende Gründe des überwiegenden 
öffentlichen Interesses geltend gemacht werden.“  
5       Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie lautet: 
„Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maßnahmen, um ein strenges Schutz-
system für die in Anhang IV Buchstabe a) genannten Tierarten in deren natürlichen 
Verbreitungsgebieten einzuführen; dieses verbietet:  
a)      alle absichtlichen Formen des Fangs oder der Tötung von aus der Natur ent-
nommenen Exemplaren dieser Arten; 
b)      jede absichtliche Störung dieser Arten, insbesondere während der Fortpflan-
zungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten; 
c)      jede absichtliche Zerstörung oder Entnahme von Eiern aus der Natur; 
d)      jede Beschädigung oder Vernichtung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten.“ 
6       Artikel 13 der Richtlinie bestimmt: 
„(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um ein striktes 
Schutzsystem für die in Anhang IV Buchstabe b) angegebenen Pflanzenarten aufzu-
bauen, das Folgendes verbietet:  
a)      absichtliches Pflücken, Sammeln, Abschneiden, Ausgraben oder Vernichten 
von Exemplaren solcher Pflanzen in deren Verbreitungsräumen in der Natur;  
b)      Besitz, Transport, Handel oder Austausch und Angebot zum Verkauf oder zum 
Austausch von aus der Natur entnommenen Exemplaren solcher Pflanzen; vor Be-
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ginn der Anwendbarkeit dieser Richtlinie rechtmäßig entnommene Exemplare sind 
hiervon ausgenommen.  
(2)      Die Verbote nach Absatz 1 Buchstaben a) und b) gelten für alle Lebenssta-
dien der Pflanzen im Sinne dieses Artikels.“ 
7       Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie lautet: 
„Sofern es keine anderweitige zufriedenstellende Lösung gibt und unter der Bedin-
gung, dass die Populationen der betroffenen Art in ihrem natürlichen Verbreitungs-
gebiet trotz der Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem günstigen Erhal-
tungszustand verweilen, können die Mitgliedstaaten von den Bestimmungen der Ar-
tikel 12, 13 und 14 sowie des Artikels 15 Buchstaben a) und b) im folgenden Sinne 
abweichen:  
a)      zum Schutz der wild lebenden Tiere und Pflanzen und zur Erhaltung der natür-
lichen Lebensräume; 
b)      zur Verhütung ernster Schäden insbesondere an Kulturen und in der Tierhal-
tung sowie an Wäldern, Fischgründen und Gewässern sowie an sonstigen Formen 
von Eigentum;  
c)      im Interesse der Volksgesundheit und der öffentlichen Sicherheit oder aus an-
deren zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließ-
lich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art oder positiver Folgen für die Umwelt;  
d)      zu Zwecken der Forschung und des Unterrichts, der Bestandsauffüllung und 
Wiederansiedlung und der für diese Zwecke erforderlichen Aufzucht, einschließlich 
der künstlichen Vermehrung von Pflanzen;  
e)      um unter strenger Kontrolle, selektiv und in beschränktem Ausmaß die Ent-
nahme oder Haltung einer begrenzten und von den zuständigen einzelstaatlichen 
Behörden spezifizierten Anzahl von Exemplaren bestimmter Tier- und Pflanzenarten 
des Anhangs IV zu erlauben.“  
 Nationales Recht 
8      Die Bundesrepublik Deutschland setzte die Richtlinie u. a. mit dem Gesetz über 
Naturschutz und Landschaftspflege vom 21. September 1998 (Bundesnaturschutzge-
setz, BGBl. 1998 I S. 2995, im Folgenden: BNatSchG 1998) um.  
9      Dieses Gesetz wurde später aufgehoben und durch das Gesetz über Naturschutz und 
Landschaftspflege vom 25. März 2002 (Bundesnaturschutzgesetz, BGBl. 2002 I 
S. 1193, im Folgenden: BNatSchG 2002) ersetzt.  
10    Durch § 34 Absatz 1 BNatSchG 2002 wurde die in Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 der 
Richtlinie festgelegte Verpflichtung umgesetzt, Projekte einer Prüfung auf Verträg-
lichkeit mit den Schutzgebieten im Sinne der Richtlinie zu unterziehen.  
11    Nach § 10 Absatz 1 Nummer 11 BNatSchG 2002 bedeuten „Projekte“ „[i]m Sinne 
dieses Gesetzes“: 
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„a)      Vorhaben und Maßnahmen innerhalb eines Gebiets von gemeinschaftlicher 
Bedeutung oder eines Europäischen Vogelschutzgebiets, sofern sie einer behördli-
chen Entscheidung oder einer Anzeige an eine Behörde bedürfen oder von einer Be-
hörde durchgeführt werden,  
b)      Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des § 18, sofern sie einer behördli-
chen Entscheidung oder einer Anzeige an eine Behörde bedürfen oder von einer Be-
hörde durchgeführt werden und  
c)      nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftige Anlagen 
sowie Gewässerbenutzungen, die nach dem Wasserhaushaltsgesetz einer Erlaubnis 
oder Bewilligung bedürfen,  
soweit sie, einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen, 
geeignet sind, ein Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein Europäisches 
Vogelschutzgebiet erheblich zu beeinträchtigen …“  
12    § 18 BNatSchG 2002 bestimmt: 
„(1)      Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne dieses Gesetzes sind Verände-
rungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der 
belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild er-
heblich beeinträchtigen können.  
(2)      Die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung ist nicht als Ein-
griff anzusehen, soweit dabei die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege berücksichtigt werden. Die den in § 5 Abs. 4 bis 6 genannten An-
forderungen sowie den Regeln der guten fachlichen Praxis, die sich aus dem Recht 
der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft und § 17 Abs. 2 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes ergeben, entsprechende land-, forst- und fischereiwirtschaftli-
che Bodennutzung widerspricht in der Regel nicht den in Satz 1 genannten Zielen 
und Grundsätzen.“  
13    § 36 BNatSchG 2002 („Stoffliche Belastungen“) bestimmt: 
„Ist zu erwarten, dass von einer nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz geneh-
migungsbedürftigen Anlage Emissionen ausgehen, die, auch im Zusammenwirken 
mit anderen Anlagen oder Maßnahmen, im Einwirkungsbereich dieser Anlage ein 
Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeutung oder ein Europäisches Vogelschutzgebiet 
in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen 
erheblich beeinträchtigen, und können die Beeinträchtigungen nicht entsprechend 
§ 19 Abs. 2 ausgeglichen werden, steht dies der Genehmigung der Anlage entgegen, 
soweit nicht die Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 in Verbindung mit Abs. 4 erfüllt 
sind. § 34 Abs. 1 und 5 gilt entsprechend. Die Entscheidungen ergehen im Beneh-
men mit den für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden.“  
14    § 39 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG 2002, der das Verhältnis zu anderen Vorschriften 
regelt, lautet: 
„Die Vorschriften des Pflanzenschutzrechts, des Tierschutzrechts, des Seuchenrechts 
sowie des Forst-, Jagd- und Fischereirechts bleiben von den Vorschriften dieses Ab-
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schnitts und den aufgrund und im Rahmen dieses Abschnitts erlassenen Rechtsvor-
schriften unberührt.“  
15    § 42 Absätze 1 und 2 BNatSchG 2002 dient der Umsetzung der in den Artikeln 12 
und 13 der Richtlinie genannten Verbote. 
16    § 43 BNatSchG 2002 („Ausnahmen“) bestimmt in Absatz 4, dass „[d]ie Verbote des 
§ 42 Abs. 1 und 2 … nicht für den Fall [gelten], dass die Handlungen bei der guten 
fachlichen Praxis und den in § 5 Abs. 4 bis 6 genannten Anforderungen entspre-
chenden land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung und bei der Ver-
wertung der dabei gewonnenen Erzeugnisse oder bei der Ausführung eines nach 
§ 19 zugelassenen Eingriffs, bei der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder einer nach § 30 
zugelassenen Maßnahme vorgenommen werden, soweit hierbei Tiere, einschließlich 
ihrer Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten und Pflanzen der besonders geschütz-
ten Arten nicht absichtlich beeinträchtigt werden …“  
17    Die Richtlinie wurde in der Bundesrepublik Deutschland ferner durch eine Reihe 
sektorieller Gesetze umgesetzt, darunter das Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen 
vom 14. Mai 1998 (Pflanzenschutzgesetz, BGBl. 1998 I S. 971, im Folgenden: 
PflSchG), dessen § 6 Absatz 1 bestimmt:  
„Bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ist nach guter fachlicher Praxis zu 
verfahren. Pflanzenschutzmittel dürfen nicht angewandt werden, soweit der Anwen-
der damit rechnen muss, dass ihre Anwendung im Einzelfall schädliche Auswirkun-
gen auf die Gesundheit von Mensch und Tier oder auf Grundwasser oder sonstige 
erhebliche schädliche Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, hat. Die 
zuständige Behörde kann Maßnahmen anordnen, die zur Erfüllung der in den Sätzen 
1 und 2 genannten Anforderungen erforderlich sind.“  
 Vorverfahren 
18    Am 10. April 2000 sandte die Kommission der Bundesrepublik Deutschland ein 
Mahnschreiben, in dem sie sie aufforderte, sich zur Umsetzung des Artikels 6 Ab-
sätze 3 und 4 sowie der Artikel 12, 13 und 16 der Richtlinie zu äußern.  
19    Nachdem die Kommission die Antwort der Bundesrepublik Deutschland vom 11. 
August 2000 zur Kenntnis genommen hatte, gab sie am 25. Juli 2001 eine mit Grün-
den versehene Stellungnahme ab, in der sie diesen Mitgliedstaat aufforderte, die er-
forderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um der Stellungnahme binnen zwei Monaten 
nach Eingang nachzukommen.  
20    In der mit Gründen versehenen Stellungnahme kam die Kommission insbesondere 
unter Bezugnahme auf das BNatSchG 1998 zu dem Ergebnis, dass die Bundesrepu-
blik Deutschland nicht die Maßnahmen ergriffen habe, die für die Umsetzung der 
genannten Bestimmungen der Richtlinie erforderlich seien.  
21    Nach Ablauf der Frist, die in der mit Gründen versehenen Stellungnahme gesetzt 
worden war, wies die Bundesrepublik Deutschland die von der Kommission erhobe-
nen Vorwürfe mit Schreiben vom 21. November 2001 zurück.  
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22    In der Folge trat das BNatSchG 2002 in Kraft.  
23    Vor diesem Hintergrund hat die Kommission die vorliegende Klage erhoben. 
Zur Zulässigkeit der Klage 
24    Die deutsche Regierung macht zunächst geltend, dass die Klage unzulässig sei, weil 
die Kommission weder alle mit dem BNatSchG 2002 eingeführten neuen Vorschrif-
ten noch andere besondere nationale Vorschriften hinreichend berücksichtigt habe. 
Diese garantierten jedoch, dass die beanstandeten Vorschriften der deutschen Rege-
lung im Einklang mit der Richtlinie angewandt würden.  
25    Die Frage, ob die Kommission bei der Beurteilung der Vereinbarkeit der deutschen 
Regelung mit der Richtlinie bestimmte Gesetzesänderungen berücksichtigt hat, be-
trifft die Sache selbst und damit die Begründetheit der Klage und nicht deren Zuläs-
sigkeit.  
26    Die Klage wird auch nicht dadurch unzulässig, dass die Kommission in ihrer Klage-
schrift die Klagegründe auf bestimmte Vorschriften des BNatSchG 2002 stützt und 
die entsprechenden Vorschriften des BNatSchG 1998 in Klammern angibt, während 
in der mit Gründen versehenen Stellungnahme nur die früheren Vorschriften ge-
nannt wurden.  
27    Zwar wird der Gegenstand einer Klage nach Artikel 226 EG durch das Vorverfahren 
eingegrenzt, und die Klage kann daher nicht auf andere als die im Vorverfahren an-
geführten Vorschriften gestützt werden, doch kann dieses Erfordernis nicht so weit 
gehen, dass in jedem Fall eine völlige Übereinstimmung zwischen den nationalen 
Vorschriften, die in der mit Gründen versehenen Stellungnahme angeführt werden, 
und den Vorschriften zu verlangen ist, die in der Klageschrift genannt werden. Ist 
zwischen diesen beiden Phasen des Verfahrens eine Gesetzesänderung erfolgt, so 
genügt es, dass die Regelung, die mit den im vorprozessualen Verfahren beanstande-
ten Rechtsvorschriften eingeführt wurde, durch die neuen Maßnahmen, die der Mit-
gliedstaat nach der mit Gründen versehenen Stellungnahme erlassen hat und die mit 
der Klage angegriffen werden, insgesamt aufrechterhalten worden ist (Urteil vom 
22. September 2005 in der Rechtssache C-221/03, Kommission/Belgien, Slg. 2005, 
I-0000, Randnrn. 38 und 39).  
28    Im vorliegenden Fall stimmen die Vorschriften des BNatSchG 2002, auf die sich die 
Kommission in ihrer Klageschrift bezieht, im Wesentlichen mit den Vorschriften 
des BNatSchG 1998 überein, die sie in ihrer mit Gründen versehenen Stellungnahme 
beanstandet hat.  
29    Die Klage ist daher zulässig. 
Zur Begründetheit 
30    Die Kommission stützt ihre Klage auf sechs Rügen. 
 Zur ersten Rüge 
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Vorbringen der Parteien 
31    Die Kommission wirft der Bundesrepublik Deutschland vor, sie habe Artikel 6 Ab-
sätze 3 und 4 der Richtlinie nicht vollständig in nationales Recht umgesetzt, weil die 
Definition des Begriffes „Projekte“ in § 10 Absatz 1 Nummer 11 Buchstaben b und 
c BNatSchG 2002, die für Projekte außerhalb besonderer Schutzgebiete gelte, zu eng 
sei und bestimmte Eingriffe und sonstige Tätigkeiten, die für die Schutzgebiete po-
tenziell schädlich seien, von der Verpflichtung zur Verträglichkeitsprüfung ausneh-
me.  
32    Die Projekte im Sinne von § 10 Absatz 1 Nummer 11 Buchstabe b BNatSchG 2002 
seien auf Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne von § 18 BNatSchG 2002 be-
schränkt, so dass bestimmte Projekte, die erhebliche Auswirkungen auf 
Schutzgebiete haben könnten, keiner vorherigen Verträglichkeitsprüfung gemäß 
Artikel 6 Absätze 3 und 4 der Richtlinie unterlägen. § 18 Absatz 1 erfasse nämlich 
nur Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen; alle weiteren nicht 
auf die Grundfläche eines Schutzgebiets gerichteten sowie alle dort keine 
Veränderungen hervorrufenden Tätigkeiten oder Maßnahmen blieben 
unberücksichtigt, selbst wenn sie erhebliche Auswirkungen auf ein solches Gebiet 
haben könnten. In Wirklichkeit sei der Begriff „Projekte“ in § 10 Absatz 1 Nummer 
11 Buchstabe b BNatSchG 2002, der Eingriffe außerhalb besonderer Schutzgebiete 
erfasse, enger als der Begriff „Projekte“ in Buchstabe a dieser Vorschrift, der 
Vorhaben innerhalb eines besonderen Schutzgebiets betreffe. Die Richtlinie sehe 
jedoch keinen Unterschied in der Definition der einer Verträglichkeitsprüfung zu 
unterziehenden Maßnahmen danach vor, ob diese Maßnahmen innerhalb oder 
außerhalb eines Schutzgebiets vorgenommen würden.  
33    Zudem nehme § 18 Absatz 2 BNatSchG 2002 die land-, forst- und fischereiwirt-
schaftliche Bodennutzung vom Begriff „Projekte“ im Sinne von § 10 Absatz 1 
Nummer 11 Buchstabe b BNatSchG 2002 aus, soweit sie die Ziele und Grundsätze 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege berücksichtige.  
34    In Bezug auf § 10 Absatz 1 Nummer 11 Buchstabe c BNatSchG 2002 beanstandet 
die Kommission, dass der Begriff „Projekte“ auf nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz (im Folgenden: BImSchG) genehmigungsbedürftige Anla-
gen sowie auf Gewässerbenutzungen beschränkt sei, die nach dem Wasserhaushalts-
gesetz (im Folgenden: WHG) einer Erlaubnis oder Bewilligung bedürften. Damit 
seien nicht genehmigungsbedürftige Anlagen und nicht erlaubnis- oder bewilli-
gungsbedürftige Gewässerbenutzungen von der in Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 
vorgesehenen Verpflichtung zur Verträglichkeitsprüfung ausgenommen, ohne dass 
es darauf ankomme, ob sie die Schutzgebiete erheblich beeinträchtigen könnten.  
35    Die deutsche Regierung macht zunächst geltend, dass die Kommission den Begriff 
„Projekte“ zu weit auslege, weil sie keinerlei Beschränkung der Verpflichtung zulas-
se, die von der deutschen Regelung erfassten Tätigkeiten auf ihre Verträglichkeit mit 
den Gebieten zu prüfen. Dieser Begriff sei unter Berücksichtigung der genauen De-
finition in der Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten 
(ABl. L 175, S. 40) auszulegen.  
36    Sodann setze der Begriff „Eingriffe“ im Sinne von § 18 Absatz 1 BNatSchG 2002 
eine auf den Einzelfall bezogene Prüfung unter Berücksichtigung der Ziele der 
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Richtlinie voraus. § 18 Absatz 1 schränke daher in der Praxis den Begriff „Projekte“ 
im Sinne der Richtlinie nicht ein. Diese Vorschrift setze keine Veränderung der Ges-
talt oder Nutzung von Grundflächen voraus, sondern gehe vom Vorliegen eines Ein-
griffs aus, wenn eine Tätigkeit einen Einfluss auf Grundflächen habe, der sich auf 
das Schutzgebiet auswirke.  
37    Was die in § 18 Absatz 2 BNatSchG 2002 vorgesehene Ausnahme angehe, so sei 
nach dieser Vorschrift die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung 
nur dann nicht als ein auf seine Verträglichkeit zu prüfendes Projekt anzusehen, 
wenn die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege be-
rücksichtigt würden.  
38    Was schließlich § 10 Absatz 1 Nummer 11 Buchstabe c BNatSchG 2002 betreffe, so 
unterlägen auch Anlagen, die nicht nach dem BImSchG genehmigungsbedürftig sei-
en, Anforderungen, die der Richtlinie Rechnung trügen. Nach dem BImSchG müsse 
nämlich insbesondere geprüft werden, ob schädliche Umwelteinwirkungen verhin-
dert würden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar seien, und ob nach dem 
Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Min-
destmaß beschränkt würden. Bei den nicht nach dem WHG erlaubnis- oder bewilli-
gungsbedürftigen Gewässerbenutzungen wiederum handele es sich um Nutzungen 
geringer Wassermengen, die mit der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens 
für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. L 327, S. 1) 
vereinbar seien. Wenn Gewässerbenutzungen ohne signifikante Auswirkungen auf 
den Gewässerzustand nach der Richtlinie 2000/60 nicht berücksichtigt werden 
müssten und keine Genehmigung voraussetzten, könnten sie auch keine signifikan-
ten Auswirkungen auf benachbarte Schutzgebiete haben.  
 Würdigung durch den Gerichtshof 
39    Nach Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 der Richtlinie erfordern Pläne oder Projekte, die 
nicht unmittelbar mit der Verwaltung des Gebietes in Verbindung stehen oder hier-
für nicht notwendig sind, die ein solches Gebiet jedoch einzeln oder in Zusammen-
wirkung mit anderen Plänen und Projekten erheblich beeinträchtigen könnten, eine 
Prüfung auf Verträglichkeit mit den für dieses Gebiet festgelegten Erhaltungszielen.  
40    Wie der Gerichtshof bereits entschieden hat, hängt das Erfordernis einer angemesse-
nen Prüfung von Plänen oder Projekten auf ihre Verträglichkeit davon ab, dass die 
Wahrscheinlichkeit oder die Gefahr besteht, dass sie das betreffende Gebiet erheb-
lich beeinträchtigen. Insbesondere unter Berücksichtigung des Vorsorgeprinzips 
liegt eine solche Gefahr dann vor, wenn anhand objektiver Umstände nicht ausge-
schlossen werden kann, dass ein Plan oder Projekt das fragliche Gebiet erheblich be-
einträchtigt (vgl. Urteil vom 20. Oktober 2005 in der Rechtssache C-6/04, Kommis-
sion/Vereinigtes Königreich, Slg. 2005, I-0000, Randnr. 54).  
41    Die Voraussetzung, von der die Prüfung von Plänen oder Projekten auf ihre Verträg-
lichkeit mit einem bestimmten Gebiet abhängt und nach der bei Zweifeln hinsicht-
lich des Fehlens erheblicher Auswirkungen eine solche Prüfung zu erfolgen hat, 
verwehrt es, von dieser Prüfung, wie in § 10 Absatz 1 Nummer 11 Buchstabe b 
BNatSchG 2002 in Verbindung mit § 18 BNatSchG 2002 sowie in § 10 Absatz 1 
Nummer 11 Buchstabe c BNatSchG 2002 geschehen, bestimmte Kategorien von 
Projekten anhand von Kriterien auszunehmen, die nicht geeignet sind, zu gewähr-
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leisten, dass die Möglichkeit einer erheblichen Beeinträchtigung der Schutzgebiete 
durch die fraglichen Projekte ausgeschlossen ist.  
42    § 10 Absatz 1 Nummer 11 Buchstaben b und c BNatSchG 2002 nimmt von der Prü-
fungspflicht zum einen Projekte aus, die in Eingriffen in Natur und Landschaft be-
stehen, bei denen es sich nicht um Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von 
Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung 
stehenden Grundwasserspiegels handelt, und zum anderen Projekte, die nicht ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen sowie nicht erlaubnis- oder bewilligungsbedürftige 
Gewässerbenutzungen betreffen. Es ist jedoch nicht ersichtlich, dass diese Kriterien 
für den Ausschluss von der Prüfungspflicht gewährleisten können, dass die Mög-
lichkeit einer erheblichen Beeinträchtigung der Schutzgebiete durch die fraglichen 
Projekte systematisch ausgeschlossen ist.  
43    Was die nicht nach dem BImSchG genehmigungsbedürftigen Anlagen angeht, so 
kann der Umstand, dass nach diesem Gesetz zu prüfen ist, ob schädliche Umwelt-
einwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, 
und ob nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkun-
gen auf ein Mindestmaß beschränkt werden, nicht genügen, um die Beachtung der in 
Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie vorgesehenen Verpflichtung zu gewährleisten. Die 
im BImSchG vorgesehene Prüfungspflicht garantiert jedenfalls nicht, dass ein Pro-
jekt, das eine solche Anlage betrifft, das Schutzgebiet als solches nicht beeinträch-
tigt. Insbesondere wird durch die Verpflichtung, zu prüfen, ob nach dem Stand der 
Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß be-
schränkt werden, nicht gewährleistet, dass ein solches Projekt nicht zu derartigen 
Beeinträchtigungen führt.  
44    Was die nicht nach dem WHG erlaubnis- oder bewilligungsbedürftigen Gewässer-
benutzungen angeht, so kann der Umstand, dass es sich um Nutzungen geringer 
Wassermengen handelt, als solcher nicht ausschließen, dass einige dieser Nutzungen 
ein Schutzgebiet erheblich beeinträchtigen könnten. Selbst wenn derartige Gewäs-
serbenutzungen keine erheblichen Auswirkungen auf den Gewässerzustand haben 
sollten, folgt daraus nicht, dass sie auch keine erheblichen Auswirkungen auf be-
nachbarte Schutzgebiete haben können.  
45    Nach alledem hat die Bundesrepublik Deutschland Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 
bezüglich bestimmter Projekte außerhalb besonderer Schutzgebiete nicht ordnungs-
gemäß in nationales Recht umgesetzt.  
 Zur zweiten Rüge 
Vorbringen der Parteien 
46    Die Kommission macht geltend, dass § 36 BNatSchG 2002 Artikel 6 Absätze 3 und 
4 der Richtlinie nicht ordnungsgemäß umsetze, weil danach emittierende Anlagen 
nur dann nicht genehmigungsfähig seien, wenn zu erwarten sei, dass sie ein beson-
deres Schutzgebiet in ihrem Einwirkungsbereich besonders beeinträchtigten.  
47    Stoffliche Belastungen außerhalb eines solchen Bereiches würden dagegen unter 
Verstoß gegen die genannten Bestimmungen der Richtlinie nicht berücksichtigt.  
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48    Die deutsche Regierung trägt vor, dass die Prüfung der stofflichen Belastungen 
durch Luftschadstoffe und Lärm im Einwirkungsbereich einer Anlage auf den Ein-
zelfall bezogen unter Berücksichtigung aller lokalen Gegebenheiten und der jeweili-
gen aus der Anlage emittierten Schadstoffe zu erfolgen habe. In der Praxis könnten 
Projekte mit stofflichen Belastungen nur dann genehmigt werden, wenn sie nicht zu 
einer schädlichen Einwirkung auf Schutzgüter im Sinne der Richtlinie führten.  
 Würdigung durch den Gerichtshof 
49    Da nach § 36 BNatSchG 2002 die Genehmigung emittierender Anlagen nur dann 
ausgeschlossen ist, wenn die Emissionen geeignet erscheinen, ein Schutzgebiet im 
Einwirkungsbereich dieser Anlagen besonders zu beeinträchtigen, könnten Anlagen, 
deren Emissionen ein Schutzgebiet außerhalb eines solchen Bereiches treffen, ge-
nehmigt werden, ohne dass die Auswirkungen dieser Emissionen auf das betreffende 
Gebiet berücksichtigt würden.  
50    Insoweit ist festzustellen, dass das durch die deutsche Regelung eingeführte System, 
soweit es Emissionen innerhalb eines Einwirkungsbereichs erfasst, so wie dieser in 
Technischen Anleitungen vor allem anhand von allgemeinen anlagebezogenen Kri-
terien festgelegt ist, nicht geeignet erscheint, die Beachtung des Artikels 6 Absätze 3 
und 4 der Richtlinie zu gewährleisten.  
51    In Ermangelung wissenschaftlich erprobter Kriterien – solche sind von der deut-
schen Regierung nicht angeführt worden –, die es ermöglichen würden, von vorn-
herein auszuschließen, dass Emissionen, die ein Schutzgebiet außerhalb des Einwir-
kungsbereichs der Anlage treffen, dieses Gebiet erheblich beeinträchtigen können, 
ist das durch das einschlägige nationale Recht eingeführte System jedenfalls nicht 
geeignet, zu gewährleisten, dass Projekte und Pläne für Anlagen, die Emissionen in 
Schutzgebieten außerhalb des Einwirkungsbereichs dieser Anlagen verursachen, 
nicht im Sinne von Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie die Gebiete als solche beein-
trächtigen.  
52    Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie ist somit nicht ordnungsgemäß umgesetzt worden. 
Zur dritten Rüge 
53    Die Kommission wirft der Bundesrepublik Deutschland vor, sie habe die in Artikel 
12 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie vorgesehene Verpflichtung nicht ordnungs-
gemäß umgesetzt, die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um ein strenges Schutz-
system für bestimmte Tierarten einzuführen, indem jede Beschädigung oder Ver-
nichtung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten verboten werde. Nach dieser Be-
stimmung müssten die Mitgliedstaaten nicht nur absichtliche, sondern auch unab-
sichtliche Handlungen verbieten. § 43 Absatz 4 BNatSchG 2002 verstoße gegen Ar-
tikel 12 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie, weil er bestimmte Ausnahmen von den 
Vorschriften zum Schutz der Gebiete zulasse, „soweit hierbei Tiere, einschließlich 
ihrer Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten … nicht absichtlich beeinträchtigt 
werden“.  
54    Die deutsche Regierung trägt vor, dass die Umsetzung des Artikels 12 Absatz 1 
Buchstabe d der Richtlinie im gesamten Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nur 
absichtliche Handlungen erfasse, was mit dieser Bestimmung im Einklang stehe, 
weil sie nicht verlange, dass die unabsichtliche Zerstörung oder Beschädigung der 
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genannten Stätten in das von ihr vorgeschriebene Schutzsystem einbezogen werde. 
Eine Auslegung, nach der auch unabsichtliche Handlungen verboten seien, verstieße 
jedenfalls gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit.  
55    Insoweit genügt die Feststellung, dass, wie der Gerichtshof bereits entschieden hat, 
Handlungen im Sinne von Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie nicht nur 
absichtliche, sondern auch unabsichtliche Handlungen sind (vgl. Urteil Kommissi-
on/Vereinigtes Königreich, Randnrn. 73 bis 79). Der Gemeinschaftsgesetzgeber hat 
dadurch, dass er das Verbot nach Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie an-
ders als die Verbote der in Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben a bis c genannten Hand-
lungen nicht auf absichtliche Handlungen beschränkt hat, deutlich gemacht, dass er 
die Fortpflanzungs- und Ruhestätten verstärkt vor Handlungen schützen will, die zu 
ihrer Beschädigung oder Vernichtung führen. Angesichts der Bedeutung des Zieles 
des Schutzes der biologischen Vielfalt, dessen Verwirklichung die Richtlinie dient, 
ist es keineswegs unverhältnismäßig, dass das Verbot nach Artikel 12 Absatz 1 
Buchstabe d nicht auf absichtliche Handlungen beschränkt ist.  
56    Die Rüge der nicht ordnungsgemäßen Umsetzung des Artikels 12 Absatz 1 Buchsta-
be d der Richtlinie greift demnach durch. 
 Zur vierten Rüge 
57    Die Kommission wirft der Bundesrepublik Deutschland vor, sie habe in § 43 Absatz 
4 BNatSchG 2002 zwei Ausnahmen von den Verboten nach § 42 Absatz 1 
BNatSchG 2002 vorgesehen, bei denen die Voraussetzungen, von denen die nach 
Artikel 16 der Richtlinie zulässigen Ausnahmen abhingen, nicht hinreichend beach-
tet würden. Die Kommission verweist im Einzelnen auf die im deutschen Recht vor-
gesehenen Ausnahmen von den Artenschutzregelungen zugunsten von Handlungen 
bei der Ausführung eines nach § 19 BNatSchG 2002 zugelassenen Eingriffs oder ei-
ner nach § 30 BNatSchG 2002 zugelassenen Maßnahme.  
58    Die deutsche Regierung entgegnet, dass die Eingriffe und Maßnahmen, die Gegens-
tand der beiden in Artikel 43 Absatz 4 BNatSchG 2002 vorgesehenen Ausnahmen 
seien, eine Verwaltungsentscheidung voraussetzten, bei deren Erlass die zuständigen 
Behörden auf jeden Fall die Voraussetzungen des Artikels 16 der Richtlinie beach-
ten müssten.  
59    Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass, wie aus der vierten und der elften Begrün-
dungserwägung der Richtlinie hervorgeht, die bedrohten Lebensräume und Arten 
Teil des Naturerbes der Gemeinschaft sind und dass die Bedrohung, der sie ausge-
setzt sind, oft grenzübergreifend ist, so dass der Erlass von erhaltenden Maßnahmen 
eine gemeinsame Verantwortung aller Mitgliedstaaten bildet. Folglich kommt der 
Genauigkeit der Umsetzung in einem Fall wie dem vorliegenden insofern besondere 
Bedeutung zu, als die Verwaltung des gemeinsamen Erbes den Mitgliedstaaten für 
ihr jeweiliges Hoheitsgebiet anvertraut ist (vgl. Urteil Kommission/Vereinigtes Kö-
nigreich, Randnr. 25).  
60    Demgemäß müssen die Mitgliedstaaten im Rahmen der Richtlinie, die komplexe und 
technische Regelungen auf dem Gebiet des Umweltschutzrechts enthält, in besonde-
rer Weise dafür Sorge tragen, dass ihre der Umsetzung der Richtlinie dienenden 
Rechtsvorschriften klar und bestimmt sind (vgl. Urteil Kommission/Vereinigtes Kö-
nigreich, Randnr. 26).  
  BB
61    Auch wenn also die beiden fraglichen Ausnahmen eine Verwaltungsentscheidung 
erfordern sollten, bei deren Erlass die zuständigen Behörden tatsächlich die Voraus-
setzungen beachten, von denen Artikel 16 der Richtlinie die Zulassung von Aus-
nahmen abhängig macht, so sieht doch § 43 Absatz 4 BNatSchG 2002 keinen recht-
lichen Rahmen vor, der mit der durch Artikel 16 eingeführten Ausnahmeregelung im 
Einklang steht. Diese Vorschrift des nationalen Rechts macht die Zulassung der bei-
den Ausnahmen nämlich nicht von der Erfüllung sämtlicher Voraussetzungen des 
Artikels 16 der Richtlinie abhängig. Als einzige Voraussetzung für die Zulassung 
der Ausnahmen sieht § 43 Absatz 4 BNatSchG 2002 vor, dass Tiere, einschließlich 
ihrer Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten, und Pflanzen der besonders geschütz-
ten Arten nicht absichtlich beeinträchtigt werden.  
62    Die Rüge der nicht ordnungsgemäßen Umsetzung des Artikels 16 der Richtlinie in 
deutsches Recht greift folglich durch. 
 Zur fünften Rüge 
63    Die Kommission bezieht sich auf § 6 Absatz 1 PflSchG, wonach Pflanzenschutzmit-
tel nicht angewandt werden dürfen, soweit der Anwender damit rechnen muss, dass 
ihre Anwendung im Einzelfall schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit von 
Mensch und Tier oder auf Grundwasser oder sonstige erhebliche schädliche Aus-
wirkungen, insbesondere auf den Naturhaushalt, hat, wobei der Begriff „Naturhaus-
halt“ nach § 2 Nummer 6 PflSchG die Tier- und Pflanzenarten umfasst. Die Kom-
mission macht geltend, dass die Bundesrepublik Deutschland mit diesem Verbot die 
Artikel 12, 13 und 16 der Richtlinie nicht hinreichend klar umgesetzt habe.  
64    Die deutsche Regierung hält diese Rüge für unbegründet und trägt vor, dass die von 
der Kommission genannte Vorschrift ein allgemeines Verbot enthalte, das die Be-
achtung der in den Artikeln 12 und 13 der Richtlinie vorgesehenen Verbote ermögli-
che. Darüber hinaus sei gemäß § 6 Absatz 1 PflSchG bei der Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln nach guter fachlicher Praxis zu verfahren, und die zuständige Be-
hörde könne Maßnahmen anordnen, die zur Erfüllung der in dieser Vorschrift au-
ßerdem genannten Anforderungen erforderlich seien.  
65    Wie in Randnummer 60 des vorliegenden Urteils festgestellt, müssen die Mitglied-
staaten im Rahmen der Richtlinie in besonderer Weise dafür Sorge tragen, dass ihre 
der Umsetzung der Richtlinie dienenden Rechtsvorschriften klar und bestimmt sind.  
66    Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes bilden die Artikel 12, 13 und 16 der 
Richtlinie einen zusammenhängenden Nomenkomplex (vgl. Urteil Kommissi-
on/Vereinigtes Königreich, Randnr. 112). Diese Artikel 12 und 13 schreiben den 
Mitgliedstaaten die Einführung eines strikten Schutzsystems für die Tier- und Pflan-
zenarten vor.  
67     § 6 Absatz 1 PflSchG sieht bei der Nennung der Fälle, in denen die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln untersagt ist, nicht in klarer, spezifischer und strikter Weise 
die in den Artikeln 12 und 13 der Richtlinie enthaltenen Verbote der Schädigung der 
geschützten Arten vor.  
68    Insbesondere erscheint das Verbot, Pflanzenschutzmittel anzuwenden, soweit der 
Anwender damit rechnen muss, dass ihre Anwendung im Einzelfall schädliche 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt hat, nicht so klar, bestimmt und strikt wie das 
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Verbot der Beschädigung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der geschützten 
Tierarten nach Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe d der Richtlinie oder das Verbot der 
absichtlichen Vernichtung der geschützten Pflanzenarten in der Natur nach Artikel 
13 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie.  
69    Die fünfte Rüge greift folglich durch, soweit sie sich auf die Artikel 12 und 13 der 
Richtlinie bezieht. 
 Zur sechsten Rüge 
Vorbringen der Parteien 
70    Die Kommission wirft der Bundesrepublik Deutschland vor, sie habe gegen die Ar-
tikel 12 und 16 der Richtlinie verstoßen, weil sie Fischereivorschriften nicht notifi-
ziert habe oder nicht dafür Sorge getragen habe, dass diese Vorschriften ausreichen-
de Fangverbote enthielten.  
71    Die Fischereivorschriften in drei Bundesländern entsprächen nicht der Richtlinie. So 
sei in Bayern der unter dem wissenschaftlichen Namen Coregonus oxyrhynchus be-
kannte Fisch nicht unter den ganzjährig geschützten Arten aufgeführt. In Branden-
burg seien der Coregonus oxyrhynchus und das Weichtier Unio crassus nicht ge-
schützt. Das Landesrecht Bremens erwähne nicht die drei in diesem Bundesland zu 
schützenden Arten – Coregonus oxyrhynchus, Unio crassus und Acipenser sturio – 
in der Liste der Fangverbote. Darüber hinaus erlaube es ausdrücklich den Fang des 
Acipenser sturio, wenn er eine Länge von mindestens 100 cm aufweise, und des Co-
regonus oxyrhynchus, wenn er mindestens 30 cm lang sei. Keine Informationen sei-
en verfügbar über eventuelle Fangverbote in den Ländern Berlin, Hamburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt. Es könne daher nicht angenommen werden, dass das Recht dieser 
Länder die notwendigen Fangverbote enthalte, um den Artikeln 12 und 16 der Richt-
linie zu genügen.  
72    Die deutsche Regierung trägt vor, sofern bundesrechtliche Vorschriften es den Län-
dern erlaubten, speziellere Vorschriften zum Fischereirecht zu erlassen, seien diese 
richtlinienkonform auszulegen. Sollten fischereirechtliche Regelungen der Länder 
gegen den gemeinschaftsrechtlich zwingend vorgeschriebenen Schutz der genannten 
Fisch- und Muschelarten verstoßen, seien sie wegen Verstoßes gegen das Bundes-
recht nichtig. Insoweit sei das BNatSchG 2002 höherrangiges Recht gegenüber dem 
Landesrecht. Somit gelte das Fangverbot des § 42 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG 
2002, das auch die in Anhang IV der Richtlinie genannten Arten erfasse. Auf eine 
Notifikation der entsprechenden Landesvorschriften komme es daher nicht an.  
73    Die Regierung werde darauf hinwirken, dass die Fischereigesetze der Länder, soweit 
sie nicht den Vorgaben der Richtlinie und des Bundesrechts entsprächen, wie z. B. 
die von der Kommission beanstandete Regelung von Bremen, rasch geändert wür-
den.  
 Würdigung durch den Gerichtshof 
74    Im vorliegenden Fall ist unstreitig, dass der Coregonus oxyrhynchus, der Unio cras-
sus und der Acipenser sturio, die in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie aufge-
führt werden, Arten sind, die in Deutschland vorkommen.  
  DD 
75    Für diese Arten muss deshalb gemäß Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 
ein strenges Schutzsystem eingeführt werden, das alle absichtlichen Formen des 
Fangs oder der Tötung von aus der Natur entnommenen Exemplaren dieser Arten 
verbietet.  
76    Aus den Akten ergibt sich, dass bei Ablauf der in der mit Gründen versehenen Stel-
lungnahme gesetzten Frist die Regelung des Landes Bayern u. a. den ganzjährigen 
Fang von Fischen erlaubt hat, solange keine Fangverbote erlassen worden waren. 
Für den Coregonus oxyrhynchus gab es kein Fangverbot. Im Land Brandenburg war 
der Fang des Coregonus oxyrhynchus und des Unio crassus ebenfalls nicht verboten. 
Was die Regelung des Landes Bremen angeht, so hat die deutsche Regierung einge-
räumt, dass sie mit der Richtlinie nicht im Einklang steht.  
77    Zwar verbietet § 42 Absatz 1 BNatSchG 2002, wie die deutsche Regierung vorträgt, 
insbesondere den Fang und die Tötung der von einem strengen Schutzsystem erfass-
ten Tierarten wie der in Randnummer 74 des vorliegenden Urteils genannten Arten, 
doch bleiben nach § 39 Absatz 2 Satz 1 BNatSchG 2002 die Vorschriften des Tier-
schutzrechts sowie des Jagd- und Fischereirechts von den Vorschriften des betref-
fenden Abschnitts unberührt. Zu diesem Abschnitt gehört aber auch § 42 BNatSchG 
2002.  
78    Unter diesen Umständen ist festzustellen, dass der in Deutschland geltende rechtli-
che Rahmen, in dem gegen das Gemeinschaftsrecht verstoßende Landesvorschriften 
und eine dem Gemeinschaftsrecht entsprechende Bundesvorschrift gleichzeitig be-
stehen, nicht geeignet ist, für die drei fraglichen Tierarten tatsächlich in klarer und 
bestimmter Weise den in Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie vorgesehe-
nen strengen Schutz bezüglich des Verbotes aller absichtlichen Formen des Fangs 
oder der Tötung von aus der Natur entnommenen Exemplaren dieser Arten zu ge-
währleisten.  
79    Es zeigt sich also, dass die deutsche Regelung nicht mit Artikel 12 Absatz 1 Buch-
stabe a der Richtlinie im Einklang steht und nicht den in Artikel 16 der Richtlinie 
vorgesehenen Voraussetzungen für eine Ausnahme genügt.  
80    Was die der Kommission nicht übermittelten Fischereiregelungen der übrigen Bun-
desländer angeht, so kann nicht festgestellt werden, dass sie nicht den Bestimmun-
gen der Artikel 12 und 16 der Richtlinie genügen, weil keine Informationen über e-
ventuelle Fangverbote in diesen Ländern verfügbar sind, zumal, wie in Randnummer 
77 des vorliegenden Urteils festgestellt, § 42 Absatz 1 Nummer 1 BNatSchG 2002 
den Fang und die Tötung von Exemplaren der Arten Coregonus oxyrhynchus, Unio 
crassus und Acipenser sturio verbietet.  
81    Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass nach Artikel 23 Absatz 3 der Richtlinie die 
Mitgliedstaaten der Kommission den Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften mitteilen müssen, die sie auf dem unter die Richtlinie fallenden 
Gebiet erlassen. Die Kommission hat ihre Klage jedoch nicht auf diese Vorschrift 
gestützt.  
82    Die sechste Rüge greift daher mit den in den vorstehenden Randnummern des vor-
liegenden Urteils angegebenen Einschränkungen durch.  
83    Folglich ist festzustellen, dass die Bundesrepublik Deutschland, indem sie 
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–      für bestimmte Projekte außerhalb besonderer Schutzgebiete im Sinne von Artikel 4 
Absatz 1 der Richtlinie, die nach Artikel 6 Absätze 3 und 4 der Richtlinie einer Ver-
träglichkeitsprüfung zu unterziehen sind, nicht die Pflicht zur Durchführung einer 
solchen Prüfung vorsieht, unabhängig davon, ob die Projekte ein besonderes 
Schutzgebiet erheblich beeinträchtigen könnten,  
–      Emissionen in ein besonderes Schutzgebiet unabhängig davon zulässt, ob sie dieses 
erheblich beeinträchtigen könnten, 
–      bestimmte nicht absichtliche Beeinträchtigungen von geschützten Tieren aus dem 
Geltungsbereich der Artenschutzbestimmungen ausnimmt,  
–      bei bestimmten mit dem Gebietsschutz zu vereinbarenden Handlungen nicht die 
Einhaltung der Ausnahmetatbestände des Artikels 16 der Richtlinie sicherstellt,  
–      Bestimmungen über die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln besitzt, die den Ar-
tenschutz nicht ausreichend berücksichtigen, und  
–      nicht dafür Sorge getragen hat, dass die Fischereivorschriften ausreichende Fangver-
bote enthalten,  
gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 6 Absatz 3 sowie den Artikeln 12, 13 und 16 der 
Richtlinie verstoßen hat. 
Kosten 
84    Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag 
zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Kommission die Verurteilung der 
Bundesrepublik Deutschland beantragt hat und diese mit ihrem Vorbringen unterle-
gen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen.  
Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Zweite Kammer) für Recht erkannt und ent-
schieden: 
1.      
 –     Die Bundesrepublik Deutschland hat, indem sie für bestimmte Projekte außer-
halb besonderer Schutzgebiete im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 
92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Le-
bensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen, die nach Artikel 6 Ab-
sätze 3 und 4 der Richtlinie einer Verträglichkeitsprüfung zu unterziehen sind, 
nicht die Pflicht zur Durchführung einer solchen Prüfung vorsieht, unabhängig 
davon, ob die Projekte ein besonderes Schutzgebiet erheblich beeinträchtigen 
könnten, 
–      Emissionen in ein besonderes Schutzgebiet unabhängig davon zulässt, ob sie 
dieses erheblich beeinträchtigen könnten,  
–      bestimmte nicht absichtliche Beeinträchtigungen von geschützten Tieren aus 
dem Geltungsbereich der Artenschutzbestimmungen ausnimmt,  
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–      bei bestimmten mit dem Gebietsschutz zu vereinbarenden Handlungen nicht 
die Einhaltung der Ausnahmetatbestände des Artikels 16 der Richtlinie 92/43 
sicherstellt, 
–      Bestimmungen über die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln besitzt, die den 
Artenschutz nicht ausreichend berücksichtigen, und 
–      nicht dafür Sorge getragen hat, dass die Fischereivorschriften ausreichende 
Fangverbote enthalten, 
gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 6 Absatz 3 sowie den Artikeln 12, 13 und 16 
der Richtlinie 92/43 verstoßen.  
2.      Die Bundesrepublik Deutschland trägt die Kosten des Verfahrens. 
Unterschriften. 
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Anlage 6: Übersicht über die artenschutzrechtlichen Änderungen im Bundes-
naturschutzgesetz nach dem „Ersten Änderungsgesetz“ vom 12.12.2007 
 
Vorschrift alt neu 
§ 42 Abs. 1  
Nr. 1 
„Es ist verboten, wild lebenden Tieren 
der besonders geschützten Arten nach-
zustellen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder ihre Entwicklungs-
formen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zu-
fluchtstätten der Natur zu entnehmen, 
zu beschädigen oder zu zerstören.“ 
„Es ist verboten, wild lebenden Tieren 
der besonders geschützten Arten nach-
zustellen, sie zu fangen, zu verletzen 
oder zu töten oder ihre Entwicklungs-
formen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören.“ 
 
§ 42 Abs. 1  
Nr. 2 
„Es ist verboten, wild lebende Pflanzen 
der besonders geschützten Arten oder 
ihre Teile oder Entwicklungsformen 
abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder 
abzureißen, auszugraben, zu beschädi-
gen oder zu vernichten.“ 
 
 
„Es ist verboten, wild lebende Tiere der 
streng geschützten Arten und der euro-
päischen Vogelarten während der 
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten 
erheblich zu stören; eine erhebliche 
Störung liegt vor, wenn sich durch die 
Störung der Erhaltungszustand der loka-
len Population einer Art verschlechtert.“ 
§ 42 Abs. 1  
Nr. 3 
„Es ist verboten, wild lebenden Tiere 
der streng geschützten Arten und der 
europäischen Vogelarten an ihren Nist-, 
Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten durch 
Aufsuchen, Fotografieren, Filmen oder 
ähnliche Handlungen zu stören.“ 
„Es ist verboten, Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten der wild lebenden Tiere der 
besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören.“ 
 
§ 42 Abs. 1  
Nr. 4 
„Es ist verboten, Standorte wild leben-
der Pflanzen streng geschützter Arten 
durch Aufsuchen, Fotografieren oder 
Filmen der Pflanzen oder ähnliche 
Handlungen zu beeinträchtigen oder zu 
zerstören.“ 
„Es ist verboten, wild lebende Pflanzen 
der besonders geschützten Arten oder 
ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu 
beschädigen oder zu zerstören.“ 
§ 42 Abs. 4 Nicht vorhanden 
 
„Die den in § 5 Abs. 4 bis 6 genannten 
Anforderungen sowie den Regeln der 
guten fachlichen Praxis, die sich aus 
dem Recht der Land-, Forst- und Fische-
reiwirtschaft und § 17 Abs. 2 des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes ergeben, ent-
sprechende land-, forst- und fischerei-
wirtschaftliche Bodennutzung und die 
Verwertung der dabei gewonnenen 
Erzeugnisse verstößt nicht gegen die 
Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsver-
bote. Sind in Anhang IV der Richtli-
nie 92/43/EWG aufgeführte Arten oder 
europäische Vogelarten betroffen, gilt 
dies nur, soweit sich der Erhaltungszu-
stand der lokalen Population einer Art 
durch die Bewirtschaftung nicht ver-
schlechtert. Soweit dies nicht durch 
anderweitige Schutzmaßnahmen, insbe-
sondere durch Maßnahmen des Gebiets-
schutzes, Artenschutzprogramme, ver-
tragliche Vereinbarungen oder gezielte 
Aufklärung sichergestellt ist, ordnet die 
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zuständige Behörde gegenüber den ver-
ursachenden Land-, Forst- oder Fische-
reiwirten die erforderlichen Bewirtschaf-
tungsvorgaben an. Befugnisse nach 
Landesrecht zur Anordnung oder zum 
Erlass entsprechender Vorgaben durch 
Allgemeinverfügung oder Rechtsverord-
nung bleiben unberührt.“ 
§ 42 Abs. 5 Nicht vorhanden „Für nach § 19 zulässige Eingriffe in 
Natur und Landschaft sowie nach den 
Vorschriften des Baugesetzbuches zu-
lässige Vorhaben im Sinne des § 21 
Abs. 2 Satz 1 gelten die Zugriffs-, Be-
sitz- und Vermarktungsverbote nach 
Maßgabe von Satz 2 bis 7. Sind in An-
hang IV a der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführte Tierarten oder europäische 
Vogelarten betroffen, liegt ein Verstoß 
gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 3 
und im Hinblick auf damit verbundene 
unvermeidbare Beeinträchtigungen wild 
lebender Tiere auch gegen das Verbot 
des Absatzes 1 Nr. 1 nicht vor, soweit 
die ökologische Funktion der von dem 
Eingriff oder Vorhaben betroffenen 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im 
räumlichen Zusammenhang weiterhin 
erfüllt wird. Soweit erforderlich, können 
auch vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men festgesetzt werden. Für Standorte 
wild lebender Pflanzen der in An-
hang IV b der Richtlinie 92/43/EWG 
aufgeführten Arten gelten die Sätze 2 
und 3 entsprechend. Sind andere beson-
ders geschützte Arten betroffen, liegt bei 
Handlungen zur Durchführung eines 
Eingriffs oder Vorhabens ein Verstoß 
gegen die Zugriffs-, Besitz- und Ver-
marktungsverbote nicht vor. Die 
Zugriffs- und Besitzverbote gelten nicht 
für Handlungen zur Vorbereitung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.“ 
§ 43 Abs. 4 „Die Verbote des § 42 Abs. 1 und 2 
gelten nicht für den Fall, dass die Hand-
lungen bei der guten fachlichen Praxis 
und den in § 5 Abs. 4 bis 6 genannten 
Anforderungen entsprechenden land-, 
forst- und fischereiwirtschaftlichen 
Bodennutzung und bei der Verwertung 
der dabei gewonnenen Erzeugnisse oder 
bei der Ausführung eines nach § 19 
zugelassenen Eingriffs, bei der Durch-
führung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung nach dem Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung oder einer 
nach § 30 zugelassenen Maßnahme 
vorgenommen werden, soweit hierbei 
Tiere, einschließlich ihrer Nist-, Brut-, 
Weggefallen 
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Wohn- oder Zufluchtstätten und Pflan-
zen der besonders geschützten Arten 
nicht absichtlich beeinträchtigt werden. 
Weitergehende Schutzvorschriften der 
Länder bleiben unberührt.“ 
§ 43 Abs. 8 „Die nach Landesrecht zuständigen 
Behörden können im Einzelfall weitere 
Ausnahmen von den Verboten des § 42 
zulassen, soweit dies  
1. zur Abwendung erheblicher land-, 
forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger  
gemeinwirtschaftlicher Schäden,  
2. zum Schutz der heimischen Tier- 
und Pflanzenwelt,  
3. für Zwecke der Forschung, Lehre, 
Bildung oder Wiederansiedlung oder 
diesen Zwecken dienende Maßnahmen 
der Aufzucht oder künstlichen Vermeh-
rung, 
erforderlich ist. 2 Das Bundesamt für 
Naturschutz kann im Falle des 
Verbringens aus Drittländern im Ein-
zelfall weitere Ausnahmen von den 
Verboten des § 42 zulassen, um unter 
kontrollierten Bedingungen eine ver-
nünftige Nutzung von Tieren und 
Pflanzen bestimmter Arten im Sinne 
des § 10 Abs. 2 Nr. 10 Buchstabe b 
sowie für gezüchtete oder künstlich 
vermehrte Tiere oder Pflanzen dieser 
Arten zu ermöglichen. Ausnahmen 
nach den Sätzen 1 und 2 dürfen nur 
zugelassen werden, soweit der Bestand 
und die Verbreitung der betreffenden 
Population oder Art dadurch nicht 
nachteilig beeinflusst wird, Artikel 16 
Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG und 
Artikel 9 Abs. 1 und 2 der Richtli-
nie 79/409/EWG beachtet sind und 
Vorschriften einer Rechtsverordnung 
nach § 52 Abs. 5, sonstige Belange des 
Artenschutzes oder Verpflichtungen 
aus internationalen Artenschutzüber-
einkommen nicht entgegenstehen.  
weitergehende Anforderungen enthält. 
 Die Landesregierungen können die 
Ausnahmen nach Satz 1 allgemein 
durch Rechtsverordnungen zulassen, 
soweit es sich nicht um Tiere und 
Pflanzen der streng geschützten Arten 
handelt. Die Landesregierungen kön-
nen die Befugnis nach Satz 3 durch 
Rechtsverordnung auf andere Landes-
behörden übertragen.“ 
„Die nach Landesrecht zuständigen 
Behörden sowie im Falle des Verbrin-
gens aus dem Ausland das Bundesamt 
für Naturschutz können von den Verbo-
ten des § 42 im Einzelfall weitere 
Ausnahmen zulassen  
1. zur Abwendung erheblicher land-, 
forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger 
erheblicher wirtschaftlicher Schäden,  
2. zum Schutz der heimischen Tier- und 
Pflanzenwelt,  
3. für Zwecke der Forschung, Lehre, 
Bildung oder Wiederansiedlung oder 
diesen Zwecken dienende Maßnahmen 
der Aufzucht oder künstlichen Vermeh-
rung,  
4. im Interesse der Gesundheit des 
Menschen, der öffentlichen Sicherheit, 
einschließlich der Landesverteidigung 
und des Schutzes der Zivilbevölkerung, 
oder der maßgeblich günstigen Auswir-
kungen auf die Umwelt oder  
5. aus anderen zwingenden Gründen 
des überwiegenden öffentlichen Inte-
resses einschließlich solcher sozialer 
oder wirtschaftlicher Art. 
Eine Ausnahme darf nur zugelassen 
werden, wenn zumutbare Alternativen 
nicht gegeben sind und sich der Erhal-
tungszustand der Populationen einer Art 
nicht verschlechtert, soweit nicht Arti-
kel 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/EWG 
weitergehende Anforderungen enthält. 
Artikel 16 Abs. 3 der Richtli-
nie 92/43/EWG und Artikel 9 Abs. 2 der 
Richtlinie 79/409/EWG sind zu beach-
ten. Die Landesregierungen können 
Ausnahmen nach Satz 1 Nr. 1 bis 5 auch 
allgemein durch Rechtsverordnung 
zulassen. Die Landesregierungen können 
die Ermächtigung nach Satz 4 durch 
Rechtsverordnung auf andere Landesbe-
hörden übertragen.“ 
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§ 62 „Von den Verboten des § 42 und den 
Vorschriften einer Rechtsverordnung 
auf Grund des § 52 Abs. 7 kann auf 
Antrag Befreiung gewährt werden, wenn 
1. die Durchführung der Vorschrift im 
Einzelfall  
a) zu einer nicht beabsichtigten Härte  
führen würde und die Abweichung mit 
den Belangen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu vereinbaren ist 
oder 
b) zu einer nicht gewollten Beeinträchti-
gung von Natur und Landschaft führen 
würde oder 
2. überwiegende Gründe des Gemein-
wohls die Befreiung erfordern 
und die Art. 12, 13 und 16 der Richtli-
nie 92/43/EWG oder die Art. 5 bis 7 und 
9 der Richtlinie 79/409/EWG nicht 
entgegenstehen. Die Länder können 
Bestimmungen über die Erteilung von 
Befreiungen von landesrechtlichen Ge-
boten und Verboten treffen. 
Die Befreiung wird von den für Natur-
schutz und Landschaftspflege zuständi-
gen Behörden und, im Falle des 
Verbringens aus Drittländern, vom Bun-
desamt für Naturschutz gewährt.“ 
„Von den Verboten des § 42 kann auf 
Antrag Befreiung gewährt werden, wenn 
die Durchführung der Vorschrift im 
Einzelfall zu einer unzumutbaren Belas-
tung führen würde. Die Befreiung kann 
mit Nebenbestimmungen versehen wer-
den. Im Falle des Verbringens aus dem 
Ausland wird die Befreiung vom Bun-
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Anlage 7: Bundestagsdrucksache 16/5100: Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes mit Begründung 
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Anlage 8: Interview-Fragenkatalog 
 
Interview zum Thema: 
 




Befragte Behörde:  
 
Befragte Person(en): 
   
Ausbildung der befragten Personen: 
 





Frage 1:  
Bestehen bei folgenden unbestimmten Rechtsbegriffen Schwierigkeiten bei der 
Auslegung? 
 
1. Lebensstätten (§ 42 I Nr. 3  spezielle Habitatsanforderungen vieler Arten, 
Erfahrungswissen über entsprechende Maßnahmen bisher gering) 
 
2. erhebliche Störung (§ 42 I Nr. 2) 
 
3. lokale Population (§ 42 I Nr. 2, IV 2  Anwendung im Einzelfall schwie-
rig, da Begriff artspezifisch ist; es ist lokalen Behörden nicht möglich, den 
Erhaltungszustand von Arten im Verbreitungsgebiet zu beurteilen, da dafür 
erforderlichen Daten fehlen und Bestimmung bei Arten mit großen Flächen-
ansprüchen schwierig sein kann) 
 
4. räumlicher Zusammenhang (§ 42 V 2  Anwendung auf den Einzelfall) 
 
5. unvermeidbare Beeinträchtigungen (§ 42 V 2) 
 
6. ökologische Funktion (§42 V 4) 
 
7. keine zumutbare Alternative (§ 43 VIII 2) 
 
8. unzumutbare Belastungen (§ 62) 
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Frage 2:  
Das Störungsverbot hat sich ausgeweitet, da die Verbote auf bestimmte Zeiträume 
abgestellt sind (§ 42 I Nr. 2). Führt dies zu Mehrarbeit? 
 
Frage 3:  
Die Sonderstellung der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft bei den Freistellun-
gen ist mit der Erfassung aller Verbotstatbestände erweitert worden. Wie praktika-
bel/aufwendig ist die „verschachtelte Regel-Ausnahme-Ausnahme-Vorschrift“ in 
der Verwaltung (§ 42 IV)? 
 
 
Frage 4:  
Inwieweit wurde von dem neuen Instrument der vorgezogenen Ausgleichsmaß-
nahmen neben den Vermeidungsmaßnahmen Gebrauch gemacht (§ 42 V 4)? 
 
 
Frage 5:  
Verursacht das Auseinanderreißen des Artenschutzrechts nach besonders/streng 
geschützten Arten und national geschützten Arten Probleme in der Umsetzung? 
 
 
Frage 6:  
Gibt es vom MLR bereits eine Verwaltungsvorschrift für die Umsetzung des Ersten 
Änderungsgesetzes oder sonstiges? 
 
 
Frage 7:  
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Anlage 9: Umfragebogen 
 
Umfragebogen zum Thema: 
 
„Ausgewählte Probleme des Artenschutzrechts“ 
 
 
Befragte Behörde (Land-/Stadtkreis):       
 
Ausbildung der befragten Person:  Verwaltungsstudium 
 
Wie lange sind Sie bereits im Artenschutzrecht tätig?         Jahre 
 
 
Frage 1:  
 
Am 12.12.2007 ist das Erste Änderungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) in Kraft getreten.  
 
a) Führen nachfolgend aufgezählte unbestimmte Rechtsbegriffe bzw. Sachverhalte 
zu Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Novellierung in der Praxis? 
         Ja Nein 
9. Lebensstätte (§ 42 Abs. 1 Nr. 3)       
10. lokale Population (§ 42 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 S. 2)    
11. Erhaltungszustand (§ 42 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 und 8)    
12. räumlicher Zusammenhang (§ 42 Abs. 5 S. 2)    
13. ökologische Funktion (§ 42 Abs. 5 S. 4)     
14. Sonderstellung der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft   
(§ 42 Abs. 4)  
 
b) Über die neue Rechtslage wurden Sie informiert durch:  
 
 den Einführungserlass des MLR vom 18.12.2007    
 Dienstbesprechungen beim zuständigen Regierungspräsidium    
 Fachvorträge vom zuständigen Regierungspräsidium    
 Tagungen/Seminare anderer Anbieter  
 Sonstiges        
 
Frage 2:  
 
Bereitet die Überschneidung artenschutzrechtlicher Vorschriften des BNatSchG mit 
artenschutzrechtlichen Vorschriften anderer Rechtsgebiete (z. B. Forst-, Jagd- und 
Fischereirecht) Probleme bei der Umsetzung? 
    Ja Nein 
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Frage 3:  
 
Bewerten Sie bitte die Handhabbarkeit artenschutzrechtlicher Vorschriften im 
BNatSchG im Vergleich zu anderen Rechts- und Verwaltungsvorschriften (z. B. 
Baurecht, sonstiges Naturschutzrecht, Immissionsschutzrecht, Wasserrecht)? 
 
Sehr gut Gut  Mäßig  Schwierig Sehr schwierig 
         
 
Frage 4:  
 
a) Wie hoch schätzen Sie die fachliche Kompetenz im Bereich des Artenschutz-
rechts bei Kommunen ohne eigene artenschutzrechtliche Zuständigkeit bzw. bei 
anderen Vorhabensträgern und Architekten ein? 
 
Sehr hoch  Hoch  Mäßig  Gering  Sehr gering 
          
 
b) Führen eventuell geringere Kenntnisse im Artenschutzrecht bei Kommunen 
ohne eigene artenschutzrechtliche Zuständigkeit bzw. bei anderen Vorhabens-
trägern und Architekten zu Mehrarbeit in den Unteren Naturschutzbehörden? 
           
         Ja Nein 
           
 
Frage 5:  
 
Wie hoch schätzen Sie die Akzeptanz des Artenschutzes bei Gemeinden und sons-
tigen Vorhabensträgern bzw. in der Bevölkerung ein? 
 
Sehr hoch Hoch  Mäßig  Gering  Sehr gering 
         
 
Frage 6:  
 
a) Wie hoch ist die Motivation bzw. Mitwirkung der Vollzugsadressaten (z. B. 
Landwirte) bei der Umsetzung des Artenschutzrechts? 
 
Sehr hoch  Hoch  Mäßig  Gering  Sehr gering 
          
 
b) Wie häufig wird in diesem Zusammenhang bei der Umsetzung des Arten-
schutzrechts von dem Instrument des Vertragsnaturschutzes Gebrauch ge-
macht? 
 
100-91 %  90-61 % 60-41 % 40-11 % bis 10 % 
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Frage 7:  
 
a) Wie viele Mitarbeiter sind in Ihrer Unteren Naturschutzbehörde beschäftigt 
(einschließlich Sekretariat)? 
 
Vollzeit:         Mitarbeiter 
Teilzeit:       Mitarbeiter 
 
b) Wie schätzen Sie die stellenmäßige Ausstattung der Unteren Naturschutzbehör-
den ein? 
 
Sehr gut  Gut       Ausreichend Mangelhaft Ungenügend 





a) Wie sind die Aufgaben Ihrer Unteren Naturschutzbehörde auf die Sachbearbei-
ter verteilt? 
 
 Verwaltungsaufgaben und naturschutzfachliche Aufgaben werden zusam-
men von jedem Bearbeiter bearbeitet. 
 Verwaltungsaufgaben und naturschutzfachliche Aufgaben werden getrennt 
von Verwaltungs- und Fachpersonal bearbeitet. 
 Sonstiges       
 
b) Wie sind Sie mit dieser Aufteilung zufrieden? 
 
Sehr   Zufrieden  Im Allg.  Weniger Nicht 
zufrieden     zufrieden zufrieden zufrieden 
          
 
 
Sonstige Anmerkungen bzw. Verbesserungsmöglichkeiten im Umgang mit dem 
Artenschutzrecht: 
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Anlage 10: Gesamttabelle 
 
UNB-Nr. 1N 2V 3N 4V 4N 5V 6V 7V 8V 9N 10V 11V 11VN 12VN 13V 13N 14VN 15V 16V 16N 17V 18N 19N 20N
Jahre ArtSchR 3 8 7 5 5 6 12 8 6 16 10 1 7 8 1,5 20 22 0,5 8 8 30 28 7 1
Mitarb. Vollzeit 4,5 7 6 3 3 3 8 4 5 1 5 8 8 2 1 1 2 4 1 1 3 2 1,5 2
Mitarb. Teilzeit 0,5 0 2 2 2 2 5 2 5 4 0 2 2 3 2,5 2,5 6 2 2 2 4 3 0,5 3
Aufg.Organisat. z z/g g g g g z/g g g g g g g z g g g g z/g z/g g z/g g z/g
Frage 1a, Nr.1 2 2 1 2 2 1 2 2 2 1 1 1 1 2 1 1 1 2 2 2 1 2 2
Frage 1a, Nr.2 1 1 1 2 2 1 2 2 2 1 1 1 1 2 1 1 1 1 1 1 1 2 2 1
Frage 1a, Nr.3 1 1 1 2 2 1 2 2 2 1 1 2 2 2 1 1 1 1 1 1 1 2 1 1
Frage 1a, Nr.4 1 1 1 2 2 1 2 2 2 1 2 2 2 2 1 1 1 2 1 1 1 2 1
Frage 1a, Nr.5 1 1 2 2 2 1 2 2 1 1 2 2 2 2 1 1 1 2 1 1 1 2 2 1
Frage 1a, Nr.6 2 1 1 2 2 1 2 2 1 2 2 2 2 2 1 1 1 1 2 2 1 2 2 1
Frage 2 2 1 1 1 1 2 2 2 1 2 1 2 2 1 2 2 1 1 2 2 2 1 2 2
Frage 3 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 4 5 5 4 4 4 5 4 4 4 4 5 4 2,5
Frage 4a 4,5 5 5 4 4 5 4,5 5 4 3 5 5 5 5 5 4 4 5 5 4 4 5 5
Frage 4b 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1
Frage 5 4,5 4 4 3 3 3 4 4 3 3 4 4,5 4,5 4 4 3 3 5 4 4 3 4 4 5
Frage 6a 4,5 4 4 3 3 3 3 3 3 3 3 3,5 3,5 3 3 4 2 3 5 5 4 5 5 2,5
Frage 6b 5 4 4 4 4 5 4 5 3 3 5 5 3 3 3 2 2 5 5 5 4 5
Frage 7b 3 4 4 4 4 3 2 3 4 3 4 4 4 3 4 4 5 3 5 5 4 4 5 5
Frage 8 3 1 2 2 2 2 2 1 3 2 1 2 2 2 2 2 3 2 3 3 2 2 3 5
 
  III 
 
UNB-Nr. 21V 21N 22N 23V 23N 24N 25V 26V 27V 27N arithm. Mittel Modalwert Anzahl Ja Anzahl Nein
Jahre ArtSchR 1 18 7 1,5 10 10 22 17 9,83
Mitarb. Vollzeit 2,5 2,5 2 6 6 2 3 6 2,5 2,5 3,59 1)
Mitarb. Teilzeit 0 0 0 4 4 1 0 1 1 1 2,13 1)
Aufg.Organisat. g g g g g z/g g g g g
Frage 1a, Nr.1 2 2 2 2 2 2 1 1 1 13 19
Frage 1a, Nr.2 1 1 1 1 1 2 1 1 1 1 25 9
Frage 1a, Nr.3 1 1 1 1 2 1 1 2 1 1 23 11
Frage 1a, Nr.4 1 1 1 1 1 2 2 1 1 1 20 13
Frage 1a, Nr.5 1 1 1 2 2 2 2 1 1 17 16
Frage 1a, Nr.6 2 2 1 1 2 2 2 1 1 14 19
Frage 2 2 2 2 2 2 2 2 1 1 1 13 21
Frage 3 5 5 4 4 3 3 2 5 5 5 4,10 4
Frage 4a 5 5 4 3 4 2,5 5 3 5 5 4,44 5
Frage 4b 1 1 2 1 1 1 1 1 1 1 32 1
Frage 5 3 3 4 3 4 4 4 2 5 5 3,78 4
Frage 6a 3 3 4 3 3 5 4 3 4 4 3,56 3
Frage 6b 2 2 5 2 5 5 5 5 5 4,00 5
Frage 7b 4 4 2 4 2 3 3 4 4 4 3,74 4
Frage 8 1 1 1 2 1 2 2 2 3 3 2,12 2
 
 
1)  Jede UNB wurde nur einmal berücksichtigt. 
V – Verwaltungsstudium, N – Naturwissenschaftliches Studium, VN – Verwaltungs- und naturwissenschaftliches Studium 
Grün – 2 Mitarbeiter haben jeweils einen Fragebogen beantwortet. Gelb – 2 Mitarbeiter haben gemeinsam einen Fragebogen beantwortet. 
Zur Zuordnung der Werte zu den Skalenpunkten siehe Tabelle 1 im Kapitel 6.2. 
  JJJ
Anlage 11: Diagramme zum Vergleich von Mitarbeitern mit einem Verwal-

























































































































































































  MMM 
Anlage 12: Schematische Übersicht zu Prüfschritten bezüglich geschützter 
Tierarten nach §§ 42 und 43 BNatSchG 
 
 
(Quelle: Trautner (2008: 5)) 
  NNN 
SELBSTÄNDIGKEITSERKLÄRUNG 
„Ich versichere, dass ich diese Diplomarbeit selbstständig und nur unter Verwen-




Ludwigsburg, den ............................................... 
 
 
.............................................................................. 
Unterschrift 
 
 
 
 
 
